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Verfassungsschutz nn Brandenburg 
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Verfassungsschutz in Brandenburg 

Zu den Mitteln der wehrhaften Demokratie gehort die Moglichkeit, extremis- 

tische Bestrebungen nm Vorfeld durch den Verfassungsschutz beobachten 

zulassen Wenn Straftaten begangen werden, wird polnzeilich eingeschrit- 

ten. Das nn Deutschland geltende Trennungsgebot regelt die Aufgabentei- 

lung und die Zusammenarbeit zwischen Verfassungsschutz und Polnzei bei 

der Bekampfung des Extremismus Eine polntisch geleitete Polizei wne die 

Gestapo nm Dritten Reich oder dne Staatssncherheit nn der DDR hat nn der 

durch das Grundgesetz verfassten Demokratie keinen Platz. 

Der Verfassungsschutz in der Bundesrepu- 

blik Deutschland nst, me die Polizei, Länder- 

sache; dne Zusammenarbeit des Bundes und 

der Lander nm Verfassungsschutz regelt der 

Bund Jedes Bundesland und der Bund verfu- 

gen uber einen eigenen Verfassungsschutz, 

VERFASSUNG |der entweder als eigenes Amt strukturiert 

DES LANDES oder — wie nn Brandenburg - dem Innenmi- 

BRANDENBURG nnsterium als Abteilung organnsatorisch einge- 

gliedert nst. 

Das Bundesamt fur Verfassungsschutz nn Koln nnmmt koordinierende und 

landerubergreifende Aufgaben wahr Seine Tatngkeit some die Zusammen- 

arbeit zwischen Bundesamt und Landesverfassungsschutzbehörden snnd 

im Bundesverfassungsschutzgesetz geregelt, die Landesbehorden arbei- 

ten auf der Grundlage der jeweiligen Landesverfassungsschutzgesetze 

Was ist Auftrag des Verfassungsschutzes? 

Der Auftrag des Verfassungsschutzes nst es, „die Landesregierung und 

andere zustandige Stellen uber Gefahren fur dne freiheitiche demokrati- 

sche Grundordnung, den Bestand und die Sncherheit des Bundes und der 

Länder“ zu unterrichten ($ 1 Abs 1 Brandenburgisches Verfassungsschutz- 

gesetz). 

Um diesen Auftrag erfullen zu können, nst der Verfassungsschutz verpflich- 

tet, Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 

- den nncht zur Disposition stehenden Kern der demokratischen Grund- 

werte - zu beobachten sowie Spionagetatigkeiten abzuwehren. Bei den 

Grundwerten der Verfassung handelt es sich um folgende‘ 
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1 die Menschenrechte, 

2 das Recht des Volkes, dne Volksvertretung nn allgemeiner, unmnttel- 

barer, freier, gleicher und geheimer Wahl zu wahlen, 

3 die Bindung an Gesetz und Recht, 

4 das Recht auf die Bildung und Ausubung enner parlamentarnschen 

Opposition, 

5 die Ablosbarkeit der Regierung, 

6 die Unabhangngkeit der Gerichte und 

T. der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkurherrschaft. 

Wenn tatsachlnche Anhaltspunkte dafur vorliegen, dass eine Organnsatnon 

oder Gruppierung darauf hnnwrkt, diese Grundwerte zu beseitigen, nst es 

Aufgabe der Verfassungsschutzbehorde, Informationen uber diese Bestre- 

bung zu sammeln Ihre Tatngkeit setzt nm Vorfeld konkreter Gefahren und 

Straftaten an Der Verfassungsschutz nstein auswertungsorientierter Nach- 

richtendienst Nachrichten werden gesammelt, analysiert und schließlich 

nn Form von Berichten an zustandige Stellen weitergegeben Behordliche 

„Abnehmer“ der Informationen snnd nm Wesentlichen die Polizeidienststel- 

len, aber es kann auch geboten sein, z B dne Vereinsverbotsbehorde oder 

Kommunen uber Erkenntnisse zu unterrichten Die Voraussetzungen, un- 

ter denen enne Informationsweitergabe stattfindet, snnd nm Wesentlichen nm 

Brandenburgischen Verfassungsschutzgesetz geregalt Die Dienstleistung 

des Verfassungsschutzes lnegt schwerpunktmaßng darnn, Erkenntnisse aus 

seiner wertenden Betrachtung zahlreicher Einzelinformationen zusam- 

mengefasst bereit zu stellen 

Die Verfassungsschutzbehorde unterrichtet auch die Offentlichkeit ($ 5 

Brandenburgisches Verfassungsschutzgesetz), sie nnformnert uber nhre 

Erkenntnisse zu Bestrebungen gegen die freiheilliche demokratische 

Grundordnung Diese Erkenntnisse liegen - korrespondierend mnt dem 

Auftrag des Verfassungsschutzes - nm Vorfeld strafrechtlich relevanter 

Verdachtsmomente Auch muss dne Verfassungsfeindlichkeit eines Perso- 

nenzusammenschlusses nncht nachgewiesen sein - sonst ware es bereits 

Sache der Vereinsverbotsbehorde, tatng zu werden (Art 9 Abs 2 GG) 

Durch die Unterrichtung der Offentlichkeit wird jedem Burger dne Moglnch- 

keit eroffnet, snch selbst enn Bild von snch abzeichnenden Gefahren fur die 
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freiheitiche demokratische Grundordnung zu machen und senne Teilhabe 

am politischen und gesellschaftichen Leben daran auszurichten Dies ist 

ein wichtiger Teil der Extremismusprävention Begibt snch eine Organnsa- 

tion mit Flugblättern, Broschuren oder politischen Verlautbarungen nn die 

Offentlichkeit, muss sne sich auch einer gesellschaftlichen Diskussion über 

Ihre Vorhaben und Znde stellen 

Die Verfassungsschutzbehörde Brandenburgs fuhrt nn nhren Publikationen 

nncht alle ihre Beobachtungsobjekte auf Erwahnt werden insbesondere 

diejenigen Strukturen und Organnsatnonen, die aus Sncht der Verfassungs- 

schutzbehorde von besonderer Bedeutung fur den offentlichen Diskurs 

snnd Werden einzelne extremistische Organnsationen dagegen nncht er- 

wahnt, nst dies kein Hnnweis darauf, dass sne der Beobachtung nncht un- 

terliegen 

Wie arbeitet der Verfassungsschutz? 

Der Verfassungsschutz beschafft snch zur Erfüllung seines Auftrages Infor- 

mationen Zu einem Großteil werden die notwendigen Informationen aus 

offenen Quellen, etwa Zeitungen, Zeitschriften oder dem Internet gewon- 

nen Dies ist allerdnngs nicht immer moglich. Gerade die zur Analyse er- 

forderlichen Informationen aus Fuhrungskreisen, die besonders sensibel, 

aber auch wichtig snnd, um die tatsachlichen Absichten einer Organnsatnon 

zu erfahren, konnen haufig nncht aus offenen Quellen entnommen werden. 

Der Verfassungsschutz kann deshalb nncht auf den Einsatz nachrichten- 

dienstlicher Mittel verzichten. Dazu zahlen 

der Einsatz von Vertrauensleuten oder geheimen Informanten, 

- Observatnonen, 

- der Einsatz von Tarnmntteln, 

= die Überwachung des Bnef-, Post- und Fernmeldeverkehrs 

Sie kommen erst dann zum Einsatz, wenn die benotigten Erkenntnisse auf 

andere Weise nncht beschafft werden konnen Die Voraussetzungen Ihres 

Einsatzes snnd gesetzlich geregalt Dass sne zur heimlichen Informatnons- 

beschaffung eingesetzt werden durfen, ist enn Ausdruck der wehrhaften 

Demokratie - der demokratische Rechtsstaat soll denjenigen, von denen 

Gefahrdungen fur dne Grundwerte der Demokratie ausgehen und die nhre 

13 
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Ziele verdunkeln, um eine ‚legalistische‘ Systemanderung zu erreichen, 

rechtzeitig auf Augenhohe begegnen konnen 

Kontrolle des Verfassungsschutzes 

Der Verfassungsschutz unterliegt einer vielfältigen und engmaschigen 

Kontrolle Dies ergnbt snch bereits aus der Landesverfassung Branden- 

burgs, die nn Art 11 Abs 3 fur den Verfassungsschutz eine besondere 

parlamentarnsche Kontrolle vorsieht Diese wnrd von der durch das Bran- 

denburgische Verfassungsschutzgesetz nnstitutionalisierten Parlamentarn- 

schen Kontrollkommissnon des Landtages Brandenburg ausgeubt 

Die Landesregierung hat das Gremium uber die allgemeine Tatngkeit der 

Verfassungsschutzbehorde, uber Lagebilder und \organge von beson- 

derer Bedeutung zu unterrichten sowie - auf Verlangen der Kommission 

- über Einzelfälle zu berichten Die Kommission kann dazu beispielsweise 

von der Landesregierung dne fur nhre Kontrollaufgaben erforderlichen Aus- 

kunfte verlangen 

Ben Eingriffen nn das Post- und Fernmeldegeheimnis nach Art 10 GG ent- 

scheidet die G 10-Kommissnon uber deren Zulassngkeit und Notwendigkeit 

Sne, deren Bezeichnung snch ableitet von dem Gesetz zu Artnkel 10 Grund- 

gesetz (G 10-Gesetz), mnt dem die Voraussetzungen und Grenzen der 

Telekommunikations-, Brief- und Postuberwachungen normnert werden, nst 

enn gesetzlich vorgeschriebenes Gremium und besteht aus drei Personen, 

die vom Parlament bestimmt werden Diese Kommission uberwacht so- 

wohl dne Datenerhebung als auch dne Verarbeitung von Informationen, die 

aus solchen Uberwachungsmaßnahmen stammen 

Die Landesbeauftragte fur den Datenschutz und fur das Recht auf Akten- 

einsicht hat Zugang zu Unterlagen der Verfassungsschutzbehorde, die 

personenbezogene Daten enthalten Sne kann so die Rechtmaßigkeit der 

Datenerhebung und -verarbeitung uberprufen 

Jeder Burger hat auch nndnvnduall die Moglichkeit, gemaß & 12 des Bran- 

denburgischen Verfassungsschutzgesetzes Auskunft uber zu seiner Per- 

son gespeicherte Daten - sowie ggf auch Akteneinsicht - zu erhalten 

Wird eine Auskunft versagt, so unterliegt diese Entscheidung der verwal- 

tungsgerichtichen Kontrolle 
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Struktur der Verfassungsschutzbehörde 

Brandenburg 

Die Verfassungsschutzbehorde des Landes Brandenburg nst das Ministeri- 

um des Innern. Dessen Abteilung V erfullt die Aufgaben des Verfassungs- 

schutzes Die Abteilung V glnederte snch am Jahresende 2005 nach einer 

erneuten organnsatornschen Straffung in folgende sechs Referate 

Recht, G 10, Datenschutz, 

Referat V/1 Geschäftsprozesse, 
Technik, operative Sicherheit 

Referat V/2 Verfassungsschutz durch Aufklärung 

Referat /3 Observation 

Referat V/4 Beschaffung politischer Extremismus 

Referat V/5 ‚Auswertung politischer Extremismus 

Referat V/6 Spionageabwehr, Geheimschutz 

Am 31 Dezember 2005 waren von 133 vorgesehenen Planstellen 127 be- 

setzt Insgesamt snnd hnerfur Personalkosten nn Hohe von 6 222 000 Euro 

entstanden. An Sachmntteln standen nnsgesamt 1.411 000 Euro zur Verfü- 

gung, hierson wurden 1 410.999,86 Euro ausgegeben. 
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Verfassungsschutz in Brandenburg 

zes vor Schulklassen oder halten nhre Vortrage nm Rahmen der schulnnter- 

nen Lehrerfortbildung some auf Schulkonferenzen 

Die Zusammenarbeit mnt der Brandenburger Polnzei wurde auf dem Gebiet 

der Prävention nntensiviert Neben dem Unterricht, den Verfassungsschuüt- 

zer seit Jahren an der Fachhochschule der Pdizen nn Basdorf halten, gnbt 

es jetzt auch gemeinsame Auftntte mnt Polizeibeamten, so auf einer ganz- 

tägngen Informatnonsveranstaltung nm Oktober in einem Polnzeischutzbe- 

reich Gerade im Bereich pdltisch-motivierter Straftaten gnbt es zahlreiche 

Berührungspunkte von Polizei und Verfassungsschutz 

Neben dem personlichen Gespräch bietet der Verfassungsschutz seine 

Informationen auf der Internetseite www verfassungsschutz brandenburg 

de sowie nm jahrlnch erscheinenden Verfassungsschutzbericht an. Im ver- 

gangenen Jahr erschienen die ersten vner Faltblätter einer Reihe „Feinde 

der Demokratie“, um vor allem junge Menschen kurz und knapp uber Ex- 

tremnsten zu informieren 

a 
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Das Beispiel des Hoolngannsmus zeigt allerdings auch, dass Jugendgewalt 

snch zu legitimieren sucht Politische Ideologien kommen als vermeintliche 

Sinnstifter fur Gewaltaktionen in Frage, wenn sne enn Freund-Feind-Sche- 

ma anbieten, das unversohnliche Frontlinien vorgibt Seien es rassnstisch 

motivierte Unterscheidungen zwischen „Herrenrasse“ und ‚minderwertigen 

Rassen“, sei es eine bei Autonomen haufig vorkommende Unterschei- 

dung zwischen „Menschen“ und „Faschisten“, sei es die Unterscheidung 

zwischen „Gläubigen“ und „Unglaubigen“, die den Begriff des „Ungläu- 

bigen“ im Ubrigen gern auf Mitglieder der eigenen Relngnon anwendet 

- stets nstzu beobachten, dass weniger die Inhalte als die vorgegebenen 

Konfliktlinien von jugendichen Gewalttatern zitiert werden Nicht selten 

werden auch Pdiznsten, Lehrer und Vertreter von Behorden Opfer von 

Gewalt 

Einige extremistische Bestrebungen snnd auf Gewalt als Ersatz fur Organn- 

sationsstrukturen und politische Programmatik geradezu angewmesen Das 

gilt gleichermaßen fur autonome Gruppierungen im Linksextremismus wie 

für den subkulturell geprägten, gewaltbereiten Rechtsextremismus Sie 

setzen diese Gewalt haufig gegeneinander enn Das fuhrte im Jahr 2005 

zu ennem Aufschaukeln rechts- und linksextremistisch motivierter Gewalt 

nn Potsdam 

Ausloser für enne ganze Reihe von Straftaten war ein Anschlag von Rechts- 

extremisten auf das Potsdamer linksalternative Wohnprojekt „Chamäleon“ 

in der Snlvesternacht 2002 Die Hauptverhandlung gegen zwei rechtsext- 

remistische Brandstifter fand vom 1. bis 13 Junn 2005 vor dem Amtsge- 

rncht Potsdam statt Zu den drei Prozesstagen erschienen jeweils bis zu 

50 Rechts- bzw. Linksextremisten, die snch gegenseitig einzuschuchtern 

versuchten. Darunter waren auch ehemalige Mitglieder der verbotenen 

Berliner Kameradschaften „Berliner Alternative Sud-Ost‘ (BASO) und ‚Ka- 

meradschaft Tor“ 

Am Ende des ersten Prozesstages verprugelten etwa 15 Linksextremisten 

auf dem Berliner Ostbahnhof funf Rechtsextremisten. Am 19 Junn 2005 

kam es zu einem weiteren Racheakt, als mehrere jugendiche Lninksex- 

tremisten einen 17-Jahrngen Rechtsextremisten jagten und auf den schon 

am Boden Lniegenden einschlugen Das Opfer war eine Stunde zuvor noch 

selbst an einem Angriff beteiligt, bei dem eine Gruppe von 25 bis 30 Per- 

sonen nn einer Straßenbahn auf zwei Angehonge der lnnksextremistischen 

Szene einschlug Es wurden af Tatverdachtige bekannt 
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Regionale Darstellung {nach Polizeiwachenbereichen) 

der polntnsch motivierten Gewaltstraftaten 

nm Jahre 2005 nm Land Brandenburg 

Quelle LKA Brandenburg 
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Enn Hohepunkt der gewalttatigen Konfrontationen ereignete sich am 3 Juli 

2005, als etwa 15 Rechtsextremisten zwen Personen uberfielen, die sne der 

linksextremistischen Szene fur zugehorig hndten Die Staatsanwaltschaft 

wnrft den aus Potsdam und Berlin stammenden Rechtsextremisten vor, den 

Tod nhrer Opfer billngend nn Kauf genommen zu haben, als sne den wehrlos 

am Boden Liegenden gezielt gegen Kopf und Korper traten Aus der Grup- 

pe heraus wurde dabei „Scheiß Zecke, nch mach dnch alle, nch mach dich 

platt‘ gerufen Neben den Fußtntten wurden einem der Geschädigten mnn- 

destens zwei derart kraftige, mit Bierflaschen gefuhrte Schlage ins Gesicht 

versetzt, dass dne Flaschen dabei zerbrachen 

Die Vernetzung mnt Berliner Extremisten sowohl auf rechts- me auf lnnks- 

extremistischer Seite, aber auch Antnfa- und Antn-Antifa-Aktnvntaten haben 

Zerschlagt die ANTI-Antife! 
u 

N 

Seit Jahren enn Thema’ Rechts gegen Links gegen Rechts 

ben der Zuspitzung des Konflikts eine wesentliche Rolle gespielt Seit etwa 

eineinhalb Jahren gnbt es enge Kontakte zwischen der Potsdamer Antn- 

Antnfa-Szene und dem „Märkischen Heimatschutz“ (MHS) some den nn- 

zwischen verbotenen Berliner Kameradschaften „Berliner Alternative Sud- 

Ost‘ (BASO) und „Kameradschaft Tor‘ Man unterstutzt snch gegenseitig 

ben der Antn-Antnfa-Arbeit, reist zu Gerichtsverhandungen an und trifft snch 

bei Demonstrationen 

‚Aber nncht nur die Gewalt gegen den so bezeichneten polntischen „Feind“, 

sondern auch gegen Menschen, die nicht nn das eigene Weltbild passen, 

nst typisch fur politisch motivierte Gewalt Jugendicher Am Abend des 

29 März 2005 wurde z B der Doner-Imbiss eines Kurden nn Rheinsberg 

(Landkreis Ostprignitz-Ruppnn) durch einen Brand vollig zerstort Es war 

der vierte Brandanschlag nnnerhalb von zwei Jahren auf diesen Verkaufs- 

stand Enn rechtsextremistischer Hnntergrund der Tat nst wahrscheinlich 
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Am 11 Dezember 2005 kam es zu einem weiteren Übergriff Unbekannte 

Tater beschadigten den Schaukasten des gerade wieder nnstandgesetzten 

Imbnsses 

Wer snch den Gewalt auslosenden Weltbildern entziehen und enn friedi- 

ches Leben fuhren mochte, wnrd nn den Augen extremistischer Gewalttater 

zum „Verrater‘, dem man mnt Gewalt begegnen zu durfen glaubt Enn 34- 

jahrnger Rechtsextremist grnffz B am 16 Juln 2005 auf einem Parkplatz nn 

Rathenow einen Szeneaussteigeran Erschlug nhn mehrfach mnt der Faust 

und beschimpfte nhn als Verrater und Aussteigerschwenn 

Es lasst snch also feststellen, dass ennnge Jugendliche Gewalttaten bege- 

hen, weil sne den „Knck“ suchen, andere, weil sne politische Ansichten zei- 

gen und durchsetzen wollen Beides fließt mitunter - von außen kaum zu 

unterscheiden - nnennander uber 

Die Zahl extremistisch motivierter Gewaltdelikte nstnn Brandenburg nm Ver- 

gleich zu 2004 lencht gesunken Eine von der Brandenburger Polizei er- 

stellte Statnstik beschreibt den Ruckgang von 131 extremistisch motivierten 

Gewaltstraftaten nm Jahre 2004 auf 116 nm Jahre 2005 

Rechtsextremistisch motivierte Gewalttaten nahmen von 105 nm Jahr 2004 

auf 97 nm Jahr 2005 lencht ab, stellen aber nach wne vor eindeutig das groß- 

te Problem nm Bereich extremistisch motivierter Gewalt nn Brandenburg 

dar Auch die Gewalttaten nm Bereich Linksextremismus nahmen von 22 

nm Jahr 2004 auf 17 nm Jahr 2005 ab 

Trotz des Ruckgangs ben den Gewaltdelikten nst allerdings die politisch 

motivierte Kriminalntat nnsgesamt von 1605 (2004) auf 1662 nm Jahr 2005 

gestiegen Beachllch nst dabei die Zunahme der rechtsextremistisch mo- 

tierten Propagandadelnkte von 658 nm Jahr 2004 auf 917 nm Jahr 2005 

Der Anstieg nm Bereich Propagandadelnkte nst nncht zuletzt auch auf enn 

erhohtes Meldeaufkommen aus der Bevolkerung zuruckzufuhren 

Die Einschatzung eines Logos oder Zeichens als strafbar kann snch durch- 

aus andern So wurde die Zahl der Propagandadalnkte fur das Jahr 2004 

von der Polnzei angepasst, nachdem das Oberlandesgericht Brandenburg 

am 12 September 2005 enne Strafbarkent des Logos der Kleiderfirma ‚Thor 

Steinar“ gemaß $ 86 a StGB verneint hatte, von der man bisher ausgegan- 

gen war 
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Personenpotenziale 

Mitgliederzahlen rechtsextremistischer Gruppierungen (z. T. geschätzt) 

Bundesrepublik Deutschland Land Brandenburg 

2004 2005 2004 2005 

subkulturell geprägte gewalt- 

bereite Rechtsextremisten * 10.000 10.400 580 570 

organisierte und unorgani- 

sierte Neonazis 3.800 4.100 300 350 

NPD * 5.300 6.000 130° 1% 

DVU 11.000 9.000 230 300 

sonstige rechtsextremistische 

Organisationen 11.800 10.500 100 55 

gesamt 41.900 40.000 1.340 1.465 

Mehrfachmitgliedschaften 1.200 1.000 50 80 

tatsächliches 

Personenpotenzial 40.700 39.000 1.290 1.385 

* Die Zahl der subkulturell geprägten, gewaltbereiten Rechtsextremisten, darun- 

ter Sknnheads, wird unter Berücksichtigung von Dunkelznffern und möglnchen 

Doppelzahlungen aus folgenden Tenlgroßen errechnet 

a) namentlich bekannte extremistisch motivierte Gewalttater, dne nm Berichts- 

jahr straffallig geworden snnd, 

b)bezifferbare Gruppen extremistisch motivierter, namentlich nicht bekannter 

Gewvalttater, die im betrachteten Jahr straffallng geworden snnd, 

c) namentlich bekannte extremistisch motivierte Gewralttater, die nn vergange- 

nen Jahren straffallng geworden und bei denen konkrete Anhaltspunkte für 

eine fortdauernde Gewaltbereitschaft gegeben snnd; 

d)extremistisch orientierte Personen, denen keine eninschlagigen Gewaltta- 

ten nachzuweisen snnd, die aber auf Grund konkreter Einzelerkenntnisse 

{mutmaßliche Beteiligung an Gewalttaten, Verhalten, Äußerungen usw) 
als gewaltbereit gelten mussen. 

* Die Mitgliederzahl der NPD wnrd unter Berucksichtigung der Unterorgannsation 

„Junge Nationaldemokraten“ (JN) und „Deutsche Akademie“ (DAK) angege- 

ben 
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Mitgliederzahlen linksextremistischer Gruppierungen (z. T. geschätzt) 

Bundesrepublik Deutschland Land Brandenburg 

2004 2005 2004 2005 

‚Autonome * 5.000 5.000 330 310 

Anarchisten 500 500 pelehen 20 

DKP 4.500 4.500 130 90 

KPD 200 200 15 15 

MLPD 2.000 2.300 25 25 

Rote Hilfe 4.600 4.300 130 160 

sonstige linksextremistische 

Organisationen 14.400 11.500 75 75 

gesamt * 31.200 28.300 710 69 

Mehrfachmitgliedschaften 400 300 50 65 

tatsächliches 

Personenpotenzial 30.800 28.000 660 630 

* Die Zahl der Ängehorigen autonomer Gruppen wird unter Berücksichtigung 

von Dunkelziffern und moglichen Doppelzahlungen aus folgenden Teilgroßen 

errechnet. 

namentlich bekannte extremistisch motivierte Gewalttater, dne nm Be- 

rnchtsjahr straffallig geworden sind; 

bezifferbare Gruppen extremistisch motivierter, namentlich nicht bekann- 

ter Gewalttäter, die nm betrachteten Jahr straffallig geworden snnd, 

namentlich bekannte extremistisch motivierte Gewalttater, die nn vergan- 

genen Jahren straffällng geworden und ben denen konkrete Anhaltspunkte 

fur eine fortdauernde Gewaltbereitschaft gegeben sind, 

extremistisch orientierte Personen, denen keine einschlagigen Gewaltta- 

ten nachzuweisen snnd, dne aber auf Grund konkreter Einzelerkenntnisse 

{mutmaßliche Beteiligung an Gewalttaten, Verhalten, Außerungen usw) 

als gewaltbereit gelten müssen 

* Mitglieder linksextremistisch beeinflusster Organisationen snnd nncht mitge- 

zahlt. 

24 



Verfassungsschutz in Brandenburg 

Mitgliederzahlen ausländerextremistischer und islamistischer 

Gruppierungen (z. T. geschätzt) 

Bundesrepublik Deutschland Land Brandenburg 

2004 2005 2004 2005 

Islamisten 31.800 32.100 50 50 

davon IGMG 26.500 26.500 Einzel- Einzel- 
personen personen 

Linksextremisten 17.290 17.830 110 120 

davon PKK/KONGRA-GEL* 11.500 11.500 0 100 

Nationalistische Extremisten 8.430 9,500 30 30 

gesamt 57.520 59.430 190 200 

* Hner werden auch mnt Verbot belegte Gruppen mntgezahlt 
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Rechtsextremismus 
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Rechtsextremismus 

Rechtsextremisten sind Feinde der freiheitlichen demokratischen Grund- 

ordnung. Sie vertreten eine völkische Staats- und Rechtsidee („Ideologie 

der Volksgemeinschaft‘), die gegen die Menschen- und Bürgerrechte ver- 

stößt, und verachten die Grundwerte der Demokratie. Zwar ist der Rechts- 

extremismus in Deutschland nicht homogen, aber die folgenden Grund- 

überzeugungen sind allen Rechtsextremisten gemein: 

- AufGrundihres Rassismus und Nationalismus lehnen Rechtsextremis- 

ten die für die freiheitliche demokratische Grundordnung fundamentale 

Gleichheit aller Menschen ab und wollen den auf dem Prinzip gleicher 

Rechte beruhenden Verfassungsstaat abschaffen. Rechtsextremisten 

sind von der Vorstellung geprägt, dass die ethnische Zugehörigkeit zu 

einer Nation oder Rasse die größte Bedeutung für das Individuum be- 

sitzt. Ihr sind alle anderen Interessen und Werte untergeordnet. 

- Viele Rechtsextremisten glauben an die antisemitische Verschwö- 

rungstheorie von der vermeintlichen Weltherrschaft der Juden. Anti- 

semitismus und Fremdenfeindlichkeit führen bei viden Rechtsextre- 

misten zu Verstößen gegen $ 130 StGB (Volksverhetzung), aber auch 

zu schweren Gewaltstraftaten gegen Minderheiten. Rechtsextremisten 

wollen Juden und Ausländer aus Deutschland vertreiben, weil sie ihrer 

Meinung nach weder national noch kulturell zum deutschen Volk gehö- 

ren. 

- Rechtsextremisten lehnen die Gewaltenteilung, Parteienpluralismus, 

politischen Meinungsstreit zwischen Regierung und Opposition so- 

wie demokratische Mehrheitsentscheidungen ab. Stattdessen wollen 

sie eine autoritäre oder diktatorische staatliche Ordnung einführen, 

die nach hierarchischen Prinzipien aufgebaut ist („Führer und Gefolg- 

schaft‘). 

- Rechtsextremisten betonen die angeblichen Leistungen und Errun- 

genschaften des „Dritten Reiches“ und wollen die Folgen des Zweiten 

Weltkrieges rückgängig machen (Revisionismus). Völkerfreundschaft 

als Wert lehnen sie ab. Sie verschweigen, leugnen oder verharmlo- 

sen stattdessen die Verbrechen, die unter nationalsozialistischer Herr- 

28 



Rechtsextremismus 

schaft verubt worden sind Solche revisionistischen Ansichten sind ein 

starkes Bindeglied zwischen den unterschiedlichen Strömungen des 

Rechtsextremismus 

Die rechtsextremistischen Szenen sind kein homogenes Gebilde, sondern 

ein Sammelbecken unterschiedicher Gruppen, die sich in Fremdenfeind- 

lichkeit, Rassismus und Antisemitismus und einer Verherrlichung von Ele- 

menten des Nationalsozialismus einig sind Im Wesentlichen können vier 

unterschiedlich stark organisierte Personengruppen im rechtsextremisti- 

schen Spektrum voneinander unterschieden werden: 

- Mitglieder rechtsextremistischer Parteien und Vereinigungen, 

- Mitglieder rechtsextremistischer \Weltanschauungsgemeinschaften 

und intellektuelle Zirkel, Inhaber und Betreiber rechtsextremistischer 

Verlage (einige Autoren und Behörden sprechen in diesem Zusam- 

menhang von der so genannten „Neuen Rechten‘) (siehe Glossar), 

- Neonationalsozialisten, auch Neonazis genannt, 

- subkulturell geprägte, gewaltbereite Rechtsextremisten. 

Die subkulturell geprägten Formen des Rechtsextremismus richten sich an 

Jugendliche, die z. B. durch Konzerte oder die Teilnahme an Demonstra- 

tionen für rechtsextremistisches Gedankengut gewonnen werden sollen. 

Daher verdient der subkulturell geprägte, gewaltbereite Rechtsextremis- 

mus besondere Aufmerksamkeit. 

Überblick in Zahlen 

Die Anzahl der Rechtsextremisten stieg nn Brandenburg von 1290 auf 

1385 an. Der Anstieg geht nn erster Linie auf den Bereich der rechtsextre- 

mistischen Parteien zuruck, dem etwa 500 Personen angehoren Im Vor- 

jahr waren es etwa 400 Personen Die Deutsche Volksunnon (DVU) und die 

Nationaldemokratische Partei Deutschland (NPD) hatten Zuwächse von 

230 auf 300 bzw von 130 auf 190 Mitglieder zu verzeichnen Hier machten 

snch die Wahlerfolge der beiden Parteien im Herbst 2004 nn Sachsen {NPD 

9,2 Prozent) und Brandenburg (DVU 6,1 Prozent) bemerkbar 
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Mitgliederzahlen rechtsextremistischer Parteien in Brandenburg 

Mitgliederzahlen der NPD 

225 
200 208 10 480 

>» NM 
1995 1995 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

Mitgliederzahlen der DVU 

400 

300 300 
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230 230 230 
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40 40 40 

EEE 
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Die Neonazn-Szene hatte wenter Zulauf, vor allem Kameradschaften nm 

Südosten Brandenburgs. In Brandenburg werden rund 350 Neonazis be- 

obachtet (2004 300), die ehemaligen Mitglneder der nm Marz 2005 verbo- 

tenen Kameradschaften „Hauptvolk“/,Sturm 27“ und „ANSDAPO* einge- 

rechnet 

Die Zahl der subkulturell gepragten, gewaltbereiten Rechtsextremisten 

hingegen nahm zwischen den Jahren 2004 und 2005 von 580 auf 570 

lencht ab 

Aktuelle Tendenzen 

Das Gefuge rechtsextremistischer Organnsatnonen nst in den letzten Jahren 

nn Bewegung geraten, indem snch Teile der Neonazi-Szene der NPD ange- 

nähert haben Diese Annaherung wurde nm Jahr 2004 durch dne DVYU noch 

erganzt, deren Beruhrungsängste gegenuber der Neonazn-Szene seither 

abgenommen haben 

Bundesweit hat snch bereits nm Vorjahr eine so genannte „Nationale Volks- 

front‘ aus DVU, NPD und Neonazis gebildet, die nach wie vor von der NPD 

dominiert wnrd. Eine wachsende Kooperation zwischen der NPD, der DVU 

und den Neonazis nst auch nn Brandenburg zu beobachten 

So fanden gleich mehrfach Musikveranstaltungen mnt ennschlägig bekann- 

ten Bands auf dem Grundstück eines DVU-Aktivisten statt Am 16 Janu- 

ar 2005 hnelt der DVU-Landesvorsitzende, Sigmar-Peter Schuldt, auf der 

„Reichsgrundungsfeier“ der NPD nn Bernau (Landkreis Barnnm) eine Rede 

und am 22 Januar 2005 beteiligte snch der DVYU-Funktionar Klaus Mann 

aus Werneuchen (Landkreis Barnnm) an einer Demonstration des „Natno- 

nalen Bundhisses Preußen“ (NBP) nn Bernau 

Das ursprungliche Ziel, durch gegenseitige Kooperation zwischen NPD 

und DVU einander bei den Landtagswahlen nn Brandenburg und Sachsen 

nm Herbst 2004 nncht nm Wege zu stehen, wurde Ende des gleichen Jah- 

res ausgeweitet Die Parteifuhrungen einigten snch auf eine Regelung, der 

zufolge bis zu den Wahlen zum Europaischen Parlament 2009 dne beiden 

Parteien abwechselnd zu den bns dahnn anstehenden Wahlen mnt gemisch- 
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ten Listen antreten Die NPD trat also zu den Bundestagswahlen 2005 mnt 

einer Liste an, auf der auch fuhrende DV U-Politiker zu finden waren, so der 

Parteivorsitzende Dr Gerhard Frey und das Mitglied des Brandenburger 

Landtages, Sngmar-Peter Schuldt Der so genannte „Deutschland-Pakt‘ 

hat aber nncht das gewünschte Ergebnis gebracht, kam die NPD doch 

weder nn Nordrhein-Westfalen noch auf Bundesebene uber die Funf-Pro- 

zent-Hurde. Die NPD kam ben der Bundestagswahl bundesweit auf ennen 

Stimmenantell von 1,6 Prozent Das reichte der Parten, die 1965 noch ge- 

gen die staatlnche Finanzierung der von nhr so genannten „Systemparteien“ 

zu Felde gezogen war, staatlnche Wahlkampfkostenerstattung für snch zu 

beantragen 

Lunar Fu Windertarineng die 
Br ar an ara 

dkesar Pragramu: a user Frogramn 

Br desire 

— Kellarernclirad wei ne 
a acer 

—-— NPD. Eu War schatten Zukonmett —_ NPD. 
__ Mn, 

En Hand et ee 

chmmerermst übern Anshgaen die ERW) in Zumareerumarkmueh eröt 

dee MFC Dies Abandlarei Hart nike smrargehen Bars eereinnen 

An na an daran Leiemmebage harnk Ihr grüöfüinäglan her para Mur 

de EIWUL Even Beserüz und iv Anomnerrent. 

ler de 
De Garni feer 

ihr atmen fon Bar bare m dan Mr ar EU has den Prneharn 
ler Bann. Harn ie oh HD 2 FD ID BANN Parirenmemahen viralen. 

Mit solchen Slogans gingen rechtsextremistische Parteien auf Stimmen- und 

Mitgliederfang 
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Es lässt snch allerdings nn Brandenburg beobachten, dass die NPD nm Land 

ihre Strukturen wieder ausbaut Daran lasst sich erkennen, dass sne von 

einer nur bedingten Haltbarkent der Allianz mnt der DVU ausgeht Ob das 

Bündhis uberhaupt noch bis zu den Europawahlen halt, bleibt angesichts 

anhaltender Erfolglosngkeit abzuwarten Die Einngungsbemuhungen von 

NPD und DVU haben auch Auswirkungen auf diejenigen rechtsextremis- 

tischen Parteien gehabt, die dem Bundhis ferngeblieben snnd So haben 

die „Republikaner“ bundesweit und auch in Brandenburg weiter rapide an 

Bedeutung verloren 

Auch dne NPD selbst hat mittlerweile Schaden genommen Drei Mitglieder 

der NPD-Fraktion des sachsnschen Landtages traten nm Herbst 2005 aus 

der Partei aus undlosten eine Debatte uber Ziele und Überzeugungen der 

Parten aus, die auch nnnerhalb der NPD hohe Wellen schlug 

Deutschland-Pakt zwischen 
DVU und NPD am 15. Januar 
Die Bundes vorsitzenden Dr. Frey der EU und Dipi.sc.gol, Like 
Vokgt der NPO unterzeichnen am Sarnslag, 15. Aare im Rah“ 
men des: DWU-Bundesparteitage den Deutschland-Pakt beider 
Parteien zur Rettung unseres deufschen Kaherkrces und shall 

Auch unter den Neonazns nst die NPD nach we vor umstritten Viele Neo- 

nazns kritisieren die NPD als „Systempartei“ Sie meinen, wer Sitz und 

Stimme nn Landtagen anstrebe, trage letztnch zur Stabilisierung der par- 

lamentarnschen Demokratie ben und helfe so, das verhasste „System“ am 

Leben zu erhalten. Andere versprechen snch vom Zusammengehen mnt der 

NPD enne Starkung des gesamten rechtsextremistischen Lagers Verbote 

von rechtsextremistischen Kameradschaften in Berlin und Brandenburg nm 

Jahre 2005 haben allerdings diese Diskussion zeitweilig verstummen las- 

sen Es hattesnch gezeigt, dass die Organnsationsform der Kameradschaft 

nncht unangreifbar nst Die Orientierungsphase nnnerhalb der Neonazn-Sze- 

ne nst nach den Verboten bislang noch nncht abgeschlossen 

Die Gesamtlage des Rechtsextremismus nn Brandenburg gnbt keinen An- 

lass zur Entwarnung we die Zunahme unter den Neonazns deutlich zeigt 

Es nst auch davon auszugehen, dass die NPD nhre Strukturen nn Branden- 

burg wenter ausbauen wnrd Das konnte fur den „Deutschland-Pakt“ be- 

deuten, dass er zunehmend unter den ohnehin schon starken Einfluss der 

NPD und nhrer neonaznstischen Wegbegleiter gerat 
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Parteien und deren Nebenorganisationen 

Deutsche Volksunion (DVU) 

Gründungsjahr: 1987 „Du 
re 9727 

Sitz’ München 

in Brandenburg aktiv seit: 1991 

Mitglieder bundesweit: 9.000 

Brandenburg: 300 

für Brandenburg relevante 

überregionale Publikation: National Zeitung (NZ) 

Internetadresse: www.dvu.de 

Die Deutsche Volksunion (DVU) wurde im Januar 1987 von dem Münch- 

ner Verleger Dr. Gerhard Frey als Auffangbecken für ehemalige NPD- 

Mitglieder gegründet, die ihrer damals zerfasernden Partei den Rücken 

kehrten. Im gleichen Jahr gelang der DVU der Einzug in die Bremer Bür- 

gerschaft, wo sie nach wie vor einen Abgeordneten stellt. Bundesweit war 

die DVYU im Jahr 2005 in zwei Landtagen vertreten, in Bremen und in 

Brandenburg 

Nach der Wende gründete Frey 1991 den DVU-Landesverband Berlin, 

der sich bald auf Brandenburg ausdehnte. Nach mehrmaliger Spaltung 

und Wiedervereinigung ist der Landesverband Brandenburg derzeit ei- 

genständig. Im Jahr 1999 zog die DVU mit funf Mandaten in den Bran- 

denburger Landtag ein, bei den Landtagswahlen im Jahr 2004 errang sie 

sechs Mandate. 

Die DVU verfügt weder über eine stabile Stammwählerschaft noch über 

eine regionale Verwurzelung. Ihre Wählerschaft ist dementsprechend 

starken Änderungen unterworfen. 

Frey, derbislang einzige Vorsitzende, zähltzu den finanzstärksten Rechts- 

extremisten in der Bundesrepublik. Er betreibt ein Geflecht von Verlags- 

und Vertriebsunternehmen, die u. a. kriegsverherrlichende Literatur, Ton- 

träger, Fahnen und Gedenkmedaillen anbieten. Dahinter stehen in der 

Regel Verlage, die Frey selbst gehören. Sein Vermögen ermöglicht es 
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Frey, die seit der Europawahl 1989 hoch verschuldete Partei weitgehend 

zu finanzieren. Zuwendungen des Vorsitzenden von etwa 500.000 Euro 

pro Jahr an die Parteikasse verstärken die Abhängigkeit der DVYU von der 

zentralistischen und autoritären Münchener Führung. Die anfallenden Zin- 

sen für Freys Zuwendungen fließen u. a. aus Wahlkampfrückerstattungs- 

kosten oder durch Mitgliedsbeiträge an den Spender zurück. 

Frey sieht sich als Chefstratege und -Idedloge der DU. Er istHerausgeber 

der auflagenstärksten rechtsextremistischen Publikation, der ‚National Zei- 

tung‘ (NZ), deren wöchentliche Auflage auf 41.000 Exemplare geschätzt 

wird. Sie gilt als Parteiorgan der DVU. 

Über die NZ bestimmt Frey die pditischen Inhalte und Aktivitäten der Par- 

tei. Im Mittelpunkt stehen dabei ausländerfeindliche und antisemitische Be- 

hauptungen und Unterstellungen. Innerparteiliche Demokratie fehlt in der 

DVU; Frey allein trifft die Entscheidungen, selbst in den Landesverbänden. 

Hinzu kommt, dass die Partei auf ein regionales Engagement weder per- 

sonell noch strukturell eingestellt und daran auch nicht interessiert ist. An 

allzu viel Popularität ihrer Kandidaten ist dem Parteivorsitzenden ebenfalls 

nicht gelegen, denn das könnte seine Vormachtstellung schwächen. 

Frey missbraucht dne DVU, um seine Geschaftsinteressen zu verfolgen. 

Seine verschiedenen Publikationen ermoglichen nhm eine nntensive Wer- 

bung für seine Produkte. In seiner Zeitung wnrd für T-Shirts, Medaillen oder 

Kalender aus seinen Verlagen geworben, nn seinen Buchern die NZ an- 

gepriesen Am Ende vieler Artikel wnrd auf „weiterfuhrende“ Literatur aus 

ennem der Frey-Verlage vermesen 

Titel aus Freys Verlagsimperium 
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Die enge Verflechtung von Kommerz und Polntik unterscheidet die DVYU von 

jeder anderen deutschen Parten Die DVU hat snch nn Brandenburg zwar 

auf etwa 300 Mitglieder vergroßert, dennoch kann man auf lokaler Ebene 

kaum Aktnvitaten beobachten Seit 2003 verfugt die DVU uber acht Snt- 

ze nn sechs Kreistagen (Marknsch-Oderland, Elbe-Elster, Oberspreewald, 

Lausitz, Oder-Spree, Taltow-Flaming), einen Sntz nn der Stadtverordneten- 

versammlung der kreisfreien Stadt Potsdam und drei Sntze nn Gemeinde- 

vertretungen (Rudersdorf, Schauen, Muncheberg) Dennoch nst die DYU nn 

der Kommunalpdltnk nncht verankert Die so genannten Stammtische der 

DVU, die auf nhrer Homepage angekundigt werden, snnd bedeutungslos 

Nennenswerte Aktnvntaten des DVU-Landesverbandes snnd dem auf seiner 

Homepage veroffentichten Jahresplan nncht zu entnehmen 

Offentlichkeitswirksame Veranstaltungen der DVU snnd selten Selbst die 

Kranznnederlegung von Vertretern der DYU am 13. November 2005 auf 

dem Soldatenfredhof nn Halbe wurde kaum von der Offentlichkeit wahrge- 

nommen Die ursprunglich am Volkstrauertag, dem 11 November 2005, 

geplante Kranzniederlegung war nncht genehmigt worden Laut nm Inter- 

net veroffentlichtem Terminplan beabsichtigt die DVU eine ahnlnche Aktnon 

auch nm Jahr 2006 

Durch massnve Werbung vor Landtagswahlen schaffte es die brandenbur- 

gische DVU, auf snch aufmerksam zu machen und gezielt Protestwahler 

anzusprechen Die Wahlkampfe 1999 und 2004 wurden durch den DVU- 

Bundesvorsitzenden Dr Gerhard Frey finanziert 

Die DYU nst 2004 enn Wahlbundnis mnt der erklartermaßen systemopposi- 

tionellen NPD eingegangen, dne wiederum Neonazns zu nhren Mitgliedern 

zahlt und auch sonst mnt Neonazns zusammenarbentet Besonders nm Hnn- 

blick auf den Bundestagswahlkampf haben beide Parteien nm so genannten 

„Bundhis für Deutschland“ miteinander kooperiert So hat die DVU zuguns- 

ten der NPD darauf verzichtet, mnt eigenen Listen bei der Bundestagswahl 

anzutreten Dafur waren DVU-Mitglneder auf den Listen der NPD vertreten 

Ben der kommenden Europawahl 2009 sowie ben den bis dahnn anstehen- 

den Landtagswahlen nn Bremen, Hamburg, Thurnngen und Brandenburg 

will die DVU kandidieren, nm Marz 2006 trat sne bereits nn Sachsen-Anhalt 

an NPD-Mitglneder sollen dann auf den DYU-Listen vertreten sein Dem 

Beispiel der NPD folgend setzt auch die DVU auf eine Musik-CD, wne sne 

nm Wahlkampf nn Sachsen-Anhalt verteilt wurde Sne steht unter dem Titel 
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„Stolz und Frei“ In ennem Begleitschreiben wünscht der DVU-Kandndat In- 

gmar Knop den Hörern ‚viel Spaß am Arger antideutscher Spießer“ Mit 

dieser Formulierung wird der NPD als Ideengeber Reverenz erwiesen, die 

im Bundeswahlkampf 2005 enne CD mit dem Titel „Hier kommt der Schre- 

cken aller Innken Spießer und Pauker!“ verteilte. 

Der DVU-Landesvorsitzende, Sngmar-Peter Schuldt, der zugleich parla- 

mentarnscher Geschaftsfuhrer der DVU nm Brandenburgischen Landtag 

ist, fuhrte die Landesliste der NPD zur Bundestagswahl 2005 an. 

An gemeinsamen Wahlkampfständen von NPD und DVU wurde u a nn 

Fürstenwalde/Spree (Landkreis Oder-Spree) Wahlkampf betrieben Uber 

die Zusammenarbeit mnt der NPD, die nhrerseits offen mit Neonazns ko- 

operiert, öffnet sich auch die DVU neonazistischen Kreisen So wurden 

auf dem Privatgelande eines DVU-Aktnvisten nn Seefeld (Landkreis Barnnm) 

Konzerte mit rechtsextremistischen Bands und Liedermachern durchge- 

fuhrt. Auch Neonazis fanden snch hner ein Auf einem dieser Konzerte kam 

es nn Folge übermäßigen Alkoholkonsums zu körperlichen Auseinander- 

setzungen von Rechtsextremisten untereinander 

Nicht alle Parteimitglneder der DVU tragen den Kurs einer „Deutschen 

Volksfront‘ mnt, zumal er die Kooperation mnt neonaznstischen Strukturen 

vorsieht Bereits nm November 2004 hatte snch der stellvertretende Frakti- 

onsvorsitzende der brandenburgischen DVU, Michael Claus, ablehnend zu 

der geplanten Zusammenarbeit mit der NPD geaußert Auch der Branden- 

burger DVU-Aktnvnst Markus Nonninger, der zugleich Mitgliedes Landtags 

nst, teilte gegenüber der Presse am 7 Februar 2008 offentlich Bedenken 

an der Zusammenarbeit mnt der NPD mnt Ihm mnssfiel deren Kooperation 

mit Neonazns zudem würden Teile der NPD „eher Leute erschrecken als 

überzeugen“ Auf dem Landesparteitag der DVYU am 13. Februar 2005 nn 

Rehfelde (Landkreis Markisch-Oderland), an dem auch der DVU-Bundes- 

vorsitzende Dr Frey telnahm, sprach snch dennoch die DYU nn Branden- 

burg - ihrem Chefideologen folgend - „ausdrücklich für das Wahlbundnis 

zwischen der Deutschen Volksunion und der Nationaldemokratischen Par- 

ten Deutschlands aus“ {ww dvu-brandenburg de). Es zeigt sich auch an 

diesem Beispiel, wne weitreichend der Einfluss des Parteivorsitzenden nst 

Enn weiteres Beispiel fur die Zusammenarbeit der DVU mit Neonazis zeigt 

sich nn der halbherzigen Reaktnon der Parten auf das Verbot einer neo- 
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naznstischen Kameradschaft nm Sommer 2005 Die DVU distanzierte snch 

offiziell von den Neonazns Doch berichteten dne Medien, dass der Sohn 

einer DVU-Landtagsabgeordneten Mitglied der am 4 Juln 2005 verbotenen 

neonaznstischen Kameradschaft ANSDAPO war 

d zum Armenhaus? 
abzocken Wird Deutschlan 

wie Politiker das Volk 

National: Zeit 
WirdD srael? 

a ——- Ber lie enge füdische Massengjn, rare, National+Zeitum ung 

Üben en Rest 9 
DYU/NPD: Gemeinsam in den Bundestag: 

Rettung Deutschlands 

National» Zeitung 
Tore auf für kriminelle Ausländer Joschka Fischers Todsünden zu 

ionalZeitung 
nn Deutsche Arbeitspläe ze zuerst für Deutsche Wie die Rechten die ee beseitigen wien Dresden: Inmuermarucn 52’ 

der Anstänigen Be. 

Titelseiten der „National Zeitung“ 
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„Nationaldemokratische Partei Deutschlands“ (NPD) 

Gründungsjahr: 1964 

sitz: Berlin NPD 
in Brandenburg aktiv seit: 1990 Die Katiomaten 

Mitglieder bundesweit: 6000 

Brandenburg: 1% 

für Brandenburg relevante 

überregionale und regionale 

Publikationen: „Deutsche Stimme‘, „Zundstoff - Deutsche 

Stimme für Berlin-Brandenburg“ 
Intemetadresse: www.npd.de 

Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) wurde 1964 von 

ehemaligen Aktivisten der 1952 verbotenen Sozialistischen Reichspartei 

{SRP) gegründet. In der Begründung des SRP-Verbots hatte das Bundes- 

verfassungsgericht festgestellt, dass die Partei „wesentliche Menschen- 

rechte‘ missachte. Insbesondere wurde bei dem Verbot auf die Wesens- 

verwandtschaft der SRP mit der NSDAP abgehoben. Die NPD bemühte 

sich zwar, die Traditionslinien zwischen NSDAP, SRP und sich selbst zu 

verwischen, doch spricht schon allein das von ihr stets propagierte Ziel 

eines „nationalen Sozialismus“ eine deutliche Sprache. 

Bereits wenige Jahre nach ihrer Gründung nahm die NPD an Landtags- 

wahlen teil und errang Mandate in mehreren Landesparlamenten Bei der 

Bundestagswahl 1969 scheiterte die NPD allerdings an der Fünf-Prozent- 

Hürde. 

Als einen der Gründe für dieses Scheitern machten Parteistrategen ein 

mangelndes Bekenntnis der Partei zur Demokratie aus. Die NPD beschloss 

deswegen auf ihrem 4. Parteitag im Februar 1970 das „Wertheimer Mani- 

fest“, in dem sich die Partei offiziell zur freiheiliich-demokratischen Grund- 

ordnung bekannte. 

Die Mitgliederzahl, die 1969 mit 28.000 ihren Höhepunkt erreicht hatte, fiel 

in den Folgejahren stetig. Erst seit Mitte der neunziger Jahre konnte wieder 

ein Mitgliederzuwachs verzeichnet werden. Der aktuelle Vorsitzende Udo 

39 



Verfassungsschutzbericht Land Brandenburg 2005 

Voigt ubernahm 1996 sein Amt bei einer Mitgliederzahl von knapp 3 500 

Sne stieg seitdem auf etwa 6 000 

Unter Udo Voigt verfolgte die NPD zunachst eine „Dreisaulenstrategie“ 

Unter dem Motto „Kampf um dne Kopfe - Kampf um dne Parlamente - Kampf 

um dne Straße“ will die Partei das politische System der Bundesrepublik 

von nnnen und außen angreifen Seit diesem Zeitpunkt propagnert die NPD 

den „nationalen Soznalnsmus“ Die „Dreisaulenstrategie“ wnrd seit 2004 um 

eine vierte Saule erganzt, den „Kampf um den organnsnerten Willen“, wo- 

mnt das gemeinsame Antreten von NPD, DVU und Neonazns zu Wahlen 

gemeint ist 

„Kampf um die Köpfe, die Parlamente, die Straße und den organisier- 

ten Willen“ 

Der „Kampf um dne Kopfe“ hat nach Angaben der NPD das Ziel, das „Den- 

ken unserer Feinde“ (gemeint nst die freiheitiiche demokratische Grundord- 

nung) aus den Kopfen der NPD-Anhanger zu verdrangen Im Jahr 2005 

nahm die Parten insbesondere den 60 Jahrestag des Kriegsendes zum 

Anlass, um diese Strategie anzuwenden Das Ziel einer revisionistischen 

Kampagne unter dem Motto „Wir befreien uns von den ‚Befreiern‘!“ war es, 

das Dritte Reich als unschuldnges Opfer der demokratischen Staaten USA 

und Großbritannien darzustellen Die Bombardierung Dresdens durch Flne- 

gerverbande dieser Lander nm Februar 1945 wurde von der NPD mehrfach 

mnt dem systematischen Massenmord an Millionen von Menschen nn den 

Konzentrationslagern des Dritten Reiches gleichgesetzt Die NPD sprach 

bewusst provokant von ennem „Bomben-Holocaust‘ Die Verschworungs- 

theorie ging noch wenter Die Propagandnsten der NPD behaupteten, nach 

dem Krieg sen den Deutschen der von Hitler begonnene Angnffskrieg an- 

gelastet worden, um sne mnttels ennes schlechten Gewissens zu bandeln 

In der Sprache der NPD heißt das dann „Schuldkult“ Diese totale Umkehr 

historischer Tatsachen durch dne NPD fand nhren Hohepunkt nn der Groß- 

demonstration am 8 Man 2005 nn Berlnn, dne unter dem Motto „60 Jahre 

Befreiungsluge - Schluss mnt dem Schuldkult!“ angemeldet wurde Auch nn 

Brandenburg beteiligten snch NPD-Vertreter offentich an dem Versuch, nm 

Rahmen des „Kampf um dne Kopfe“ zu behaupten, die Hntler-Diktatur sen 

unschuldig an Ausbruch und Verlauf des Zweiten Weltkrieges Der NPD- 

Kreistagsabgeordnete Marno Popnigla meldete snch mit diesem Anlnegen am 

22 Februar 2005 nn enner Sntzung des Kreistages Oberhavel zu Wort Am 
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26. Aprnl 2005 stellte auch nm Kreistag Oder-Spree Klaus Beier die Krnegs- 

schuld Deutschlands nn Abrede. Beier nst Fraktionsvorsitzender, Landes- 

vorsitzender und Bundessprecher der NPD in Personalunnon 

Der ‚Kampf um dne Straße“ nst eine Umschreibung dafur, dass dne NPD 

uber Demonstrationsveranstaltungen versucht, mit Rechtsextremisten nn 

Kontakt zu kommen, die sich in parteiliche Strukturen nicht einbinden las- 

sen Daben zndt die NPD nnsbesondere auf die Zusammenarbeit mnt Neo- 

nazns und neonaznstischen Kameradschaften. Im Jahr 2005 stand dieser 

„Kampf um die Straße“ ganz im Zeichen der revisionistischen Kampag- 

ne gegen dne so genannte „Befreiungsluge“, die auch Kernbestand des | 
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„Kampfes um dne Kopfe“ der NPD war Die großte Veranstaltung nm Rah- 

men dieses Kampfes um dne Straße war die bereits erwahnte Großde- 

monstration am 8 Man 2005 nn Berlnn, die unter dem Motto „60 Jahre 

Befreiungsluge — Schluss mnt dem Schuldkult!“ stand Mehrere tausend 

Gegendemonstranten hielten allerdnngs den Demonstrationszug auf und 

verhinderten sein Fortkommen Die Demonstration wurde daraufhnn von 

der Veranstaltungsleitung der NPD abgebrochen, was viele anwesende 

Neonazns der Parten als Schwache auslegten Das Verhaltnis zwischen 

NPD und Neonazns wurde dadurch empfindlich und anhaltend gestort 

Auch nn Brandenburg wurde dne NPD aktny und versuchte, den 60 Jahres- 

tag des Kriegsendes als negatives Datum umzuinterpretieren Offentlich 

wurde nn Rathenow der Bombardierung der Stadt durch allnrerte Truppen 

gedacht und das Ende des Dritten Reiches beklagt 

Der ‚Kampf um dne Parlamente“, also um Sntz und Stimme nn Parlamenten, 

stand 2005 unter den Pramissen des „Kampfes um den organisierten Wil- 

len“ Ende 2004 hatten snch die rechtsextremistische Deutsche Valksunnon 

{DVU), dne NPD und fuhrende Neonazns auf enn so genanntes „Bundnis fur 

Deutschland“ verstandigt Das Bundnis war unter dem Eindruck der Wahl- 

ergebnisse bei den Landtagswahlen 2004 nn Sachsen und Brandenburg 

zustande gekommen Damals war die NPD ohne Konkurrenz der DVU nn 

Sachsen, die DVU ohne Konkurrenz der NPD nn Brandenburg angetreten 

Beide Parteien waren nn dne Landtage gewahlt worden Das „Bundhis fur 

Deutschland‘ bedeutet vor dem Hnntergrund dieser Erfahrung den abwech- 

selnden Verzicht auf die Kandndatur bei unterschiedichen Wahlen DVU 

und NPD haben snch darauf geeinigt, einander nncht nm Wege zu stehen 

So hat die DVYU zugunsten der NPD darauf verzichtet, 2005 mnt eigenen 

Listen bei der Landtagswahl nn Nordrhein-Westfalen, Schlesmg-Holstein 

und ben der Bundestagswahl anzutreten Dafur waren DVU-Mitglneder auf 

den Listen der NPD vertreten Ben der Europawahl 2009, sowie ben den bis 

dahnn anstehenden Landtagswahlen nn Bremen, Hamburg, Thurnngen und 

Brandenburg, wil die DYU kandndneren NPD-Mitglieder sollen dann auf 

den DVU-Listen vertreten sein 

Der Einzug der NPD nn den sachsnschen Landtag hatte bundespolitische 

Ambitionen geweckt Der Weg nn den Bundestag sollte uber dne Landtags- 

wahlen nn Schlesmg-Holstein und Nordrhein-Westfalen fuhren Spatestens 

nach den Landtagswahlen nm Januar und Man 2005 nn Schlesmg-Holstein 

und Nordrhein-Westfalen verfluchtigten snch die Hoffnungen der Parten auf 
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einen Erfolg auf Bundesebene In Nordrhein-Westfalen verfehlte die NPD 

mnt 0,9 Prozent der Stimmen sogar nhr Mnnimalznel der Wahlkampfkosten- 

erstattung 

Ihre Reputation im rechtsextremistischen Spektrum war nicht nur durch die 

Wahlnnederlagen stark beschädigt Im Man verlor die NPD nhre Glaubwür- 

digkeit auch gegenuber nhren Anhangern, als bekannt wurde, dass sne die 

„Deutsche Stimme“, nhre Parteipublikation, nn einer polnischen Druckerei 

herstellen Ineß Die NPD versuchte, snch als Opfer darzustellen. Sne habe 

nn Deutschland keine Druckerei gefunden, die ihre Aufträge angenommen 

hätte Nicht ennmal dne eigenen Anhanger mochten der NPD diese Argu- 

mentation abnehmen Die meisten sahen darnn den Versuch, die Druck- 

kosten zu senken Dass die „Deutsche Stimme“ nnzmschen nn Vilnius ge- 

druckt wnrd, verstarkt diesen Eindruck 

Trotzdem versuchte die NPD, snch umgehend für den Bundestagswahl- 

kampf zu positionieren. Peter Marx sollte als Bundeswahlkampfleiter die 

Aktivitäten der Partei koordinieren, dne ihr Wahlziel zuruckschraubte Nun- 

mehr wollte sne nur noch mnt drei Direktmandaten, die nn Sachsen, Meck- 

lenburg-Vorpommern und Brandenburg gewonnen werden sollten, in den 

Bundestag einziehen 

Hauptstrategien nm Wahlkampf waren zum einen die Abgrenzung zur 

„Linkspartei“, die als größter Konkurrent um das umworbene Wahlerkln- 

entel gesehen wurde, zum anderen dne gezielte Ansprache von Jung- und 

Erstwahlern Das anfanglnch nn ennem Anflug von Selbstuberschatzung 

gesteckte Ziel, das „Linksbundnis“ zu unterwandern, wurde bald weder 

fallengelassen 

Die Jungwahler wollte man, mie schon zuvor ben Landtagswahlkampfen, 

mnt einer so genannten „Schulhof-CD“ umwerben Die CD mnt dem Titel 

„Hier kommt der Schrecken aller linken Spießer und Pauker!“ wurde in en- 

ner Auflage von 200 000 Stuck gezielt an Erst- und Jungwahler verteilt Sne 

nst eindeutig rechtsextremistisch, aber weder strafrechtlich relevant noch 

von der Bundesprüfstelle fur Jugendgefahrdende Medien (BPIM) nndnznert 

Der Bundestagswahlkampf der Brandenburger NPD deckte die strukturd- 

len Schwächen des Landesverbandes auf Zwar konnte die NPD erstmalig 

landesweit mit Direktkandndaten antreten, aber die Wahlkampfaktnvitäten 
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waren insgesamt eher verhalten In den meisten Regionen begannen sne 

erst Ende August 2005 Der Kreisverband Oderland betrieb den auffallngs- 

ten Wahlkampf Ab Mitte August wurden wochentich Infostande aufge- 

stellt, vor allem in Furstenwalde/Spree (Landkreis Oder-Spree), über die 

auf der Internetseite der NPD berichtet wurde Auch nn Rheinsberg (Land- 

kreis Ostprignitz-Ruppnn) und Rauen (Landkreis Oder-Spree) wurden CDs 

unter dne Schuler gebracht 

In Internet- und Presseveroffentiichungen be- 

richtete der NPD-Landesverbandvon weiteren 

Verteilaktionen an Schulen, z B in Fursten- 

walde/Spree, Hennigsdorf und Oranienburg 

{beide Landkreis Oberhavel) Im Bereich des 

Kreisverbandes Spreewald wurde nur enn In- 

fostand bekannt 

Das „Aktionsprogramm der NPD zur Wahl“ 

und die „Wahlkampfzeitung der NPD zur 

Bundestagswahl“ wurden regional an Haus- 

halte verteilt Themenschwerpunkte waren 

„Sozialabbau“, „Uberfremdung“ und die ab- 

lehnende Haltung der NPD zur EU. Selbst der 

Sonderparteitag der Brandenburger NPD zur 

Bundestagswahl am 24 Juli 2005 in Ranzng 

BB Die Wattonaten I (Landkreis Oder-Spree) blieb ohne Außenwir- 
kung Die Öffentlichkeit erfuhr per Internet uber die Landesliste der Parten 

Lediglich mnt der Verteilung der so genannten „Schulhof-CD“ konnte der 

Landesverband die öffentliche Aufmerksamkeit auf snch lenken. Unter den 

Augen der Medien verteilte der Landesvorsitzende Klaus Beier am 2 Sep- 

tember vor dem Oberstufenzentrum in Fürstenwalde/Spree (Landkreis 

Oder-Spree) rund 200 CDs In zahlreichen Internet- und Presseveroffenti- 

chungen berichtete der Landesverband von Verteilaktionen an Schulen, so 

auch nn Hennigsdorf, Orannenburg {beide Landkreis Oberhavel), Rheins- 

berg {Landkreis Ostprignitz-Ruppin) und Rauen (Landkreis Oder-Spree) 

Am 8. September erklarte der Landespressesprecher, der NPD-Landes- 

verband Brandenburg habe bereits 10 000 CDs verteilt Es wurden weitere 

Aktionen folgen, 20.000 Stuck seien schon nachbestellt Diese Angaben 

durften Übertreibungen sein, denn letzlnch wurden nur wenige Verteilaktno- 

nen an Schulen und nur etwa enn Dutzend Infostände nm Land bekannt 
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Die NPD kam ben der Bundestagswahl bundesweit auf einen Stimmen- 

antenl von 1,6 Prozent In Brandenburg erzielte sne mnt 3,2 Prozent bzw 

50 278 Zweitstimmen ein Ergebnis uber dem Bundesdurchschnitt Die 

Direktkandidaten kamen auf 3,3 Prozent bzw 51 387 Erststimmen Ihr 

höchstes Wahlergebnis konnte die NPD im Wahlkreis 65 (Elbe-Elster, 

Wahlergebnisse der NPD nach Territorialkreisen 
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Oberspreewald-Lausntz II) erzielen Sne kam auf funf Prozent der Zweit- 

stimmen, was gegenuber 2002 ennen Zugewinn von 3,3 Prozent bedeute- 

te Ihre schlechtesten Ergebnisse hatte dne Parten nn den Wahlkreisen 56 

(Prignitz, Ostprignitz-Ruppnn, Havelland Il) und 61 (Potsdam, Potsdam-Mit- 

telmark II, Teltow-Flamnng Il) Dortblieb sne mnt 2,7 Prozent und 1,8 Prozent 

der Zweitstimmen bei Zuwachsen von 1,1 und 0,7 Prozent deutlich unter 

dem Landesdurchschnitt (s Karte Seite 45) Die NPD hat zwar nm Suden 

des Landes uberdurchschnittich zulegen konnen, dne DVU-Wahlerschaft 

fur snch zu gemnnen gelang nhr aber nur sehr begrenzt Die DVU erreichte 

bei den Landtagswahlen 2004 nn dieser Regnon teilweise zweistellige Er- 

gebnisse 

Die Resultate bei den Wahlen nm Jahr 2005 erreichten ben wentem nncht die 

Erwartungen, die man nn das „Bundnis“ gesteckt hatte Sogar den Einzug 

nn den Bundestag hatte man fur moglich gehalten Mit unter einem Prozent 

erreichte die NPD nn NRW noch nncht einmal die Schwelle zur Wahlkampf- 

kostenerstattung Auch ben der Bundestagswahl kam dne Parten auf kein 

nennenswertes Ergebnis Im Kampf um die Parlamente nst die NPD ge- 

messen an nhren eigenen Erwartungen gescheitert 

Entwicklungen in der Bundespartei 

Ende Dezember 2005 musste die NPD einen empfindichen Imageschaden 

hinnehmen, ds drei Abgeordnete der Dresdner Landtagsfraktion die Parten 

verließen Die Aussteiger, die den Flugel des kommunal verankerten sach- 

snschen Landesverbandes reprasentiert hatten, begrundeten nhren Austntt 

mnt der Dominanz der aus Westdeutschland nmportierten Funktionare nn- 

nerhalb der Fraktion Einer der Aussteiger reklamnerte, dass dne NPD snch 

entgegen nhren fruheren Wahlversprechen nncht fur dne Interessen der Bur- 

ger einsetzen wurde Sne vertrete keine demokratischen Grundsatze und 

propagnere den nationalen Soznalnsmus, womit sne dne Terrorherrschaft des 

Dritten Reiches zum Vorbild nehme 

Um von nhren nnternen Problemen nn der Fraktion abzulenken, versuchte 

snch de NPD als Opfer einer staatlnchen Verschworung zu stilnsieren Sie 

nutzte den Umstand, dass einer der drei Abgeordneten snch an das sachsn- 

sche Innenministerium gewandt hatte, weil er nn das Aussteigerprogramm 

des Landes Sachsen aufgenommen werden wollte, und behauptete, er sen 

fur seinen Ausstieg bezahlt worden 
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Sollte der NPD bei den Landtagswahlen 2006 nn Mecklenburg-Vorpom- 

mern erneut der Erfolg versagt bleiben, durfte nhre Führungs- und Schar- 

nierfunktion in der „Volksfront“ ernsthaft nn Frage gestellt sen Ob das 

„Bundhis für Deutschland‘ dann überhaupt noch bns zu den Europawahlen 

2009 halt, blenbt abzuwarten 

ESreicht! #P2 
tg 

ut] 

NPD-Sonderausgabe zur Bundestagswahl 2005 

NPDin Brandenburg 

Der 1990 gegrundete Brandenburger Landesverband gehort nach wne vor 

zu den schwachsten der NPD nn Ostdeutschland Bereits 1991 fusionierte 

er aus diesem Grund mit dem Berliner Landesverband 1997 wurde meder 

ein eigener Bezirksverband Brandenburg, 2003 ein eigenständiger Lan- 

desverbandes Brandenburg gegründet 

Die NPD rekrutierte Ende der 1990er Jahre Neumitglieder nnsbesonde- 

re aus der unorgannsnerten rechtsextremistischen Szene. Im Jahr 2000 

hatte die NPD nn Brandenburg mit 225 Mitgliedern nhre bislang hochste 

Mitglnederzahl Danach schreckte das 2001 beantragte Verbotsverfahren 

viele Mitglieder und potenzielle Interessenten ab Nicht wenige Anhanger 

waren aber auch enttäuscht von der Partei, die nach nhrem Geschmack 

zu viel Parteidisziplin einforderte und zu wenig Gemeinschaftsgefuhl und 

Spielraum fur Aktionen bot So loste snch bereits 2000 der Kreisverband 

Barnnm-Uckermark auf Der Abwartstrend setzte snch nm ganzen Land fort 

und fuhrte Anfang 2004 zur Spaltung des Landesverbandes Der bis da- 

hnn aktnvste Kreisverband Prignitz-Ruppin unter Fuhrung des damalngen 

Landesvorsitzenden trat geschlossen aus der NPD aus und grundete die 
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„Bewegung Neue Ordnung“ (BNO) Er mochte snch nncht damnt abfnnden, 

dass ein geburtiger Bosnnier für die NPD zur Europawahl kandndnerte. Die 

Brandenburger NPD verlor massiv an Mitgliedern und war nm Vorfeld der 

Landtagswahlen 2004 in Brandenburg politisch handungsunfahig Das 

„Angebot“ an die DVU, nncht gegen sie bei der Landtagswahl anzutreten, 

nst aus dieser Not heraus entstanden Der NPD ware eine eigene Kandnda- 

tur zu diesem Zentpunkt nn Brandenburg gar nncht möglnch gewesen 

Du EimiGKETMmACHSTARN NPD NPD 
Aus der Not heraus entstanden Wahlbundnns zwischen DVU und NPD 

Nach dem Einzug der NPD nn den sachsnschen und der DVU nn den Bran- 

denburger Landtag wurde dne Geste der eigentlichen Schwache in das 

„Bundhis fur Deutschland‘ umgedeutet 

Ende 2004, beflugelt durch das Wahlergebnis in Sachsen, hatte dne Bran- 

denburger NPD nhre Krise allerdings schon wieder uberwunden Knapp vier 

Prozent der Stimmen bei der Landtagswahl nm Saarland und 9,2 Prozent 

nn Sachsen machten die NPD zur bedeutendsten Kraft nm rechtsextremis- 

tischen Spektrum Erstmalig seit Jahrzehnten kam sie nn nennenswertem 

Umfang nn den Genuss staalncher Wahlkampfkostenerstattung Bestä- 

tigt durch die erfolgreiche Wahlabsprache mnt der Deutschen Valksunnon 

{DVU) strebte die NPD unter dem Schlagwort „Volksfront‘ die Einigung des 

rechtsextremistischen Lagers unter ihrer Führung an 

In Brandenburg nst es der NPD allerdings bislang nncht gelungen, die neo- 

naznstischen ‚freien Krafte‘ fur sich zu mobilisieren. Allenfalls gab es an- 

lassbezogene Kontakte, aber weder einen Zulauf von Kameradschaftsmit- 

gliedern, noch eine regelmaßige inhaltlich-strategische Zusammenarbent 

oder gar ennen dauerhaften Schulterschluss 

Die Fuhrungsfigur des neonaznstischen „Marknschen Heimatschutzes“ 

{MHS), Gordon Rennholz, Kandierte zwar auf der Landesliste der Berliner 

NPD zur Bundestagswahl 2005 und engagierte snch nm Berliner Wahl- 

kampf, aber das Verhältnis zmschen NPD und MHS nn Brandenburg blneb 

davon unberührt 
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Die Mitgliederzahl der NPD nn Brandenburg stieg dennoch nm Jahre 2005 

von 130 auf 190 Personen Aktuell unterhält die NPD vier Kreisverbände 

Oberhavel, Oderland, Spreewald und Havel-Nuthe Letzterer steht unter 

der Verwaltung des Kreisverbandes Oberhavel 

Die Publikation „Zundstoff‘, das Parteiorgan der NPD-Landesverbande 

Berlin und Brandenburg, gab nn nhrer ersten Ausgabe 2005 bekannt, dass 

mnt den Vorstandswahlen am 4 Marz dne Reorgannsatnon des Kreisver- 

bandes Spreewald abgeschlossen sen. In der zweiten Ausgabe verkundete 

die NPD dne Grundung des Stadtverbandes Rathenow nm April. Schon im 

Februar waren erstmals Aktivitaten der NPD nm Westhavelland offentlich 

bekannt geworden Zu den Grundungsmitgliedern gehörten auch ennzd- 

ne Personen aus dem Umfeld der am 6 April verbotenen Kameradschaft 

„Sturm 27“. Der Stadtverband Strausberg machte seine Grundung nm Marz 

2005 aufeiner eigenen Internetseite öffentlich Auch nm Kreisverband Ober- 

havel entstand ein neuer Ortsverband Laut Angaben der NPD soll sich der 

Ortsverband Gransee/Zehdenick am 2 Juni 2005 gegrundet haben 

Auch anderenorts zeigte die NPD Aktnvntaten „Zundstoff‘ berichtete uber 

Informatnonsveranstaltungen nm Landkreis Teltow-Flaming undnn Potsdam 

{Man 2005) some nn Prenzlau (Junn 2005) Auf diesen Veranstaltungen tra- 

ten auch Berliner NPD-Funktionare als Referenten auf Die NPD meldete 

nm Oktober 2005 dne Berufung eines Kreisbeauftragten für den nn Grün- 

dung befindlichen NPD-Kreisverband Barnim 

Der Wiederaufbau der Parteistrukturen nn Brandenburg verlief dezentral 

und nm Stillen Er wurde von der medialen Öffentlichkeit wenig beachtet 
Der Landesverband selbst nst kaum wahrnehmbar. Die Parteiaktivitaten 

hangen von der Inntiative regionaler Funktionare ab. Diese bestimmen auch 

die unterschiedliche Ausrichtung der Kreisverbände. So lnegt der Kreisver- 

band Oderland eher auf der Linie des derzeitigen Bundesvorstands Er hat 

uberwiegendjungere Mitglieder und nst stärker bereit, sich gegenuber neo- 

naznstischen Strukturen zu öffnen Im Kreisverband Oberhavel nst der An- 

teil alterer Mitglieder weitaus großer Hner gibt es wenig Kontakte zu „freien 

Kraften‘, wie snch Neonazis außerhalb der NPD selber bezeichnen. 

Polntikansatze, die snch mnt der Losung regionaler Probleme befassen und 

eine kommunale Verankerung der NPD vergleichbar der nn Sachsen bewir- 

ken könnten, snnd fur die Brandenburger zur Zeit nncht erkennbar 
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Vereine und Gesprächskreise 

Der „Verein zur Rehabilntierung der wegen Bestreitens des Holocaust Ver- 

folgten“ (VRBHV) wurde am 9 November 2003 nn Votho (NRW) gegrundet 

und hat seinen Sntz nn Berlin Inntert hat nhn der ehemalige NPD-Anwalt 

und Antnsemit Horst Mahler, der nn Brandenburg lebt Das vordergrundi- 

ge Ziel des Vereins nst die moralische und finanzielle Unterstutzung von 

Holocaust-Leugnern Daruber hnnaus will man gezielt Gerichtsverfahren 

zum Thema Holocaust und seiner Leugnung provozieren Damnt soll die 

offentliche Aufmerksamkeit auf die Belange des Vereins gelenkt und die 

Arbeit der Justiz erschwert werden An der Grundung waren weitere be- 

kannte Holocaust-Leugner beteiligt Vereinsvorsitzender nst der Schweizer 

Bernhard Schaub Seine Stellvertreterin, Ursula Haverbeck-Wetzel, steht 

dem nn Vlotho ansassngen Verein „Collegium Humanum - Akademie fur 

Umwelt und Lebensschutz e V* (CH) vor Sne nst, wie auch Horst Mahler, 

als Holocaust-Leugnerin wegen Volksverhetzung verurteilt worden 

Im Fruhjahr 2005 trennte snch Mahler vom „Deutschen Kolleg“ (DK), das 

fur mehrere Jahre sein Sprachrohr war und wo er nn Schulungen seine 

Weltsicht nn den fur nhn charaktenstischen verastelten Gedankengangen 

verbreitet hatte Jetzt bilden der VRBHV und die gleichfalls von nhm nnntnner- 

te ‚Reichsburgerbewegung“ das Zentrum seiner Aktnvitaten Mahler fuhrt, 

we zuvor fur das DK, nunmehr fur dne weitgehend identischen Anhanger 

von VRBHV, CH und „Reichsburgerbewegung“ nn Mosbach (Thuringen) 

Schulungen durch Im Oktober sprachen Mahler, Schaub und Haverbeck 

dort uber das Thema „Warum wurde das von Adaff Hntler gefuhrte Deut- 

sche Rench von den Westmachten zusammengeschlagen?“ Der Titel ver- 

rat, dass man, ahnlnch wne dne NPD, den 60 Jahrestag des Kriegsendes 

zum Anlass nahm, die antndemokratischen Gedankengange des Vereins 

vorzufuhren In dieser Themenstallung snnd die Versatzstucke prasent, 

mnt denen Mahler standng operiert erstens die Hervorhebung Hitlers, nn 

dem Mahler dne Verkorperung eines gotfichen Willens nn der Geschich- 

te sehen will, zweitens das Deutsche Reich Drittens stehe Deutschland 

unter der Fremdherrschaft der „Westmachte‘, womit die Demokratien nn 

Großbritannien und den USA gemeint snnd Die Bundesrepublik sei eine 

„Organnsationsform einer Modalntat der Fremdherrschaft‘ (OMF), nn deren 

Hintergrund Juden dne politischen Faden nn der Hand hndten Die Bun- 

desrepublik Deutschland wird als nllegntnm bezeichnet Die Beteiligung 

der stalnnnstischen Sowetunion am Zweiten Weltkrieg und die Besetzung 
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Deutschlands wird von Mahler bewusst nncht thematisiert, weil es nhm nn 

seiner Polemik darum geht, Demokratie und demokratische Staaten zu dnf- 

famneren Die kommunistische Diktatur hingegen spart er bewusst aus 

Für den antnsemitischen Verschworungstheoretiker Mahler snnd Juden an 

allen nur erdenklichen Problemen schuld. Sne trugen sogar die Schuld da- 

ran, dass seit 1945 nn Deutschland der Vernichtung von Millionen Juden in 

Konzentrationslagern wahrend des Dritten Reiches gedacht werde Den 

Holocaust bezeichnet Mahler als „Große Luge“, die Juden nn die Welt ge- 

setzt hatten, um Deutschland moralisch gangeln zu konnen Im Jahr 2005 

begannen Mahler und der nhn umgebende Personenkreis mnt einer Offen- 

snve gegen diese so genannte „Große Lüge“ Im Oktober veröffentlichte er 

auf der Homepage des australischen revisionistischen „Adelaide Institute 

unter der Überschrift „Die wegen ‚Leugnung des Holocausts‘ Verfolgten 
werden jetzt zu Verfolgern Sie jagen dne Große Luge, deren Tage gezählt 

snnd“ eine Darstellung seiner Position und Vorgehensweise Darnn versteigt 

er snch zu Formulierungen wne „die Verauschmtzung des Deutschen Vod- 

kes“ komme nun, da der Verein snch engagnere, zu einem Ende. Der Plan 

war, gleichzeitig mehrere Gerichtsverfahren wegen der Leugnung des Ho- 

locaust vom Zaun zu brechen Den Angeklagten sollte eine „Schutzschrift‘ 

zur Verfugung gestellt werden, dne mit Anlagen fast 1.000 Seiten umfasst 

Es sollten ben allen entsprechenden Prozessen die gleichen Antrage ge- 

stellt werden Die Schriftsatze dazu wurden nm Wesentlichen von Horst 

Mahler sabst erstallt, zumindest wesentlich mntbestimmt Die Aktnon, Ge- 

rnchtsverfahren zum Anlass zu nehmen, den Holocaust offentich zu leug- 

nen, Ist in der rechtsextremistischen Szene sehr umstntten 

Ende 2005 wurde auf der Internetseite des „Adelaide Instntute“ von fuh- 

renden Holocaust-Leugnern eine Diskussion uber eine moglicherweise nn 

Teheran stattfindende internationale Revisionismus-Konferenz gefuhrt Die 

antnsemitischen Außerungen des nrannschen Staatsprasndenten Ahmednne- 

jad seien vorteilhaft für die Situation des Revisionismus; Ahmedinejad wer- 

de zweifellos Unterstutzung gewahren, sollte um Hilfe zur Durchfuhrung 

einer Internationalen Revisionismus-Konferenz nachgesucht werden. In 

einem Schreiben vom 30 Dezember 2005 außerte Mahler, dass dne Kon- 

ferenz aufjeden Fall stattfinden solle Da eine moglnche Teilnahme Mahlers 

an einer solchen Konferenz außenpolitische Belange der Bundesrepublik 

Deutschland erheblich gefahrden wurde, wurde fur Mahler am 26 Januar 

2006 fur zunachst sechs Monate die Rensefreiheit beschränkt. 
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Neonazis 

Neonazismus unterscheidet sich von anderen Erscheinungsformen des 

Rechtsextremismus durch das offene Bekenntnis zum Nationalsozialismus 

des vorigen Jahrhunderts. Viele Neonazis beziehen sich nnsbesondere auf 

das 25-Punkte-Programm der NSDAP von 1920 und auf Hitlers „Mein 

Kampf“. Sie sehen sich als Opfer des bestehenden „Systems‘, dessen Ver- 

treter sie ‚nach der Machtergreifung“ vernichten wollen. Einstweilen halten 

sie sich aber mit offener Gewaltausübung zurück. In Einzelfällen kommt 

es allerdings immer wieder zu Gewaltstraftaten von Neonazis gegenüber 

Juden, Ausländern oder Deutschen, die für Ausländer gehalten werden. 

Neonazis betrachten sich als elitäre Avantgarde, als politische Kämpfer für 

die Errichtung eines „Vierten Reiches“. In der „Neuen Ordnung“ der Neo- 

nazis soll die Gesellschaft nach rassistischen Prinzipien geordnet werden 

Neonazis sind von Rassismus, Antisemitismus und Fremdenhass geprägt. 

An der Spitze des neuen Reiches wollen sie einen Willkürherrscher und 

eine alle Bereiche des Lebens regelnde Einheitspartei sehen, die sich kei- 

ner Opposition und keinem öffentlichen Meinungskampf zu stellen hat. 

Mit ihrem Lippenbekenntnis zu „Recht und Ordnung“ geben sich Neonazis 

gern den Anschein, besonders gesetzestreu zu sein und Autoritäten zu 

achten. Dieser Eindruck täuschtjedoch, denn in Wahrheitlehnen Neonazis 

den demokratischen Rechtsstaat und alle seine Grundprinzipien, die unter 

dem Begriff freiheitiche demokratische Grundordnung zusammengefasst 

werden, in Gänze ab. Oberstes Wertprinzip der freiheitlichen demokrati- 

schen Grundordnung nst die Achtung vor den im Grundgesetz garantierten 

Menschenrechten. Neonazis lassen nicht nur für Ausländer und Juden 

keine Menschenrechte gelten, sie verwerfen überhaupt die Idee, dass der 

Einzelne gegenüber dem Staat unveräußerliche Rechte besitzt. Für Neo- 

Nationalsozialisten ist die „Volksgemeinschaft‘ der oberste Wert, dem sich 

das Individuum bedingungslos und rechtlos unterwerfen muss. 

An die Stelle der Volkssouveränität wollen Neonazis die Allmacht eines 

Führers setzen, die Gewaltenteilung durch den völkischen Einheitsstaat 

ersetzen Das Mehrparteienprinzip, das verfassungsmäßige Recht auf die 

Ausübung von Opposition und der Minderheitenschutz sollen zugunsten 

einer Einparteienherrschaft abgeschafft werden. Ein Rechtsschutz durch 

unabhängige Gerichte ist ausgeschlossen. 
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Charakteristisch fur das Weltbild der Neonazns snnd Verschworungstheo- 

rnen Neonazis sehen snch nm permanenten Kampf gegen das angeblich 

Ger — —Ö—„ 

STOoD DERZOG! 
Schmiererei nn der KZ-Gedenkstatte Ravensbruck 

übermachtige „Weltiudentum‘, auch „USrael“ oder „20OG“ genannt Die 

Kurzformel „ZOG“, als Erkennungszeichen gegenuber Außenstehenden 

benutzt, steht fur „Zionist Occupied Government‘ (englisch fur „zionistisch 

beherrschte Regierung‘) Neben Israel snnd die USA Hauptffeindbild der 

Neonazis, denn dne Vereinigten Staaten gelten nhnen als Verkorperung der 

von nhnen gehassten multiethnischen Gesellschaft Enn antnsemitisch ein- 

gefärbter Antiamerikannsmus nst typnsch für wente Teile der Neonazis. 

Eine haufige Form der Organnsatnon nm Bereich des Neonaznsmus snnd die 

so genannten „Kameradschaften“ Mannlnche Mitglieder bestimmen hnerbis 

zu 90 Prozent das Erscheinungsbild der Szene, Aktnvistinnen spielen nur 

eine untergeordnete, oft „dienende“ Rolle Die wenngen Versuche, Kame- 

radschaften fur Frauen zu gründen, blieben ohne großere Resonanz Dies 

lasst snch mit den frauenfeindlichen Rollenklischees der Neonazns erklaren, 

die auch nn dieser Hnnsicht dem Vorbild des National sozialnsmus folgen 

Neonazis unterscheiden sich nncht nur idedlogisch, sondern auch durch 

einen ausgepragten Drang zum Aktionismus und eine hohe Demonstra- 

tionsbereitschaft von den übrngen Erscheinungsformen des Rechtsextre- 

mnsmus Neonazns geht es nn nhrem politischen Engagement darum, enne 

„Volksbewegung“ gegen die demokratische Ordnung in Gang zu setzen 

Deswegen spidlen Propaganda und Demonstrationen nn nhrem politischen 

Kampf eine zentrale Rolle 

Im Feiertagskalender der Neonazns snnd insbesondere folgende Daten für 

Demonstrationen vorgemerkt. der Gedenktag an die Luftangriffe auf Dres- 

den am 13 Februar, der Todestag von Horst Wessel am 23 Februar, das 

Ende des Zweiten Weltkregs am 8 Man, der Todestag von Rudolf Heß am 

17 August und der „Heldengedenktag‘ Mitte November Neonazns nutzen 

insbesondere zu diesen Terminen dne Gelegenheit, um an diesen Tagen 

nn der Öffentlichkeit Prasenz zu zeigen, der NS-Großen zu gedenken und 

Geschichtsfalschung zu betreiben 
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Neonazistische Kameradschaften 

Die Verfassungsschutzbehorden sprechen dann won einer neonaznsti- 

schen Kameradschaft, wenn dne jeweilige Gruppierung folgende Merkmale 

aufweist 

enn abgegrenzter Aktnvistenstamm mnt beabsichtigter geringer Fluktua- 

tnon, 

- eine lediglich lokale oder maxnmal regionale Ausdehnung, 

- eine zumindest rudnmentare Struktur und 

- die Bereitschaft zu gemeinsamer polntischer Arbeit auf der Basns einer 

rechtsextremistischen, insbesondere neonazistischen Grundorientie- 

rung 

Der harte Kern besteht oft nur aus wenigen Aktnvsten, der restliche Mitglne- 

derbestand nst zumeist enner Fluktuatnon unterworfen In der Regel steht 

Ihnen enn „Kameradschaftsfuhrer“ vor, der die Gruppe autorntar leitet 

Die Kameradschaften setzen snch nnzwmschen nncht mehr ausschließlich 

aus Neonazns zusammen Zunehmend werden auch rechtsextremistische 

Sknnheads eingebunden, dne auf Grund nhrer politischen Aktnvntaten den 

Bereich der losen Szenen oder Clnquen verlassen haben Neonazistische 

Kameradschaften snnd nn Brandenburg unter anderem nn Nauen, Rathe- 

now (beide Landkreis Havelland), Guben, Spremberg (beide Landkreis 

Spree-Neiße), Lubben (Landkreis Dahme-Spreewald), Strausberg (Land- 

kreis Markisch-Oderland), Lubbenau (Landkreis Oberspreewald-Lausntz), 

Cottbus und Potsdam bekannt 

Verbot der Kameradschaft „Hauptvolk“/, Sturm 27“ 

Am 6 Aprnl 2005 verfugte der Minister des Innern des Landes Branden- 

burg dne Auflosung der Kameradschaft „Hauptvolk“ und nhrer Untergliede- 

rung „Sturm 27°, weil sne snch gegen dne verfassungsmaßige Ordnung und 

den Gedanken der Volkerverstandigung richteten Zudem lnefen Tatngkeit 

und Zweck der Kameradschaft „Hauptvolk“/,Sturm 27° Straigesetzen zu- 

wider Die Bildung von Ersatzorgannsationen oder die Fortfuhrung einer 

bestehenden Organnsatnon als Ersatzorgannsation wurde verboten, dne Be- 

schlagnahme und Einziehung des Vereinsvermogens verfugt Das Verbot 

nst rechtskraftig 
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Im Zusammenhang mnt dem Verbot der Kameradschaft „Hauptvolk“/,Sturm 27° 

hatten Polizeibeamte am 12 April 2005 auch nn Brandenburg 

Objekte von Rechtsextremisten durchsucht 

und daben zahlreiche strafrechtlich relevante Asservate sichergestellt. 
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Uber 300 Polizeibeamte hatten am 12 Aprnl 2005 nn Brandenburg, Sach- 

sen-Anhalt und Niedersachsen nnsgesamt 41 Objekte von 39 Rechtsex- 

tremisten durchsucht und daben etwa 5 500 Asservate snchergestellt Dar- 

unter waren auch strafrechtlich relevante Dinge Stichwaffen, Waffen- und 

Munitionsteile, Propagandamatenalnen, nndizierte Tontrager 

Das Verbot hat enn deutliches Sngnal nm Kampf gegen den Rechtsextremis- 

mus gesetzt Es hat die rechtsextremistische Szene der Regnon Rathenow 

went uber den direkt betroffenen Personenkreis hinaus nachhaltig beein- 

druckt Zahlreiche Sympathisanten und Mitlaufer haben snch durch das 

Verbot verunsichern und abschrecken lassen Enn Sdlidarisierungseffekt 

nstausgeblieben Das Verbot hat dne offentlichen rechtsextremistischen Ak- 

tiwntaten der ehemaligen Mitglieder weitgehend zum Erliegen gebracht 

Die Kameradschaft „Hauptvolk“ war die mntgliederstarkste und aktnvste Ka- 

meradschaft Brandenburgs Ihr Mitglnederkern bestand aus etwa 35 Per- 

sonen Sne entstand nm Jahre 2001 aus einem Zusammenschluss langjah- 

rnger Fuhrungspersonen und Aktivisten der rechtsextremistischen Szene nn 

Rathenow und Premnitz Als außeres Zeichen nhrer Zusammengehorigkeit 

ließen snch nhre Mitglieder einheitliche Kleidungsstucke (T-Shirts, Pullover, 

Mutzen) mnt dem Aufdruck „Hauptvolk“ fertigen, mnt denen sne nn der Of- 

fentichkeit auftraten Einige Mitglieder bekannten snch mnt entsprechenden 

Tatowmerungen zu nhrer Kameradschaft In unregelmaßngen Abstanden 

wurden Publikationen zum nnternen Gebrauch herausgegeben 

Zuletzt lag die Gesamtmitgliederzahl bei etwa 60 Personen Die Kame- 

radschaft „Hauptvolk“ war zu einer wesentlichen rechtsextremistischen 

Gruppierung nm Havelland geworden Ihr Auftreten nn der Offentlichkeit, 

Ihre Publikationen und dne Außerungen nhrer Aktivsten machten nhre We- 

sensverwandtschaft zum Natnonalsozialnsmus zunehmend deuficher Enn 

Teil nhrer Mitglneder war durch Propagandadelnkte, mehrere waren durch 

rechtsextremistische Gewaltdelikte auffallng geworden 

Die Gruppierung „Sturm 27° gnng 2003 aus rechtsextremistischen Jugend- 

clnquen der Regnon Rathenow hervor Ihr Name wurde nn Anlehnung an die 

wahrend des Natnonalsozialnsmus nn der Region Rathenow aktnve SA-Brn- 

gade 27 gewahlt Bald nach nhrer Grundung ordnete snch die Gruppierung 

„Sturm 27“ der Kameradschaft „Hauptvolk“ unter Ihr wurden etwa 25 Mint- 
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glieder zugerechnet, die junger, aggressiver und noch aktnonsonentierter 

als die Mitglieder des „Hauptvolks“ waren. 

Verbot der „ANSDAPO“ 

Am 4 Juli 2005 erfolgte das Verbot der „ANSDAPO“, einer ca. 20 Per- 

sonen umfassenden neonazistischen Kameradschaft aus Strausberg Der 

Name steht offiziell fur „Alternative Nationale Strausberger Dart, Piercing 

und Tattoo Offensive“, doch nst offensichtlich, dass mnt dem Namen der 

NSDAP Adolf Hntler gehuldigt werden soll Die ANSDAPO ist seit 1998 be- 

kannt und hat sent ihrem Bestehen rechtsextremistische Veranstaltungen 

selbst durchgefuhrt oder daran teilgenommen 

Das Verbot wurde am 14 Juli 2005 bekannt Bei 24 Wohnungsdurchsu- 

chungen ben ‚„ANSDAPO*-Mitglnedern stellte die Polnzei 463 Asservate sn- 

cher, darunter 121 Waffen, Munition sowie verbotsrelevante Dokumente. 

Das Vereinszeichen der Kameradschaft war eine 

„Schwarze Sonne“ mnt dem Schriftzug „ANSDAPO* 

daruber Die Mitglieder trugen es auf T-Shirts, Pull- 

overn und Westen Die „Schwarze Sonne‘ verweist 

auf die Wesensverwandtschaft mit dem Natnonal- 

sozialismus Sne dient der rechtsextremistischen 

Szene als Ersatzkennzeichen fur die verbotene 

Doppelsig-Rune, dem Emblem der natnonalsozi- 

alnstischen Schutzstaffeln (SS) Das Symbol der 

„schwarzen Sonne“ steht insbesondere fur das 

Selbstverständnis der SS als Elnte des Dritten Ren- 

ches Sne war unter anderem auf der Wewelsburg, die nm Dritten Reich als 

eine Art SS-Ordensburg bekannt war, nn den Boden des dortigen Ober- 

gruppenfuhrersaales als Mosaik eingelassen Noch heute dient die Burg 

Neonazis als Wallfahrtsstatte 

Eine Bestandskraft des Verbotes nst noch nncht eingetreten, da dne Ver- 

botsverfugung angefochten worden nst Unabhängng von dem Stand des 

Gerichtsverfahrens nst jedoch festzustellen, dass die orlnche Szene nach- 

haltng von dem entschlossenen Vorgehen der Landesregierung getroffen 

wurde. Weder Nachfolgeaktnvitaten des Vereins noch einschlägige Strafta- 

ten der Mitglieder sind bislang bekannt geworden 
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Nachfolgebestrebungen der „Bewegung Neue Ordnung“ (BNO) 

Die „Bewegung Neue Ordnung“ (BNO) hatte snch Anfang 2004 von der 

NPD abgespalten, wenl sie nhr nncht ‚rassistisch genug“ gewesen war Ihr 

Programm lehnte snch stark an das 25-Punkte-Programm der NSDAP an 

Seit Beginn des Jahres 2005 snnd jedoch keine BNO-Aktivitaten mehr zu 

verzeichnen Allerdings wurden zwei nn Brandenburg aktnve Nachfolgeor- 

gannsationen bekannt der ‚Schutzbund Deutschland‘, der hauptsachlich nn 

den Regnonen Pnonnitz, Ostpngnitz-Ruppin und Potsdam/Potsdam-Mittel- 

mark aktny istsowie die „Gesinnungsgemeinschaft Sud-Ost Brandenburg‘, 

die nm Raum Lubben-Lubbenau-Cottbus agnert 

Der „Schutzbund Deutschland“ konzentnert seine Aktnvitaten auf das Ver- 

teilen von Postwurfsendungen sowie auf seine Interneiprasenz (www 

schutzbund-deutschland de) Sent Beginn des Jahres 2005 werden nn unre- 

gelmaßngen Abstanden Flugblatter des „Schutzbundes‘ verteilt Verteilak- 

tionen haben u a nn Wittstock, Neustadt/Dosse, Neuruppin (alle Land- 

kreis Ostprignitz-Ruppnn), Pritzwalk, Perleberg (beide Landkreis Prignitz), 

Lehnnn (Landkreis Potsdam-Mittelmark) und Potsdam stattgefunden Die 

Flugblatter rnefen zum Wahlboykott auf, beschworen die „Ausplunderung 

unseres Volkes durch das raffende Kapntal“ und den Ausverkauf des Lan- 

des durch „Spekulanten und Zinshaie“, die aus der Jugend „umherziehen- 

de Arbeitsnomaden“ machten, „die mnt Negern, Polen usw um die Arbent 

streiten mussen“ Das Design der Flugblatter erinnert, wohl mnt Absicht, an 

natnonalsoznalnstische Veroffentichungen der 1920er und 1930er Jahre 

Auf der Homepage der „Gesinnungsgemeinschaft Sud-Ost Brandenburg‘ 

{www ggsobb tk) wnrd haufig uber Aktionen von Rechtsextremisten berich- 

tet So nst auf der Internetseite der „Gesinnungsgemeinschaft‘ enn Bericht 

veroffentlicht worden, wonach am 6 Februar 2005 wahrend des Karnevals 

nn Cottbus eine „Gruppe Widerstandskampfer“ nn Kostumen „Schulhof‘- 

CDs an Jugendliche verteilt habe Fuhrende Personen der ‚Gesinnungs- 

gemeinschaft‘ waren auch maßgeblich an einem Überfall auf den Jugend- 

club „Fragezeichen e V“ am 14 Man 2008 nn Cottbus beteiligt 

In der rechtsextremistischen, uberregionalen Schulerzeitung „Invers“, die 

nn Dresden herausgegeben wnrd, nst unter der Rubrik „Adressen nn deiner 

Nahe“ enn Hnnweis auf die „Gesinnungsgemeinschaft“ und deren Homepa- 

ge aufgefuhrt 
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Rechtsextremismus 

funktioniert und sen fur die „nnternationalistischen Strategen gleich ob 

balschewstisch oder demokratisch zur großen Gefahr“ geworden So me 

die NPD und der „Verein zur Rehabilntierung der wegen Bestraitens des 

Holocaust Verfolgten“ (VRBHV) behauptet auch der MHS, der NS-Staat 

sen nicht an sich selbst zerbrochen, seinen Unzulanglichkeiten und Verbre- 

chen, sondern andere trugen an seinem Ende Schuld 

Als Nationalnsten wolle man das „deutsche Volk im biologischen Snnne“ 

bewahren und dne „Freiheit und Selbstbestimmung des deutschen Volkes“ 

nn diesem Snnn durchsetzen Damit nst gemeint, dass dne Menschen nach 

angeborenen Kriterien nn Hierarchien eingeteilt werden sollen und die 

Freiheit, einen eigenen Weg zu gehen, nicht mehr galten soll. Der MHS 

propagiert eine polntische und wnrtschaftiche Ordnung, in der die Freihei- 

ten des Einzelnen wne der Gemeinschaft zu Gunsten einer Zwangs- und 

Willkurherrschaft abgeschafft werden sollen 

Der MHS nahm 2005 bundesweit an mehreren Demonstrationen gegen 

dne Hartz IV-Gesetze teil, um sein ‚neues System“ zu propagneren Fla- 

chendeckend wurden nm Land Brandenburg Flugblätter und Flyer unter 

dem Motto „Keine Agenda 2010! - Ein neues System bietet neue Mög- 

lichkeiten!“ verteilt, nn denen die Sozialreformen der Bundesregierung als 

„letzter Rettungsversuch vor dem endgultigen sozialen und wnrtschafliichen 

Untergang“ der freiheillichen demokratischen Grundordnung bezeichnet 

werden. Einzige Moglichkeit fur eine gesicherte Zukunft sei enn ‚neues 

System“, das die Inberale Marktwirtschaft durch enn volkssozialistisches 

System und Demokratie durch Willkürherrschaft ersetzt Darüber hinaus 

wnrd betont, dass man uber weitere Losungsvorschlage verfuge, die mnt 

dem derzeitigen „BRD-System“ aber nncht vereinbar seien Vorher musse 

eine „grundsatzliche Wende“ eintreten 

Der MHS greift auch tagespolntische Themen auf Auf Demonstrationen 

und in den Publikationen „Mitteldeutsche Jugendzeitung“ und „Märkischer 

Bote‘, die vom MHS verbreitet werden, wurde z B der Wegfall der Lern- 

mnttelfreiheit in Brandenburg thematisiert Doch salche Themen dienen 

dem MHS letztlich nur als Vehikel zur Verbreitung seiner natnonalsoznalisti- 

schen und rassistischen Propaganda So nstnn einem Beitrag der Ausgabe 

neun der MJZ von „Bimbophilie‘, „eurasisch-negroidefr) Zukunftsrasse“ 

und „abartnge[m) Negerkult mit affenartngem Rumgehupfe“ die Rede 
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Von der MJZ erschien 2005 erstmals eine so genannte Schulausgabe, die 

Mitglneder des MHS am 9 Junn 2005 und 8 August 2005 nn Berlin bzw 

Rudersdorf an Schulen verteilten Auch dort finden sich fremdenfeindliche 

und dnsknminierende Textpassagen So wnrdnn einer Rubrik „Ihrfragt Wir 

antworten!“ daruber diskutiert, ob von afrnkannschen Elefanten abstammen- 

de und nn Deutschland geborene Elefanten „deutsche Elefanten“ seien. 

Mit solchen durchschaubaren rhetornschen Manovern versucht der MHS, 

seine rassnstischen Ansnchten Jugendlichen zu vermitteln 

Die Aktionen des MHS waren auch 2005 eindeutig rechtsextremistisch 

gepragt Im Feiertagskalender der Neonazns snnd insbesondere folgende 

Daten fur Demonstrationen vorgemerkt der Gedenktag an die Luftangriffe 

auf Dresden am 13 Februar, der Todestag Horst Wessdls am 23 Februar, 

das Ende des Zweiten Weltkriegs am 8. Man, der Todestag von Rudolf Heß 

am 17 August und der „Heldengedenktag“ Mitte November. Der MHS lneß 

keine Gelegenheit aus, um an diesen Tagen in der Öffentlichkeit Präsenz 

zu zeigen, der NS-Großen zu gedenken und Geschichtsfalschung zu be- 

treiben 

2 

Die opfer im He : ‚NHerzenf 
Die Zukunfg ip Biiah? 

JUNGE LANDSMANNSCHAFT 

OSTPREUSSEN 

Am 13 Februar 2005 beteiligte snch der MHS an dem „Trauermarsch“ der 

rechtsextremistischen „Jungen Landsmannschaft Ostpreußen“ (JLO) nn 

Dresden zur Ennnerung an die Bombennacht nm Jahre 1945 Unter den 

5.000 Teilnehmern befanden sich mehr als 100 Mitglieder und Sympathn- 

santen des MHS 

Mitglieder der MHS-Sektion Strausberg storten am 16 Aprnl 2005 in See- 

low das offizielle Gedenken an den 60 Jahrestag der Schlacht um die 
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Seelower Hohen Bereits am 15 April 2005 warfen sne Handzettel nn die 

Briefkasten der Einwohner von Seelow Unter der Überschrift „8. Man, der 
Krieg war vorbei - das Morden gnng wenter!“ wurden Amerikaner, Englan- 

der und Russen als „Morder“ bezeichnet Diese Handzettel wurden auch 

am Rande der offiziellen Gedenkveranstaltung am 16 Aprnl 2005 von funf 

Mitgliedern der genannten MHS-Sektion verteilt 

Am 8. Man 2005 nahmen MHS-Mitglieder an einer Kundgebung der NPD- 

Jugendorgannsation „Junge Nationaldemokraten“ (JN) nn Berlnn teil In den 

Reden wurde der 8. Man als enn „Symbol der Gefangenschaft‘ bezeichnet. 

Das deutsche Volk werde bns heute unterdruckt und befinde snch nn ei- 

ner „Schuldknechtschaft‘. Die deutsche Schuld am Ausbruch des Zweiten 

Weltkrieges wurde geleugnet, dne Bundesrepublik Deutschland als ‚Ca- 

nossa‘- und „Lügenrepublik“ bezeichnet, der man nur abgrundtiefe Ab- 

scheu entgegenbringen könne 

Anlasslnch des Todestages des Hitler-Stellvertreters Rudolf Heß klebten 

Mitglieder des MHS nn mehreren Stadten Brandenburgs Rudolf-Heß-Pla- 

kate In Schwedt wurde enn SPD-Wahlplakat mit den Aufschriften „Mar- 

knscher Henmatschutz“ und „NSDAP* some der Parde ‚Rudolf Heß, er- 

mordet am 17 August nn Berlin-Spandau“ beschmiert In unmittelbarer 

Nahe erkannte die Polizei fuhrende MHS-Mitglieder. In deren Fahrzeug 

befanden snch mehrere Bettlaken, auf denen unter anderem die Schriftzü- 

ge „Gerechtigkeit für Rudolf Heß“ und „Rudolf Heß — Gebt die Akten frei!“ 

zu lesen waren 

Der MHS hatte beabsichtigt, am 20. August 2005 am „Rudalf-Heß-Ge- 

denkmarsch“ nn Wunsiedel teilzunehmen Angemeldet waren drei Busse. 

Der geplante Marsch wurde jedoch abgesagt Das Bundesverfassungs- 

gericht hatte enn Verbot des Landratsamtes Wunsiedel bestätigt Das Ver- 

bot bezog snch auf die seit dem 1 Aprnl 2005 geltende Strafvorschrift des 

8130 Abs 4 StGB, wonach sich strafbar macht, wer offentlich oder nn einer 

Versammlung den öffentlichen Frieden nn einer dne Würde der Opfer des 

Nationalsozialnsmus verletzenden Weise dadurch stort, dass er die natn- 

onalsozialistische Gewalt- und Willkurherrschaft billigt, verherlicht oder 

rechtfertigt 

Der MHS nahm daraufhin an einer Ersatzveranstaltung nn Berlin teil, auf 

der gegen das Verbot des Marsches in Wunsiedel protestiert wurde. Der 
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MHS reiste mnt ennem Bus an An dem Aufzug beteiligten snch insgesamt 

rund 600 Rechtsextremisten 

Am 5 November 2005 kamen dne MHS-Mitglneder erneut nncht zum Zuge 

Knapp 300 Rechtsextremisten mussten auf eine vom Hamburger Neonazn 

Christian Worch nn Potsdam geplante Demonstration verzichten, weil der 

Weg von Gegendemonstranten versperrt wurde Die Polnzei erteilte Worch 

die Auflage, ausschließlich eine ortsfeste Versammlung durchzufuhren, da 

sonst die Sncherheit der Teilnehmer nncht gewahrleistet werden konne 

Am 12 November 2005 fuhr der MHS nach Halbe, wo der Hamburger 

Neonazn Lars Jacobs eine Gedenkveranstaltung unter dem Motto ‚Ruhm 

und Ehre dem deutschen Frontsoldaten und den europaischen Freimlli- 

gen“ durchfuhren wollte Doch der geplante Aufzug zum Waldfriedhof, der 

großten deutschen Graberstatte des Zweiten Weltkrieges auf dem meh- 

rere tausend zumeist zivile Opfer der letzten großen Kesselschlacht des 

Zweiten Weltkrieges begraben lnegen, blneb den 1 700 Rechtsextremisten 

verwehrt Teilnehmer einer Gegenversammlung blocknerten die Wegstre- 

cke, und dne Polnzei lehnte eine Raumung der Strecke aus Grunden der 

Verhaltnnsmaßngkeit ab Mehrere Kleingruppen von Rechtsextremisten, die 

aus dem gesamten Bundesgebiet some teilweise aus dem naheren euro- 

panschen Audand (Niederlande, Italnen) angereist waren, versuchten, die 

Absperrungen an verschiedenen Stellen zu durchbrechen Vereinzelt kam 

es auch zu Flaschen- und Steinwurfen Durch konsequentes Einschrei- 

ten der Polnzeikrafte konnte eine Eskalation der Lage vermieden werden 

Die Versammlung wurde von Lars Jacobs und Christian Worch am fruhen 

Abend vorzeitig aufgelost 

Der MHS hat erkannt, dass die Vision einer „Volksfront von Rechts,“ also 

eines landesweit expandierenden Verbunds parteiungebundener Neona- 

zns, nncht umsetzbar nst Ebenso snnd auch dem politischen Einfluss eines 

landerubergreifenden Neonazn-Netzwerkes me dem „Nationalen und Sozn- 

alen Aktionsbundhis Mitteldeutschland‘ (NSAM) Grenzen gesetzt 

Der MHS nst nn das NSAM, enne Allnanz von Rechtsextremisten und Neo- 

nazns aus den Landern Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 

Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thurngen maßgeblich eingebunden Ziel 

dieses Netzwerkes nstes, die Aktnvitaten der parteiungebundenen Neonazn- 
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Szene nn Ostdeutschland zu koordinieren und aufeinander abzustimmen 

Wahrend das NSAM noch nm Jahr 2004 durch eine landerübergreifende 

Demonstrationskampagne gegen dne „Agenda 2010* Offentlichkeitswir- 

kung erzielte, blieben solche Aktionsformen 2005 aus 

Um sein langfristiges Ziel, die freiheitliiche demokratische Grundordnung 

durch enn „neues System“ abzulosen, dennoch zu erreichen, will der MHS 

zwar weiterhin eine parteiunabhangige Struktur bleiben, aber die Mog- 

lichkeiten nutzen, dne die NPD als Parten bietet Die NPD wird mittlerweile 

vom MHS als unverzichtbarer Bestandteil des nationalen Widerstandes 

und als Sprachrohr aller außerhalb der Parten organnsnerten „Nationalisten“ 

anerkannt und ben Wahlkampfen, so Anfang 2005 in Schlesmg-Hastenn, 

unterstutzt. Zur Bundestagswahl ließ sich Gordon Rennholz, der Leiter des 

MHS, dann sogar auf der Landesliste der Berliner NPD aufstellen Er war 

Direktkandndat nm Berliner Wahlkreis Mitte-Tiergarten und stand auf Listen- 

platz sechs. Während des Wahlkampfes beteiligte snch der MHS nn Berlnn 

an NPD-Infostanden und klebte Wahlplakate. 

Innerhalb des MHS nst aber die NPD nach wie vor umstntten Die Mehr- 

heit der MHS-Mitglneder lehnt eine Zusammenarbeit mnt der NPD ab, da 

sie an parteipolitischen Posten kenn Interesse hat. Fuhrende Mitglieder 

hingegen forcieren den Anschluss an dne ‚Volksfront‘-Strategie, da sne die 

Gelegenheit wittern, nhren Einfluss und nhren Popularntätsgrad nm rechtsex- 

tremistischen Spektrum zu steigern und ihre politischen Vorstellungen und 

Ziele auf einer breiteren Plattform effektiver propagieren und realisieren 

zu konnen 

Offen bleibt, wne lange die NPD nhre Attraktnvität und Zugkraft fur die „Frei- 

en Krafte“ bewahren kann Kntiker der ‚„Volksfront‘ wne Worch weisen dar- 

auf hnn, dass die NPD vor einem „problematischen Spagat“ zmschen DVU 

und Neonazis stehe Snebrauche einerseits die „Manpower“ und ‚operative 

Kraft‘ der Neonazns, andererseits aber auch dne Absprachen mnt der DVU 

bei Wahlkampfen 

Die Diskussionen um die „Volksfront von Rechts“ zeigen, dass dieses 

Bundnis nncht so gefestigt nst, me deren Protagonisten es nn der Öffentlich- 
keit darstellen. Die Zusammenarbeit der nn die „Volksfront‘ enngebunde- 

nen Krafte ist stark von taktischen Motiven gepragt und ben ausbleinbenden 

Wahlerfolgen der Parteien sehr nnstabil 
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Nationales Bündnis Preußen (NBP) 

Beim „Nationalen Bundnis Preußen“ handelt es sich um enn sent 2000 

bestehendes neonaznstisches Bundnis, das die Bundelung lokal agneren- 

der Kameradschaften und ahnlncher Personenzusammenschlusse nn den 

Brandenburger Landkreisen Barnnm und Uckermark anstrebt Die Organn- 

sation verfugt uber die so genannten Ortsgruppen Barnnm und Schwedt 

und zahlt etwa 20 Mitglieder 

Das NBP fuhrt Mitglnederversammlungen und Kameradschaftsabende 

durch, nnmmt an rechtsextremistischen Demonstrationen nm Bundesgebiet 

teil und verteilt einschlagnges Propagandamaternal Es greift verstarkt sozn- 

al- und gesellschaftspolitische Themen auf, um damnt rechtsextremistische 

Inhalte zu verknupfen und zu transportieren So wird auf Transparenten 

gegen den Soznalabbau nach „US-amerikannschem Vorbild" agntnert oder 

die Abschaffung der Hartz IV-Gesetze gefordert und zur Wahl der „Natno- 

nalen Opposition NPD“ aufgerufen 

Das NBP hat nm Jahr 2005 zwei Demonstrationen nm Land Brandenburg 

durchgefuhrt Am 22 Januar demonstrierten 45 Rechtsextremisten „gegen 

die Neufinanzierung des Jugendelubs Dosto“, 140 Rechtsextremisten for- 

derten am 27 Aprnl „die Abschiebung von Auslandern, die Straftaten bege- 

hen” Die Öffentlichkeitswirkung beider Aufzuge war sehr gering 

Das NBP unterhalt enge Kontakte zur Brandenburger DVU und den NPD- 

Landesverbanden Berlin und Brandenburg So unterstutzte man dne NPD 

nm Bundestagswahlkampf, nndem man beispielsweise Ordner zur Absnche- 

rung von Infostanden zur Verfugung stellte Das NBP nahm auch 2005 am 

Sommerfest der DVU-Landtagsfraktion am 18 Juni tell Daruber hinaus 

bestehen Verbindungen zu Berliner Rechtsextremisten aus dem Umfeld 

Horst Mahlers 

Das NBP verfugt nncht uber die logistischen, finanziellen und personellen 

Ressourcen, um Einfluss nnnerhalb des rechtsextremistischen Spektrums 

zu gewinnen Ihm gelingt es nncht, Rechtsextremisten dauerhaft an snch zu 

binden Eine Zusammenarbeit mnt dem MHS findet auf Grund personlicher 

Differenzen zmschen den Fuhrungskadern nncht statt Umso mehr Hoff- 

nung setzt das NBP auf die personlichen Kontakte zu Brandenburger und 

Berliner DVU- und NPD-Aktnivisten 
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Lausitzer Aktionsbündnis (LAB) 

Auch das nm Jahr 2005 gegrundete „Lausitzer Aktionsbundnis“ (LAB) strebt 

eine Vernetzung unorgannsnerter Rechtsextremisten und neonaznstischer 

Kameradschaften der Region an In das LAB snnd mehrere neonazistische 

Kameradschaften aus dem Suden Brandenburgs eingebunden, u a die 

„Gesinnungsgemeinschaft Sud-Ost Brandenburg‘ (GGSOBB), die „Lausnt- 

zer Aktnonsfront Guben“ und der „Sturm Cottbus“ Leiter der Organnsation 

nst Sebastian Rnchter, enn Neonazn aus Hoyerswerda (Sachsen) 

Insgesamt gehoren dem LAB etwa 30 Rechtsextremisten an, zum Teil Ver- 

treter neonazistischer Kameradschaften, zum Teil einfache Mitglieder. Das 

LAB kann jedoch bis zu 150 Rechtsextremisten fur eigene Veranstaltungen 

mobilnsneren Sein Aktnonsradius erstreckt sich auf dne gesamte Lausitz und 

den sudlichen Spreewald Zu den LAB-Aktnvitäten gehorten eine Demons- 

tratnon gegen dne „Agenda 2010° am 2 Juli 2005 nn Weißwasser some 

Rechtsschulungen und Arbeitstreffen Außerdem klebte das LAB Plakate 

anlasslnch des 8. Man 

Mehr als 100 Rechtsextremisten beteiligten snch am 5 November 2005 

in Cottbus an einer Saalveranstaltung des LAB, die der Einstimmung auf 

den Gedenkmarsch am 12 November 2005 nn Halbe dienen sollte. Am 

10 Dezember 2005 demonstnerte das LAB nn Senftenberg unter dem aus 

Hnifers „Mein Kampf‘ entiehnten Motto „Menschenrecht bricht Staatsrecht 

- Gegen staatlnche Repressionen und kapntalistische Normalntaten vorge- 

hen!“ An dem Aufzug beteiligten snch 250 Rechtsextremisten Der Protest 

rnchtete snch einerseits gegen vermeintliche „Gesinnungsjustiz nn der BRD, 

gegen staatliche Repressionen und „pdizeiliches Willkurverhalten“ 

Das LAB gibt.die Publikation „Blickpunkt Lausitz“ heraus, von der 2005 vier 

Ausgaben erschienen Obwohl das LAB senn rechtsextremistisches Welt- 

bild zu tarnen versucht, kommt es sowohl nm „Blickpunkt Lausitz“ als auch 

auf der Internetseite (wwwlausntztk netzspeicher24 de) der Organnsatnon 

eindeutig zum Ausdruck Hier finden snch Werbebanner fur die NPD, die 

„Mitteldeutsche Jugend Zeitung‘ des neonaznstischen „Marknschen Hei- 

matschutzes“ (MHS) oder die von rechtsextremistischen Musnkverlegern 

herausgegebene „Schulhof-CD“ Auf der Internetseite wnrd uber Szeneve- 

ranstaltungen berichtet und einschlagiges rechtsextremistisches Propa- 

gandamaterial angeboten 
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Subkulturell geprägte, gewaltbereite Rechtsextremisten 

Die Gefahr, die vom subkulturell geprägten Rechtsextremismus ausgeht, 

nst besonders groß, weil hier junge Menschen schrittweise an demokratie- 

fenndnches, menschenverachtendes und gewaltverherrlichendes Gedan- 

kengut herangefuhrt werden, ohne snch dessen bewusst zu sein Junge 

Menschen geraten haufig nn einem Alter unter den Einfluss von Rechtsex- 

tremnsten, in dem sne weder uber die Verbrechen des Nationalsoznalnsmus 

ausreichend Bescheid wissen noch nn nhrer Persönlichkeit und politischen 

Einstellung gefestigt sind Von älteren Gesinnungsgenossen ubernehmen 

die Jugendichen enne abschatznge, die Werte der Demokratie verunglimp- 

fende Haltung gegenuber der freiheitlichen demokratischen Grundord- 

nung. 

Wenn man von subkulturell gepragtem, gewaltbereitem Rechtsextremis- 

mus spricht, handelt es sich um Jugendiche und junge Erwachsene, die 

sich in rechtsextremistischen Clnquen zusammenfinden Die Cliquen sind 

informell strukturiert und oft nur von geringer Dauer Man trifft snch zu 

bestimmten Zeiten, menst abends oder am Wochenende an bestimmten 

Treffpunkten, vor allem auf offentlichen Plätzen, an Tank- oder Haltestel- 

len oder nn Jugendelubs, um gemeinsam ‚abzuhangen“ Die Zugehorigkeit 

wnrd durch Codes und Symbole ausgedruckt Daher spielen Marken, Mo- 

den und Musikgeschmack enne große Rolle nn der Szene Der Faktor Mode 

erfuhr nm Jahr 2005 nm Zusammenhang mit der Kleiderfirma ‚Thor Steinar“ 

aus Königs-Wusterhausen eine weiterhin hohe Aufmerksamkeit Das Fir- 

menlogo nst aus enner Tyr- und einer Sng-Rune zusammengestellt Nach 

der Feststellung des Landgerichts Neuruppin vom November 2004 sneht 

dieses Logo ‚nationalsoznalistischen Symbolen zum Verwechseln ahnlnch“ 

und erfullt damnt den Verbotsstraftatbestand gemaß & 86a StGB Das 

Oberlandesgericht Brandenburg a. d H widersprach dieser Einschätzung 

am 12. September 2005 Allerdings stellte das Gericht auch fest, dass die 

Textilien der Marke „durch nhre farbliche Gestaltung und verwendete Auf- 

schrift gerade Personen der rechtsextremen Szene ansprechen ‘ In der Tat 

nst das Thor-Steinar-Logo bereits mnt polntischem Bekenntnischarakter als 

Wandschmiererei aufgetreten 

Marken, Moden und Musik dienen der Abgrenzung nach außen und dem 

Zusammenhalt nach nnnen Der Einstieg nn die Szene geschieht häufig 

uber rechtsextremistische Musik 
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Der Bezug zum Nationalsozialismus nst vor allem anfangs oft nur ober- 

flachlich und bruchstuckhaft Die Jugendlichen bedienen snch nationalso- 

zialistischer Symbole wie Hakenkreuze oder Runen, ohne dass dahinter 

nn jedem Falle eine durchdachte rechtsextremistische Einstellung stunde 

Vielen geht es eher um einen Stil, der snch nn Kleidung, Schmuck, Hobbys, 

aber auch nn Parolen und Schlagworten nnederschlagt Alkohol, Gewalt 

und Musik spielen nn diesen losen Zusammenschlussen eine verbindende 

Rolle Dazu bilden diffuse nationalnstische, fremdenfeindiche, rassnstische 

oder soznaldanmnnstische Ansnchten einen lockeren ndeologischen Zusam- 

menhalt 

Die Unreflektertheit rechtsextremistischer Einstellungsmuster unter den 

Jugendlichen nst kein Grund, den subkulturell gepragten Rechtsextremis- 

mus zu verharmlosen Im Gegenteil, gerade aus diesen Kreisen gehen nn 

Brandenburg sent Jahren schwere Gewaltstraftaten hervor 

Wenn rechtsextremistische Jugendcliguen gewalttätig werden, snnd sne 

kaum bemuht, nhre Tat zu verheimlichen Nicht selten schlagen sne auf of- 

fentnchen Straßen und Platzen unter den Augen von Passantenzu Dastun 

sie allerdings nur, wenn sne snch zahlen- und kraftemäßng nn der Übermacht 

glauben, denn nm Widerspruch zu nhrer Verherrlichung von Kraft und Starke 

nst das Verhalten rechtsextremistischer Jugendlicher durch Unfairness und 

Feigheitgepragt Die Tater wohnen oft nn der unmittelbaren Umgebung des 

Tatortes Viele rechtsextremistisch bzw fremdenfeindich motivierte Straf- 

tater snnd Wiederholungstater Das demonstrative Revierverhalten ‚rech- 

ter“ Jugendcliquen auf manchen offentlichen Platzen zu bestimmten Zeiten 

verangstigt Burgerinnen und Burger, insbesondere wenn die Jugendichen 

auf Grund nhres außeren Erscheinungsbildes dem Klischee rechtsextre- 

mistischer bzw fremdenfeindlicher Jugendeliquen entsprechen 

Bei einigen Jugendichen bleiben Rechtsextremismus und Gewaltbereit- 

schaft eine Episode nn nhrer Biographie, die mit dem Eintritt nns burgerliche 

Leben, mnt der Übernahme von Verantwortung nn Beruf und Familie endet 

Ben anderen hnngegen kommt es zu einer Verfestigung der rechtsextremis- 

tischen Überzeugung und einem dauerhaften Verbleib nn rechtsextremisti- 

schen Organnsationen 

Subkulturell gepragte rechtsextremistische Jugendcliquen gnbt es nn vielen 

Stadten und Gemeinden des Landes Brandenburg, so auch in Angermun- 
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de, Prenzlau, Schwedt, Templnn {alle Landkreis Uckermark), Belzig (Land- 

kreis Potsdam-Mittelmark), Bernau, Eberswalde (beide Landkreis Barnnm), 

Konigs Wusterhausen, Lubben (beide Landkreis Dahme-Spreewald), 

Region Oranienburg (Landkreis Oberhavel), Perleberg, Pritzwalk (beide 

Landkreis Prignitz), Rathenow (Landkreis Havelland), Wittstock, Rheins- 

berg (beide Landkreis Ostprignitz-Ruppnn), Cottbus und Potsdam Diese 

Liste nst nicht abschließend Auch nn anderen Stadten undlandichen Regn- 

onen des Landes gibt es zumindest Ansätze solcher Clnquenbildungen 

Ähnlnch me bei den Autonomen nm Bereich des Linksextremismus hat 
Gewalt nn solchen extrem lose organisierten Cliquen den Effekt, kurzle- 

bnge Gruppenstrukturen herzustellen Die Gewalt nchtet snch gegen alles 

„Fremdartige, seien es Auslander, dunkelhautige Deutsche oder „Zecken“, 

einnn derrechtsextremistischen Szene alltaglncher Begniff zur Beschreibung 

von „linken“ Jugendlichen Nur wenige Gewaltstraftaten snnd geplant, vndl- 

mehr werden sne in uber zwen Dritteln der Fälle spontan aus der Sntuation 

heraus begangen Im Rahmen der Links-Rechts-Auseinandersetzungen 

im Sommer 2005 nn Potsdam allerdings zeigte snch auch enn anderes Bild, 

als Rechtsextremisten planmaßng Vertreter der ortlichen Antnfa uberfielen 

Die rechtsextremistische Musikszene im Land Brandenburg 2005 

Auf Grund nhrer besonderen emotionalen Wirkung hat Musik sent jeher nn 

der politischen Propaganda enne herausragende Bedeutung. Musik nst an 

sich unpditisch, aber politisch flexnbel einsetzbar Man denke an die sozn- 

alnstnschen Arbeiterlieder, die der Natnonalsoznalnsmus nur leicht umtextete, 

um sie für seine Veranstaltungen nutzbar zu machen Auch gnbt es keine 

pdiitischen Musikstile Es gnbt also keine rechtsextremistische Musik an 

snch Dennoch lasst snch beobachten, dass Musik bei der Rekrutierung von 

Rechtsextremisten und nn der Verbreitung rechtsextremistischer Anschau- 

ungen nn denletzten Jahren an Bedeutung gewonnen hat. 

Rechtsextremistische Skinhead-Musik mit ihren harten, aggressiven 

Rhythmen nst vor allem fur Jugendliche attraktiv Auf ältere Rechtsextre- 

mnisten durften sne und die dazugehorigen, von Alkohol, Lautstarke und 

aggressivem „Pogo" gepragten Sknnhead-Konzerte eher verstörend bis 

abstoßend wirken Auch mancher überzeugte Nationalsozialist hegt an 

sich gegenuber einer Musnkform, die im „Dritten Reich“ mit Sncherheit als 

„undeutsch“ und „entartet“ verboten worden ware, deutliche ndedlogische 
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Vorbehalte, die nur deshalb relatny selten offen ausgesprochen werden, 

weil die Neonazn-Szene auf die Sknnhead-Szene als Mobilisnerungs- und 

Rekrutierungspotential nncht verzichten will Sknnhead-Musik ist also nicht 

für jeden Rechtsextremisten attraktnv Unter den anderen Stien, die unter 

Rechtsextremisten Anerkennung finden, stehen Stücke von Liederma- 

chern ganz vorn. 

Die rechtsextremistische Sknnhead-Musik hat snch mittlerweile zum mich- 

tigsten Integrationsfaktor rechtsextremistischer Subkulturen entwickait 

Konzerte dienen der Skinhead-Szene generell als Kontakt-, Informatnons- 

und Tauschborsen Das nst an sich keine Besonderheit, auch andere Mu- 

snkszenen sehen nn den jeweiligen Events (Raves, Konzerte etc ) wichtige 

Umschlagplatze fur Ideen und Devotionalien Das Besondere nm Fall der 

rechtsextremistischen Sknnhead-Szene nst, dass sne Musikveranstaltungen 

nutzt, um extremistische Propaganda zu betreiben. 

Die Sknnhead-Szene hat nhre Ursprunge nn Großbritannien, wo sne Ende 

der 1960er Jahre entstand - zunachst als unpolitische Jugendkultur. Diese 

Subkultur hatsnch nm Lauf der Jahre nn verschiedene politische Richtungen 

aufgespalten, u a entwekelte snch in Deutschland Anfang der achtziger 

Jahre eine rechtsextremistische Richtung und Musikszene Der durch- 

schnittiche Betrachter nst kaum nn der Lage, Sknnheads verschiedener 

pdlitischer Ausrichtungen anhand nhres Außeren (z B Stahlkappenstiefel, 

Hosentrager, Glatze) zu unterscheiden. Nur an nhren Außerungen, nn Wort 

und Tat, kann er sne erkennen 

Zahl der Skinhead-Konzerte in Deutschland 

non 
1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 
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Sknnhead-Konzerte lassen snch vergleichsweise einfach organisieren 

Man braucht lediglich eine gesicherte Stromzufuhr fur die Instrumente 

Besondere Anspruche seitens des Publikums hinsichtlich der „Location“ 

snnd nncht zu erwarten, sogar weite Anfahrtswege werden in Kauf genom- 

men Sknnhead-Konzerte ziehen nnsbesondere junge Manner an, die snch 

fur Mannlnchkaitsrituale nnteressieren und deswegen schon anfallng snnd fur 

das marttalische Bild des „germanischen Helden“, das Rechtsextremisten 

gerne von snch zeichnen Einige Musikgruppen sind nn Netzwerke verschie- 

dener Sknnhead-Gruppierungen eingebunden, z. B bei den Hammersknns 

und der nn Deutschland verbotenen „Blood & Honour“-Bewegung 

Die ‚„Hammersknns“ wurden 1986 in den USA gegrundet und snnd seit 1991 

nn Deutschland vertreten Sie bekennen snch zu Rassnsmus und streben die 

weltweite Vereinigung aller weißen Sknnheads nn einer „Hammersknn-Natn- 

on“ an Sne verstehen snch als wenße Arbeiter-Elite Neumitglieder werden 

nur auf Empfehlung aufgenommen 

Auch „Blood & Honour“ (B&H) propagiert 

die rassistische „White-Power“-Ideolo- 

gie, der zufolge dne „weiße Herrenras- 

se“ durch „Multikultur‘ und ‚Rassenmi- 

schung“ bedroht sei. B&H wurde 1987 nn 

England nns Leben gerufen, dehnte snch 

1994 nach Deutschland aus und wurde 

samt seiner Jugendorganisation „White 

Youth“ (WY) am 14 September 2000 

bundesweit verboten 

ET 
U lood vr bonaurn 

In Brandenburg existierten die Sektionen „Brandenburg“ und „Branden- 

burg-Süd‘ Bestrebungen, B&H nn Deutschland durch Umbenennungen, 

Neugrundungen oder Anschluss an andere Skinhead-Netzwerke wieder- 

zubgleben, war kein nachhaltiger Erfolg beschieden Einige der ehemali- 

gen Aktivisten blieben der Szene jedoch auch nach dem Verbot verbunden 

und organnsneren weiterhin Konzerte mnt rechtsextremistischen Bands, 

stellen Tontrager her und verbreiten sne Der Zahlencode „28° - die beiden 

Ziffern stehen für den zweiten und achten Buchstaben nm Alphabet, also 

B und H - dient den ehemaligen Mitglnedern und Anhängern von B&H als 

Erkennungszeichen und hat Bekenntnischarakter 
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Die Texte reoktsextremishischer Sknhead Musikthermatiseren das Selbst 

verstandnis und das Lebensgefuhl der Shnhead Szenen. weisen aber 

auch verfassungsfeindiche Inhalte auf So wrd oft gegen szenetypische 

Feindhlder wie Auslarder Juden Isteel die USA, Homsexuelle Ob 

dachlose gegen die Presse some Staats und Verfassungsschutz ge 

hetzt. Dabei wird immer wieder auch zur Gewaltanwendung aufgerufen 

Nicht immer - und wenn, dann aus taktnschen Grunden — rd versucht 

Verstoße gegen strafrechtliche Bestimmungen wne Volksverhetzung und 

das Verwenden von Kennzeichen verfassungswidnger Organnsahonen zu 

unterlassen. Im Ausland praduziette Tontrager jedoch lassen haufig diese 

Vorsicht nicht erkennen wenl ie dortigen Produzenten glauben snch nicht 

an deutsche Gesetze halten zurmussen 

Die Musik reoftsextremishscher Skriheads ni ihren menschenfendlichen 

Texten hat emen pragenden Einfluss auf die poltische und gesellschaft 

Iiche Onentierung nhrer Horer Mt nhren frermdenfeindlichen antnsemti 

schen Gewalt und den Nationalsozilismus verherrlichenden Testen haut 

diese Misnk Femdkilder auf und nstdaben wie leichter verstandlich als jedes. 

Programm von rechtsextrenstischen Vereiren und Parteien 

Dashaben auch die rechtsextrershschen Patteien erkannt Die Sorrmer 

feste der NPD Zertung „Deutsche Stirrme" zogen immer mehr Besucher 

an 2002 1500 2003 2500 2004 7 000) seit Liedenmacher (2 B Frank 

Rennicke. Jorg Hahne)) und Bands & B Aacnkahl Kraftschlag Young 

land) m reoftsextremishschen Texten dant gpieiten Die Veranstaltung el 

2005 wegen der vorgezogenen Bundestagsuahlaus Dennoch veraohtete 

die NPD auch 2005 nich darauf Musik als Pubikumsrragnet zu nutzen 

Mt Konzerten nn Micha (Sachsen) und Pnßrntz (Thurngen) versuchten 

sie und die „Jungen Nahonallerm raten“ mehrfach inebesondere Jungere 

Menschen zu Parterveranstaltungen zu looken 
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Besonders hervorzuheben ist das „Lunikoff-Abschiedskonzert‘ am 2 Aprnl 

2005 nm Schutzenhaus von Pößneck (Thuringen) Das Konzert fand im 

Anschluss an ennen Landesparteitag der Thuringer NPD statt, 1 000 Besu- 

cher aus dem gesamten Bundesgebiet nahmen daran tenl „Lunikoff“ nst. der 

Spitzname des Sangers der rechtsextremistischen Band „Landser“, deren 

Mitglieder am 22. Dezember 2003 vom Berliner Kammergericht wegen Bil- 

dung einer knminellen Vereinigung verurteilt wurden. Er tratnm Anschluss 

an das Konzert seine Haftstrafe an. 

Inzwischen veranstaltet auch die DVU Konzerte und Liederabende. Auf 

dem Privatgelände eines Kreisvorsitzenden der DVU nn Seefeld (Barnnm) 

fanden 2005 nnsgesamt zwei Konzerte und drei Liederabende statt 

Diese Konzerte werfen fur die Veranstalter nn der Regel ennen Gewinn ab 

Die Bands erhalten nur einen Tenl der Erlose als Gage, so dass sne al- 

lenn von den Auftritten nhren Lebensunterhalt nncht bestreiten konnen. Die 

rechtsextremistischen Vertriebe und Szeneladen erzielen daruber hinaus 

Gewinne durch den Verkauf von Tontragern und Merchandnisingprodukten 

(T-Shirts, Aufnahern usw) 

Das Land Brandenburg hat enne aktnve rechtsextremistische Musikszene 

13 rechtsextremistische Sknnhead-Bands snnd bekannt. „Bloodshed' (fru- 

her „Proissenheads“) und „Burn Down” aus Potsdam/Chemnitz, „Confident 

of Victory“ (früher „Sturm und Drang‘) aus Senftenberg, „Frontalkraft‘ aus 

Cottbus, „Hope for the Weak” (HFTW) aus Senftenberg/Lauchhammer/ 

Dresden, „Kontra“ aus Eisenhuttenstadt, „Ouflaw“ aus Ortrand/Lauchham- 

mer/Dresden, „Resonanz“ aus Eisenhuttenstadt, „Sawdust‘ aus Senften- 

berg, „schwarzgraue Wäfe‘ aus Nauen, „Silence’ aus Rathenow, „Volks- 

troi* aus Furstenwalde/Beeskow und ‚Wolfskraft” aus Beeskow 
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Großraschen (Landkreis Oberspreewald-Lausitz) vor 150 Zuhorern Wah- 

rend dieser Konzerte kam es zu strafbaren Handlungen Auch nm Man und 

Juli fanden jeweils zwei Konzerte statt, am 5 Man nn Seefeld (Landkreis 

Barnnm) auf dem Gelande eines DVU-Kreisvorsitzenden und am 21 Mai 

nn Lauchhammer, wo u a. „Ouflaw‘ und „Sawdust‘ vor 100 bns 200 Perso- 

nen auftraten Wieder war Strafrechtsbezug gegeben Am 23 Juli spielten 

dann u a „Frontalkraft‘ und „Confident of Victory“ in Calau vor 150 Per- 

sonen, letztgenannte Band erneut am 31 Juli in Grunewald (alle drei Orte 

Landkreis Oberspreewald-Lausitz) vor nur 50 Zuhorern. 

Die Band „Kontra“ hatte am 23 September in Tauche (Landkreis Oder- 

Spree) einen Auftritt vor etwa 200 Personen Auch während dieses Kon- 

zertes kam es zu strafbaren Handlungen Schließlich fand am 5 Novem- 

ber enn Konzert statt, mederum auf dem bereits genannten Gelande nn 

Seefeld. Etwa 50 Besucher folgten der Einladung Wahrend des Konzertes 

wurden Propagandadelnkte begangen. Die Band „Confident of Victory“ trat 

beim Hammerskin-Festival nn den USA auf, das vom 1 bns 2 Oktober 2005 

in Alanta stattfand 

Auch rechtsextremistische Liederabende finden Anklang in der Szene Im 

Jahre 2005 fanden nn Brandenburg vner Liederabende statt. Am 16. Januar 

trat der Liedermacher Jorg Hahnel nm Rahmen der Reichsgrundungsfeier 

der NPD nn Bernau {Landkreis Barnnm) vor 30 Zuhörern auf, am 18 Junn 

und am 17. und 24 September 2005 fanden Liederabende, u a mit der 

Liedermachenn Annett, vor jeweils 50 bns 200 Teilnehmern statt 

Bei allen 13 Brandenburger Bands handelt es snch um rechtsextremisti- 

sche Sknnhead-Bands, die snch ben nhren Auftritten zum Natnonalsoznalns- 

mus bekennen. In nhren rechtsextremistischen Liedtexten verbreiten sne 

antnsemitische, fremdenfeindliche und frauenfeindiche Tnraden und rufen 

zur Gewalt auf Es werden Grußformeln we „Sieg Heil“ und „Heil Hitler“ 

gebrüllt und mitunter Hakenkreuzfahnen geschwenkt Das Publikum, Neo- 

nazns, Anhanger der NPD, der JN, Personen aus der Rockerszene, gewalt- 

bereite Sknnheads und Hodigans, dankt es den Bands mnt ausgestreckten 

rechten Armen und „Sneg Henl‘-Gebrull 

Bei der Produktioneigener Tontrager waren die rechtsextremistischen Skin- 

head-Bands Brandenburgs 2005 sehr aktnv Es wurden funf Tontrager mnt 
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zum Teil antnsemitischen, fremdenfeindiichen und Gewalt verherrlichenden 

Inhalten veröffentlicht, so z B. Tonträger der rechtsextremistischen Bands 

„Silence‘ und „Schwarzgraue Wolfe‘ ‚Silence‘ z B singt ‚Ich bnn Michel 

Friedman / ich habe nn der Nacht / 20 Millionen Juden umgebracht / Sneg 

Heill Totet, ermordet, stürzt Euren Staatl Wir haben Millionen von 

Juden umgebracht / Sie fallen me Fliegen von der Wand “ 

Auch nm Internet snnd die Brandenburger Bands prasent, mit Musikforen, 

Bandvorstellungen, Konzert- und CD-Ankundigungen, Konzertberichten, 

Angeboten von CDs, Merchandisnng-Produkten, kostenlosen Downloads 

und Verlinkungen Manche Anbieter haben snch auf Versteigerungen 

rechtsextremistischer Tontrager, Bucher, Textilien und Videos spezialisiert 

und bilden damnt eine Kommunikationsplattform, die speziell Jugendliche 

anzneht. 

Wie nah snch Kommerz und Polntnk nm Rechtsextremismus snnd, zeigen 

die unterschiedichen „Schulhof‘-Projekte, die seit 2004 bekannt wurden. 

Inzwischen gibt es vier verschiedene CDs, die unter der Bezeichnung „Pro- 

jekt Schulhof‘ bzw „Schulhof-CD* gratis nm Angebot snnd 

- die CD mit dem Titel „Anpassung nst Feigheit - Lieder aus dem Unter- 

grund‘, herausgegeben von verschiedenen Kameradschaften, Fanzn- 

nes, Internetanbietern, 

- die CD der NPD zu den Landtagswahlen 2004 für das Land Sachsen 

mnt dem Titel „Schnauze voll? - Wahltag ist Zahltag! *, 

- die CD der NPD zu den Landtagswahlen 2005 nn Schlesmg-Hdistein, 

ebenfalls mit dem Titel „Schnauze voll? - Wahltag nst Zahltag!“, 

- die CD der NPD zur Bundestagswahl 2005 mnt dem Titel „Hier kommt 

der Schrecken aller Innken Spießer und Pauker!“ 
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Gegen dne CD „Anpassung nst Feigheit - Lieder aus dem Untergrund‘ wur- 

de im August 2004 enn allgemeiner Beschlagnahmebeschluss durch das 

Amtsgericht Halle erlassen Ben einer PKW-Kontrolle am 9 August 2005 

konnten Polizeibeamte des Schutzbereiches Marknsch Oderland mehrere 

Pakete mit insgesamt 748 Exemplaren der CD beschlagnahmen Enn Neo- 

nazn-Kader vom „Marknschen Heimatschutz“ fuhrte sie mnt snch 

Die „Schulhof‘-CDs der NPD haben zwar keine strafrechtliche Relevanz; 

sie sind nndessen eindeutig rechtsextremistisch Die CD „Hner kommt der 

Schrecken aller linken Spießer und Pauker! Schulhof-CD“ wurde nm Rah- 

men der Aktnon „Schulhof-CD - NPD rockt in den Reichstag‘ gratis an die 

jugendiche Zielgruppe verteilt, so am 2 September 2005 vor dem Ober- 

stufenzentrum nn Furstenwalde (Landkreis Marknsch Oderland) Fur die 

Verteilaktnon war der NPD-Funktionar Klaus Beier verantwortlich Die DVU 

verteilte nm Wahlkampf zur Landtagswahl am 26. Marz 2006 nn Sachsen- 

Anhalt ebenfalls eine CD an Schulen, die nach dem Vorbild der NPD-CD 

gestaltet war 

Im Kampf gegen die rechtsextremistische Musikszene arbeiten die 

brandenburgischen Sicherheitsbehorden auch der Bundesprufstelle für 

jugendgefahrdende Mednen (BPIM) zu. Die Indizierung rechtsextremisti- 

scher Tonträger bnetet der Polizei spezielle Handlungsmöglichkeiten, denn 

solche Tonträger dürfen Kindern und Jugendlichen unter 18 Jahren nncht 

zugänglich gemacht werden. Kein Bundesland reicht bei der BPIM so vide 

Indizierungsanregungen enn, we das Land Brandenburg Im Jahre 2005 

hat das Landeskriminalamt (LKA) Brandenburg die Indizierung von 66 

extremistischen und gewaltverherrlichenden Medien angeregt, darunter 

50 Tontrager, elf Videos, vier DVDs und enn Buch. Der Brandenburgische 

Verfassungsschutz macht seinerseits dem LKA regelmäßig Vorschläge, 

Indizierungen ben der BPjM anzuregen 

79 



Linksextremismus 

Linksextremismus 

8 



Verfassungsschutzbericht Land Brandenburg 2005 

Linksextremismus 

Linksextremisten sehen im freiheitlichen Rechtsstaat ein ‚imperialisti- 

sches, rassistisches und faschistisches System‘, das es zu beseitigen 

gilt. Linksextremisten streben die revolutionäre Umwälzung der deutschen 

Geseallschaftsordnung an. Je nach ideologisch-pditischer Orientierung 

- revdlutionär-marxistisch oder anarchistisch - wollen sie ein sozialnsti- 

sches/kommunistisches System oder eine „herrschaftsfreie Gesellschaft‘ 

(Anarchie) etablieren. 

Kernstuck eines sozialistischen/kommunistischen Systems ist die „Dikta- 

tur des Proletariats“. Diese Diktatur verstößt gegen Grundprinzipien der 

freiheitichen demokratischen Grundordnung wie Gewaltenteilung, Partei- 

enpluralismus, Mehrheitsentscheidungen, Recht auf Opposition und Mei- 

nungsfreiheit. Das anarchistische Ideal der „Herrschaftsfreiheit verletzt die 

freiheitiche demokratische Grundordnung, wenn es durch Gewaltanwen- 

dung gegen Andersdenkende durchgesetzt werden soll. 

Im linksextremistischen Spektrum lassen sich im Wesentlichen zwei Per- 

sonengruppen ausmachen: 

- Mitglieder linksextremistischer Parteien und Vereinigungen, 

- gewaltbereite Linksextremisten (unorganisierte Autonome und Struktu- 

ren mit terroristischen Ansätzen). 

Diese Unterscheidung wird gelegentlich dadurch verwischt, dass Autono- 

me - im Widerspruch zu ihrem Selbstverständnis — Organisationen bilden 

und auf kommunistische oder anarchistische Theorie-Elemente und Sym- 

bde zurückgreifen. 

Linksextremisten verstehen es, sich als Vertreter einer aufklärerischen, ra- 

dikaldemokratischen Bewegung darzustellen. Im Vordergrund steht der so 

genannte „antifaschistische Kampf‘ gegen tatsächliche oder vermeintliche 

Rechtsextremisten. Im Verständnis von Linksextremisten bedeutet „Anti- 

faschismus“ nicht nur, gegen rechtsextremistische Personen, Institutionen 

und Tendenzen vorzugehen. Der Begriff „Antifaschismus“ beinhaltet auch, 
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die vermeintlichen Ursachen des ‚Faschismus“ in der freiheillichen, auf 

Berufsfreiheit und Eigentumsgarantie gegründeten Wirtschaftsordnung 

und in den staatlichen Institutionen der ‚bürgerlichen‘ Demokratie zu be- 

kämpfen und schließlich zu beseitigen. Linksextremisten vertreten einen 

stark ausgeweiteten Faschismusbegriff. „Antifaschismus“ imlinksextremis- 

tischen Sinne soll auch den Kampf gegen die freiheiliiche demokratische 

Grundordnung legitimieren. 

Neben den Aktionen gegen „Rechts“ kämpfen Linksextremisten auch ge- 

gen vermeintlich rassistische Denk- und Verhaltensmuster in Staat und 

Gesellschaft, gegen soziale Ungleichheit und Ungerechtigkeit, gegen die 

Globalisierung, die friedliche Nutzung der Atomenergie und die praktische 

Anwendung der Gentechnik. Dabei handelt es sich um Anliegen, die auch 

von demokralischen Protestbewegungen geteilt werden. 

Linksextremisten machen sich diese berechtigten Anliegen zu eigen, um 

damit letztlich die Abschaffung der freiheitiichen demokratischen Grund- 

ordnung zu betreiben. Dabei schrecken sie vor Gewaltanwendung nicht 

zurück. Bei Sabotageakten auf den Bahnverkehr, bei tätliichen Angriffen 

auf „Rechte“, bei Angriffen auf die Polizei werden schwere Körperver- 

letzungen und Todesfälle billigend in Kauf genommen. Die Aktionen der 

extremistischen Linken verraten, dass sie nichts von Demokratie und Frei- 

heitsrechten halten. 

Die Anzahl der Personen, die nn Brandenburg Innksextremistischen Bestre- 

bungen zugerechnet werden, nst mnt 695 nm Jahr 2005 gegenüber 710 nm 

Vorjahr weiter gesunken Die Zahl der Autonomen ist von 330 auf 310 zu- 

ruckgegangen, dne der organnsnerten Linksextremisten sank ebenfalls Der 

Mitgliederzuwachs, den dne DKP noch im vergangenen Jahr verzeichnen 

konnte, hat sich nn einen Mitgliederschwund verkehrt 

Lediglich die Gefangenenhilfsorgannsatnon „Rote Hilfe‘ (RH) konnte Mit- 

glieder hinzugemnnen Dies nst jedoch nur enn weiterer Beleg fur die 

zunehmende Bedeutungslosigkeit an Programmen ornentierter Innksext- 

remistischer Bestrebungen in Brandenburg, denn die RH widmet snch nn 

erster Linie der Verteidigung so genannter ‚politischer Haftlinge‘ Darunter 

versteht sie Personen, dne wegen lnnksextremistisch motnvierter Straftaten 

belangt werden 
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Organisationen 

„Deutsche Kommunistische Partei“ (DKP) 

Gründungsjahr: 1968 DKP 

Sitz: Essen 

in Brandenburg aktiv seit: 1990 

Jugendorganisation: „Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend‘ 

(SDAJ) 

Studentenorganisation: „Assoziation Marxistischer StudentInnen“ 

(AMS) 

Mitglieder bundesweit: 4.500 

Brandenburg; 90 

für Brandenburg relevante 

überregionale und regionale 

Publikationen: „Unsere Zeit‘ (UZ), „Roter Brandenburger“ 

{DKP-Bezirkszeitung Brandenburg), „Trotz 

alledem!“ (Zeitung der DKP Potsdam-Um- 

land), „Rote Kalenderblätter“ 

Intemetadressen: www.dkp.de, ww.dkpbrandenburg.de, 

www.potsdam.dkpbrandenburg.de, 

www.uckermark.dkpbrandenburg.de 

Die „Deutsche Kommunistische Parten“ (DKP) vertritt die „traditionskom- 

munistische‘ Richtung des Linksextremismus. Im Jahr 1968 von Funkti- 

onaren der 1956 verbotenen „Kommunistischen Partei Deutschlands“ 

{KPD) gegrundet, war dne DKP bis zum Fall der Mauer 1989 enn Instrument 

der SED-Polntik nm Westen Als danach die Unterstützung durch die DDR 

wegfiel, brach die DKP finanznell, organnsatornsch und personell enn, nnsbe- 

sondere junge und aktnve Mitglieder verließen die Parten. Davon hat sich 

die DKP bis heute nncht erholt Zusatzlich leidet die Partei an ennem Glaub- 

wurdigkeitsdefizit wegen ihrer ehemalngen engen Anbindung an die SED 

Die DKP beruft snch auf die „mssenschafliche‘ Weltanschauung von Marx, 

Engels und Lenin Sne versteht snch als ‚systemoppositionelle Partei“, die 

auf einen „revolutionaren Bruch“ mnt dem Kapntalnsmus hnnarbeitet 
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Nach der Wende hat die DKP nur an wenigen Orten in den neuen Bundes- 

ländern Fuß fassen konnen, z B. nn Frankfurt (Oder), Potsdam, Bernau 

{Landkreis Barnim) und Cottbus Insgesamt ist die DKP in Brandenburg 

mit etwa zehn Ortsgruppen (so genannten Grundorgannsationen) auf Io- 

kaler Ebene verankert. Ihre Mitglieder snnd politisch recht aktnv, nndem sne 

haufig mnt ortsansassngen Antnfa-Gruppen zusammenarbeiten 

Aber auch hner hat die Parten mnt dem grundsätzlichen Problem der Überal- 

terung zu kampfen An Kulturveranstaltungen oder Themenabenden neh- 

men zwar auch Jungere Leute teil, doch gelingt es der DKP kaum, sie fur 

eine dauerhafte Mitarbeit zu gewinnen. Das Überalterungsproblem - das 

Durchschnittsalter legt nn der DKP ben uber 60 Jahren - bedroht mehr und 

mehr die Exnstenz der Parten 

1. Soniemaber - Antikriegsiag 

Nein 
zu einer 

EU der 
Bosse & 
Generale 

Die dogmatischen Auseinandersetzungen um den kunftigen Kurs haben 

die DKP bundesweit geschwacht Auf enn neues Parteiprogramm konnte 

man snch bislang nncht einigen 
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Belege fur die verfassungsfeindliche Ausrichtung der DKP finden snch u a 

nm Abschnitt III der Diskussionsgrundage des nmmer noch nncht beschlos- 

senen neuen Programms, nn der die Forderung nach einer Diktatur des 

Proletarnats weiterhin aufrecht erhalten wnrd „Die sozialistische Gesell- 

schaftsordnung setzt die Errnngung der politischen Macht durch dne Arbei- 

terklasse nm Bundnnis mnt den anderen Werktatigen voraus “ 

Der Brandenburger Landesverband der DKP zeigt wenig Bedenken gegen 

Allianzen mnt der stalnnnstischen „Kommunistischen Parten Deutschlands“ 

{KPD) und der maonstischen „Manxistisch-Leninistischen Partei Deutsch- 

lands“ (MLPD) oder auch der Kommunistischen Plattform der „Partei des 

demokratischen Sozialismus“ (PDS), die vom Bundesvorstand grundsatz- 

Inch abgelehnt werden An der Bundestagswahl 2005 nahm dne DKP nncht 

teil Statt dessen rnef sie aufregionaler Ebene zur Unterstutzung des Wahl- 

bundnisses PDS/WASG auf 

„Kommunistische Partei Deutschlands“ (KPD) 

Gründungsjahr: 1990 | a KPD 

Sitz: Berlin 

in Brandenburg aktiv seit: 1990 

Jugendorganisation: „Kommunistischer Jugendverband 

Deutschlands‘ (KJVD) 

Mitglieder bundesweit. 200 

Brandenburg. 15 

für Brandenburg relevante 

überregionale 

Publikationen’ „Die Rote Fahne“, „Trotz alledem“ 

Intemetadresse: www.K-p-d-online.de 

86 



Linksextremismus 

Die ‚Kommunistische Parten Deutschlands“ (KPD) wurde nm Januar 1990 

von ehemaligen SED-Mitgliedern in Berlin neu gegründet Sne wnrd auch 

als KPD/Ost bezeichnet, damnt unterscheidet man sne von der ebenfalls 

als KPD auftretenden Kleinstgruppe nn Westdeutschland, die aus der ehe- 

malngen ‚Kommunistischen Parten Deutschlands (Marxnsten-Leninisten)“ 

hervorgegangen nst. Die KPD bekennt snch ohne Einschrankungen zu den 

Lehren von Marx, Engels und Lenin Bald nach nhrer Grundung hatte die 

KPD annähernd 5 000 Personen vereint Seither nst der Mitgliederbestand 

auf einen Bruchteil davon zusammengeschrumpft 

Organnsatorisch nst die KPD derzeit mit der „Landesorgannsation Bran- 

denburg“ nn Frankfurt (Oder), der ‚Regionalorgannsation Barnnm/Markisch- 

Oderland“ mnt Sntz nn Werneuchen (Landkreis Barnnm) und der ‚Regnonalor- 

gannsatnon Frankfurt/Oder“ vertreten Mit Werner Schleese (Vorsitzender) 

und Wolfgang Fnttinger (stellv. Vorsitzender) stehen zwei Brandenburger 

an der Spitze der Parten 

Die KPD glorifiziert die Lebensverhaltnisse und das politische System der 

ehemaligen DDR Sne nst bestrebt, gute Kontakte insbesondere zur DKP, 

aber auch zur „Kommunistischen Plattform“ (KPF) der PDS zu pflegen 

Eine uber punktuelle Gemeinsamkeiten hinausgehende Zusammenarbeit 

scheitert jedoch an ndedlogischen Differenzen. Vor allem wnrd der KPD ihr 

unkritischer Umgang mnt dem Stalnnnsmus vorgeworfen Stalnn wnrd nn der 

KPD trotz seiner Verbrechen als Held des Soznalnsmus verehrt. 

Der ‚Kommunistische Jugendverband Deutschlands“ (KJVD) ist in Bran- 

denburg nncht präsent Neben dem monatlich erscheinenden Zentralorgan 

„Der Jungkommunnst‘ wird sent Anfang Februar 2005 enn so genanntes 

„Online-Joumal“ als Jugendzeitung des KJVD nm Internet angeboten An 

den Landtagswahlen nn Brandenburg 2004 und den Bundestagswahlen 

2005 hat snch die KPD nncht beteiligt 
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„Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands“ (MLPD) 

Gründungsjahr: 1982 Be 

Sitz: Gelsenkirchen 

in Brandenburg aktiv seit: 1990 JA 
Jugendorganisation: „Rebell“ 

Kinderorganisation: „Rotfüchse“ 

Frauenorganisation: „Courage“ 

Mitglieder bundesweit: 2.300 

Brandenburg 25 

für Brandenburg relevante 

überregionale Publikation‘ „Rote Fahne‘, ‚Revolutionärer Weg“ 

Intemetadresse: www.mipd.de 

Die „Marxistisch-Leninistische Parten Deutschlands“ (MLPD) nst 1982 aus 

dem 1972 gegründeten ‚Kommunistischen Arbeiterbund Deutschlands“ 

{KABD) hervorgegangen. Sne bekennt snch zu den Lehren von Marx, En- 

ges, Lenin, Stalin und Mao Zedong Die MLPD will mnt einem revdluti- 

onären Bruch die „Diktatur des Monopolkapntals‘ durch dne „Diktatur des 

Proletarnats“ ersetzen. Wegen ihrer maonstischen Positionen ist dne MLPD 

innerhalb des Innksextremistischen Spektrums weitestgehend nsolnert und 

entwickelt sich hin zu einer „Sekte,“ in der das Zentralkomitee totale Macht 

fur snch nn Anspruch nnmmt Bundhisfahig wnrd die MLPD nur, wenn sne uber 

Tarn- und Nebenorgannsationen auftritt 

Enn Landesverband Brandenburg der MLPD existiert nncht Im Internet nst 

lediglich eine Kontaktadresse nn Eisenhüttenstadt veröffentlicht Die wenn- 

gen Mitglieder der Unterorgannsationen „Rebell“, „Rotfuchse‘ und „Coura- 

ge“ treten offentlich nncht nn Erscheinung In Brandenburg war dne Partei 

bns vor kurzem kaum wahrnehmbar Das hat snch geandert durch die aktn- 

ve Teilnahme der MLPD an den Antn-Hartz-Montagsdemonstrationen. Die 

MLPD war zum Teil Mitinitiator der Kundgebungen. Ihr starkes Engage- 

ment brachte nhr einen geringen Mintglnederzuwachs 

An den Bundestagswahlen 2005 beteiligte sich die MLPD mit einer eige- 

nen Landesliste, von den funf Kandndaten wohnten zwen in Brandenburg 
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Die MLPD warb mnt Slogans wne „Marx, Lenin? Aktueller denn je!“ oder 

„Proletaner aller Lander, vereinigt Euch!“ Obwohl die MLPD ohne Konkur- 

renz anderer linksextremistischer Parteien antrat, kam sie landesweit nur 

auf 3512 Stimmen (0,2 %) 

Trotzkisten 

Trotzknsten berufen snch auf den russischen Revolutionar Leo Trotzki Fur 

sie ist der Kommunismus nn der Sowjetunion daran gescheitert, dass Trotz- 

kns Konzept der „permanenten Revd ution“ zugunsten der Idee Stalnns vom 

„Sozialismus nn einem Lande“ verworfen wurde 

Die trotzknstischen Gruppen und Parteien stehen abseits von den ubrngen 

kommunistischen Parteien. Diese Schwache versucht der Trotzknsmus 

durch die Methode des Entnsmus auszugleichen Damit wnrd der Versuch 

bezeichnet, linksextremistische, aber auch demokratische Organnsationen 

oder Bewegungen heimlich zu unterwandern und von innen heraus Ein- 

fluss auf deren politische Entscheidungen zu nehmen 

Im trotzknstischen Spektrum nst „Linksruck“ (LR, wwwlnnksruck de) die 

Gruppierung mit der höchsten Aktions- und Mobilnsierungskraft Die Or- 

gannsatnon entstand nm Jahr 1994, sne bezeichnet sich selbst als Netzwerk 

und verfugt bundesweit über 350 bns 400 Mitglieder, nn Brandenburg snnd 

es Einzelpersonen „Linksruck“ hat seinen Sntz nn Berlin und vertreibt die 

Zeitung „Linksruck“ sowie die Zeitschrift „argumente“ Die Organnsatnon 

setzt nicht nur auf Aktionen, sondern engagnert snch auch nntensiv nn breit 

angelegten Kampagnen und Demonstrationen „Linksruck“ nst nn zehn 

deutschen Großstädten vertreten und gehort als deutsche Sektion dem 

internationalen Dachverband „International Socnalist Tendency“ (IST) nn 

London an 

Die alljahrlich stattfindenden „Rosa-Luxemburg-Tage“ wurden vom 13 bis 

zum 16 Man 2005 nn Berlin durchgefuhrt und von „Linksruck“ organnsiert 

Ben dem Kongress wurde erneut deutlich, dass „Linksruck“ snch bemuht, 

die linksornentierte ‚„Wahlalternative Soziale Gerechtigkeit‘ (WASG) durch 

Entrismus zu nnfltrieren 
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Mit Fiyern, nnsbesondere zum Thema Sozialgesetzgebung und Kntnk an 

der Bundesregierung („Schröder stürzen“ oder „Schröder muss weg‘), 

machte „Linksruck“ auf snch und seine Zeitungen und Kampagnen auf- 

merksam und versuchte - allerdings mnt bescheidenem Erfolg - Mitglieder 

und Sympathisanten zu rekrutieren 

Di sr « 

Ber [8 d a N ü 

=. - Wen ati EST 

Orundnn. Dan Srmuem 

den Erg 

Ausgabe „Linksruck“ vom Februar 2005 

Die zweite trotzknstische Gruppierung, die nn Brandenburg vorkommt, nst 

der „Revolutionar-Sozialistische Bund - IV Internationale“ (RSB, www. 

rsb4 de), der nach eigenen Angaben nn über 50 Landern aktnv nst Der 

RSB nst der Auffassung, Probleme der Welt wne Krieg, Umweltzerstörung, 

Arbeitslosigkeit, Verarmung und Hunger waren auf demokratischem Weg 

und nm Rahmen einer freiheitlichen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung 

unlosbar. Die Trotzkisten des RSB streben eine Form der „Diktatur des 

Proletarnats“ an, dne sie „selbstverwaltete Demokratie“ nennen 

Die vom RSB vertnebene Zeitung „Avantn“ erscheint monatlich. Die Na- 

mensverwandtschaft mnt der von Benito Mussolnni 1912-1914 geleiteten 

Zeitung nst bemerkenswert, denn sne zeigt - wenn auch unfreimllig -— me 

ahnlnch rechts- und lnnksextremistische Haltungen snch nn der Ablehnung 

der Demokratie snnd. 

Bundesweit gehören dem RSB etwa 90 Mitglieder bzw Anhänger an In 

Brandenburg gibt es eine Ortsgruppe mnt Kontaktadresse in Potsdam, die 

snch auch bundesweit engagnert 
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Rote Hilfe e. V. (RH) 

Gründungsjahr: 1975 

Sitz: Göttingen 

in Brandenburg aktiv seit: 1993 

Mitglieder bundesweit. 4.300 

Brandenburg: 160 

für Brandenburg relevante 

überregionale und regionale 

Publikationen: „Die rote Hilfe“, „newsletter“ 

Intemetadressen: www.rote-hilfe.de, 

wwwrote-hilfe-brandenburg.de.vu 

Die ‚Rote Hilfe“ (RH) versteht sich als „eine parteiunabhangnge, stromungs- 

ubergreifende Schutz- und Solndarntatsorgannsation“ Sne „geht dabei von 

dem Gedanken aus, dass es für die Linke nm Kampf gegen dne staatlnche 

Repression notwendig nst, uber alle Partei- und Organisatnonsgrenzen und 

uber ideologische Differenzen hnnweg, snch zu solidansieren und zu orga- 

nnsieren“ 

Deshalb hilft die ‚Rote Hilfe“ Innksextremistischen Straftatern bei der Aus- 

wahl und Finanzierung von Anwalten some ben der Prozessvorbereitung 

und beteiligt snch an den Prozesskosten Die Organnsatnon zahlt sogar ei- 

nen Teil der Strafe, wenn enn Mitglied der Szene zu einer Geldstrafe ver- 

urteilt wurde. Die personliche Betreuung setzt snch nach dem Prozess in 

der Haft fort. Die Schaffung von Öffentlichkeit für den nndnviduellen Fall und 
die moralnsche Unterstützung nm Kreis Gleichgesinnter vermag Inhaftnerte 

nn der Auffassung zu bestarken, dass sne Opfer einer politischen Justiz ge- 

worden seien Auf diese Weise tragt die Organnsatnon zum Verbleib der von 

Ihnen betreuten Haflnnge in der Szene ben, Haft und Resozialnsatnon sind 

dagegen oft wirkungslos 

Die „Rote Hilfe“ finanziert sich uber Mitglnedsbeitrage, dne Zeitung „Rote 

Hilfe“, Broschüren und Bucher some Spenden, die zum Teil auf Solida- 

ntatsveranstaltungen eingesammelt werden In nhrer Quartalszeitschnft 

berichtet sne uber einschlägige Prozesse. Beitrage der RH erscheinen 
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Gewaltbereite Linksextremisten 

Autonome 

Idedlogisch stehen die Autonomen den Anarchisten näher als den re- 

volutionären Marxisten. Das Feindbild der Anarchisten ist der Staat, sie 

streben größere Freiheit des Einzelnen an. Die Autonomen stellen eine 

deutsche Besonderheit dar. Sie unterscheiden sich von den europäischen 

Anarchisten vor allem durch höhere Gewaltbereitschaft und eine ausge- 

prägte Abneigung gegen Organisationen. Sie bedienen sich bei Bedarf aus 

dem Fundus anarchistischer Ideen. Autonome meinen, frei und unmittelbar 

- eben „autonom“ - politische Praxis zu betreiben. 

Durch das Bekenntnis zur Gewalt unterscheiden sich Autonome von allen 

anderen Gruppierungen, die „Herrschaftsfreiheit‘ anstreben und „alterna- 

tive Lebensformen“ verschiedener Art praktizieren. Gewalt gilt ihnen als 

legitimes Mittel der politischen Auseinandersetzung. Zu den militanten 

Aktionsformen gehören Brand- und Sprengstoffanschläge, gewalttätige 

Anti-AKW-Aktionen und Demonstrationen, bei denen Steine und andere 

Wurfgeschosse eingesetzt werden. Autonome nehmen bei Demonstratio- 

nen bewusst in Kauf, dass Polizisten, friedliche Demonstranten oder Pas- 

santen verletzt werden. Eine ahnliche Geichgültigkeit kennzeichnet den 

Einsatz von „Hakenkrallen“ gegen Oberleitungen der Deutschen Bahn AG 

als Protest gegen Atommülltransporte. Manche autonomen Kleingruppen 

agieren an der Schwelle zum Terrorismus. 

Mit dem pditischen Anspruch, gegen das „System“ und für eine „herr- 

schaftsfreie‘ Gesellschaft einzutreten, grenzen sich Autonome ab von un- 

pdlitischen gewaltbereiten oder rein erlebnisorientierten Jugendlichen, die 

mitunter die „politische Praxis“ der Autonomen randalierend begleiten. Die 

Grenze zwischen den Autonomen und ihren unpolitischen randalierenden 

Mitläufern ist fließend. 

Autonome versuchen, junge Leute, die sich in Bürgerinitiativen und nicht 

extremistischen Vereinen gegen Rechtsextremismus engagieren wollen, 

für ihre linksextremistische Antifa-Arbeit zu gewinnen. Auf diese Weise 

missbrauchen Linksextremisten das Engagement von Jugendlichen gegen 

Rechtsextremismus und Gewalt. 
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Bündhisse mit bürgerlichen Gruppierungen, die z. B. im Vorfeld von De- 

monstrationen geschlossen werden, halten Autonome nicht von Gewalt- 

taten ab. Absprachen zu friedichem Verhalten ignorieren sie, sobald dies 

zweckmäßig erscheint. Neben Kurzlebigen Bündnissen erstreben manche 

Autonome auch die dauerhafte Mitwirkung in nicht extremistischen Organi- 

sationen, die in ihrer politischen Strategie beeinflussbar scheinen. 

Autonome formieren sich zu losen und oftmals kurzlebigen Kleingruppen 

auf örtlicher Ebene. Die Ausbildung fest gefügter Organisationen und Hie- 

rarchien scheitert nicht nur an der hohen personellen Fluktuation bei den 

Autonomen, sondern auch an ihrem Unwillen, Autoritäten anzuerkennen. 

So führen interne Meinungsverschiedenheiten oft zur Spaltung von auto- 

nomen Gruppierungen. Autonome betreiben Szene-Lokale, besetzen Häu- 

ser oder gründen Wohnprojekte. Die Hochburgen der Autonomen liegen in 

städtischen Ballungszentren. 

In Brandenburg hat das Personenpotential der Autonomen nm Jahr 2005 

auf 310 Personen abgenommen, nm Jahr 2004 waren noch 330 Personen 

dem autonomen Spektrum zugerechnet worden Dieser Ruckgang lasst 

snch mnt der Strafverfolgung erklaren, die auf die zahlreichen gewalttatigen 

Auseinandersetzungen zwischen der rechts- und der Iinksextremistischen 

Szene nn Potsdam zwischen Mai und August 2005 folgte. Die autonome 

Szene hat außerdem an Attraktivität verloren Hinzu kommen nnterne Pro- 

bleme mnt den „Antndeutschen“ 

Autonome Personenzusammenschlusse snnd nn den Regionen Potsdam, 

Bernau {Landkreis Barnnm), Frankfurt (Oder), Königs Wusterhausen/ 

Zeuthen (Landkreis Dahme-Spreewald) und neuerdings auch nn Ansatzen 

in Cottbus auszumachen In den beiden Universitatsstadten Potsdam und 

Frankfurt (Oder) befinden snch dne „AK Antnfa Potsdam“, die „Antnfaschisti- 

sche Aktion Potsdam“ (AAPO) und dne „Autonome Antnfa Frankfurt (Oder)“ 

{aaffo). Alle drei Strukturen snnd dem „antideutsch“ ausgerichteten autono- 

men Spektrum zuzurechnen 

Seit Anfang der 1990er Jahre spalten die „Antndeutschen“ das autonome 

Spektrum So nahmen Angehonge der ‚Autonomen Jugendantnfa Bernau‘ 

(AJAB) am 27 Januar 2005 an enner burgerlichen Veranstaltung anlass- 

lich des 60. Jahrestages der Befreiung von Auschwitz teil. Ste fuhrten ein 

Transparent „Gegen jeden Antisemitismus - Save Israel“ mit snch, pranger- 

ten den vermeintlich weltweit erstarkenden Antnsemitismus an und drück- 
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ten nhre Solndarntat mnt Israel aus In ihrem nm Internet eingestellten Bericht 

heißt es. 

„Die einzige Antwort, die für uns junge AntnifaschistiInnen in Frage kom- 

men kann, ist nicht nur Antisemitismus, sondern auch die deutschen 

Zustände zu bekämpfen 

FIGHT ANTISEMITISM! DELETE GERMANY!“ 

Die Zeitschrift „Jungle World“ gilt neben der „Bahamas“ und „Phase 2° als 

eine der wichtigsten „antndeutschen“ Publikationen. In nhrer Ausgabe vom 

16. November 2005 benennt sne die Spannungsfelder nnnerhalb des Links- 

extremismus, nn denen die „antnmpenalistische‘ Hauptstromung und die 

„antideutsche‘ Gegenströmung rivalisieren 

„Anfangs lag der Schwerpunkt antideutscher Kritik beim Nationalismus 

und Antisemitismus nnnerhalb der deutschen Linken und verschob snch 

nach dem 11 September [2001] hnn zu einer Kritik am Innken Antia- 

merikanismus und am islamistischen Terror, schließlich, ... , am Islam 

an sich und am antirassistischem Kulturrelativismus Die unbedingte 

Solidarntät mit Israel und die Abgrenzung gegenüber einem querfront- 

tauglichen Antiimperialismus war durchgängig ein Erkennungsmerk- 

mal antideutscher Politik.“ (Jungle World 46 vom 16 11 05) 

Mit permanenten Provokatnonen zwingen die „Antndeutschen“ die links- 

extremistische Szene, sich mnt den antnsemitischen Bestandteilen nhrer 

Kapitalnsmuskntik und Imperialnsmustheorien auseinanderzusetzen „An- 

tideutsche“ Gruppierungen tragen bei Demonstrationen haufig Fahnen 

der Alliierten des Zweiten Weltkriegs (USA, Großbritannien, Frankreich, 

UdSSR) oder Israels sowie Banner mnt Parolen wie „Bomber Harrns do 

it agann“, „Deutsche Tater snnd keine Opfer“ oder ‚Wer Deutschland mag, 

muss Scheiße sein, wnr schlagen alles kurz und klein“ 

Eine linke Polntnk in Deutschland musse, so eine ‚antndeutsche‘ Stellung- 

nahme, „die Shoah mitdenken, ein Kommunismus nach Auschwitz muss 

den Antisemitismus wie den Nationalsoznalismus bekämpfen ' Diese Politik 

„st nur aus einer Minderheitenposition heraus denkbar und muss deutsch- 

landkrntisch sein. Die Absage an einen ‚Massenansatz‘, der die historische 

Niederlage der Linken in Deutschland vor 1933 verdrängt, Ist eine zwin- 

gende Voraussetzung für linksradikale, emanzipatorische Polntik in diesem 

Land.“ (Jungle World 47 vom 23 11 08) 
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Anlasslich des Tages der Deutschen Einheit gab es nn Potsdam eine De- 

monstration, die „antndeutsch“ ausgerichtet war Die Teilnehmer riefen 

Parolen wie ‚Nie wieder Deutschland“ oder „Polen muss bis Frankreich 

reichen, Deutschland von der Karte streichen“ und trugen Banner mit der 

Aufschnft „Deutschland entsorgen.“ 

. : hie 
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Hkiaren 

„Wer Deutschland lnebt, den konnen wnr nur hassen“ 

Der friedliche Verlauf vieler Demonstrationen darf nncht daruber hnnwegtäu- 

schen, dass dne Autonomen daran festhalten, den Staat und tatsachlnche 

oder vermeintiche Rechtsextremisten zu bekampfen 

In Eberswalde schlug am 28. Aprnl 2005 enn 22-Jahriger einem 18-Jah- 

rngen mehrmals nns Gesicht Daruber hnnaus rnss der Ältere ennen „Böh- 

se Onkelz‘-Aufnaher und das Logo „Alfa“ von der Jacke des Jungeren 

und fragte nhn, was er denn mnt dem Deutschlandzeichen auf seinem 

Rucksack wolle 

Beim Rathenower Stadtfest versuchten ca 60 Linksextremisten am 

11 September 2005, einige Angehonge der rechtsextremistischen 

Gegenszene zu verfolgen, dne Polizei konnte sne aber daran hindern 

Daraufhnn warfen Autonome Flaschen auf die Polnznsten und bauten 

enne Bamkade Die Polizei nahm einen 19-Jahrngen fest, weitere 

21 Jugendliche und Heranwachsende nahm die Polnzei wegen Land- 

fnedensbruchs nn Gewahrsam 

Schon dnese wenngen Beispiele zeigen, dass das Bewusstsein als „Anti- 

faschnst‘ gegen dne „Faschisten“ auf der richtigen Seite zu stehen, Immer 

wieder in Gewalttaten mündet 
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Bis Mitte 2005 waren es nn Potsdam nahezu aus- 

schließlich Rechtsextremisten, die Gewalt gegen 

tatsachliche oder vermeintliche „Linke“ einsetz- 

ten. Linksextremisten griffen nur im Zusammen- 

hang mnt rechtsextremistischen Demonstratio- 

nen zur Gewalt Mitte Man 2005 erschien dann 

die vom „Antifaschistischen AutorInnenkollektiv“ 

erstellte Broschure „Naznaktnvntaten nn Potsdam 

20045“ nm Internet. Diese enthalt neben Namen 

von Rechtsextremisten einen Abschnitt uber die 

Kontakte von Potsdamer Rechtsextremisten zum 

„Marknschen Heimatschutz,“ zu den verbote- 

nen Berliner Kameradschaften BASO und Tor sowie zur Kameradschaft 

Oder-Spree Im Junn 2005 eskalnerte der Potsdamer Rechts-Links-Konflikt 

schließlich: Mehrmals verprugelten Rechts- und Linksextremisten einan- 

der Neben den „Antnfa-" und „Anti-Antnfa“-Aktnvitäten durfte auch die Un- 

terstützung durch Berliner Extremisten auf beiden Seiten wesentlich zur 

Zuspitzung des Konflikts beigetragen haben. 

„Steckbrief“, 

nn der Breiten Straße 

nn Potsdam geklebt 

Strukturen mit terroristischen Ansätzen 

Eine Gruppierung, die sich schon seit Jahren mnt zahlreichen Anschlagen 

gegen den angeblichen Soznalabbau wendet, ist die „militante gruppe“ 

{mg) Seit 2001 agiert die mg unter diesem Kampfnamen Die mg bringt 

sich nmmer wieder nn dne so genannte „Milntanzdebatte‘ enn, die in den lnnks- 

extremistischen Publikationen „Interim“ und ‚radikal abgebildet mrd Die 

„Milntanzdebatte“ dreht sich um „Milntanz und bewaffnete Polntik“, also die 

Frage, nnmefern Gewalt und Anschlage legitime Kampfmittel snnd 

Die mg verubte bisherinsgesamt mehr als ein DutzendAnschlage Zumeist 

lagen die Anschlagsznele nn Berlin, dreimal jedoch auch nn Brandenburg In 

den frühen Morgenstunden des 29. Aprnl 2005 verubte die mg nn Potsdam 

ennen Brandanschlag auf drei Dienst-Kfz des Brandenburger Umwelt- und 

Verbraucherschutzministernums. Die Wagen waren auf ennem mnt der Ar- 

beitsagentur und dem Arbeitsministerum gemeinsam genutzten Parkplatz 

abgestellt Bei den Anschlagen entstand ein geschatzter Sachschaden von 

100 000 Euro Auf Grund der Hitzeeinwirkung wurden auch Teile der Fas- 

sade und mehrere Fensterscheiben des Ministerrumsgebaudes beschä- 
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digt Im Anschluss an diese Tat setzte die mg nn Berlin-Reinickendorf den 

Privat-Pkw eines Polizeibeamten in Brand 

In einer am 1 Mai der Berliner Morgenpost zugegangenen „Anschlagser- 

klarung“ fuhrte die mg einleitend aus, mnt diesen gewalttatigen Angriffen 

werde dne Kampagne gegen den „sozialtechnokratischen Klassenangrnff 

von oben“ fortgesetzt Gerade nn Brandenburg - so heißt es unter der Zm- 

schenuberschnft ‚Kampf der Soznaltechnokratie“ - bedeute die Einfuhrung 

von Hartz IV enn Abdrangen weiter Teile der Gesellschaft nn Armut und so- 

ziales Abseits. In alter preußischer Manier wurden dne Auswirkungen dne- 

ser Regelungen in ennem Zusammenspiel von „Toleranz und Prugelstrafe“ 

schongeredet und offen unterdruckt. 

„Die zahlreichen militanten Aktionen gegen Arbents- und Sozialämter 

snnd rnchtige und notwendige Bausteine des Widerstandes gegen den 

umfangreichen Angriff auf die letzten sozialen Grundrechte gesell- 

schaftiicher Unterklassen. Neben den ausführenden Institutionen müs- 

sen wir aber auch dazu kommen, verantwortliche Machtstrukturen aus 

kapitalistischer Politik, Wirtschaft und Wissenschaft ins Visier unseres 

Widerstandes zu nehmen.“ 

Es war das erste Mal, dass dne mg zeitgleich Anschlage nn Potsdam und 

Berlin durchfuhrte Erstmalig war auch der Fuhrpark bzw das Gebaude en- 

nes Ministeriums Ziel eines Brandanschlags der mg; damnt sollten - nach- 

ahmenswertes Beispiel für andere milntante Zusammenhange - „verant- 

wortliiche Machtstrukturen“ aus der Politik getroffen werden 

Zu Begnnn des Jahres 2006 setzte die mg ihre Anschlagtatigkeit unver- 

mindert fort So wurden nn der Nacht zum 17 Februar 2005 zwen Klein- 

transporter einer Renault-Niederlassung nn Berlin-Reinickendorf nn Brand 

gesetzt, um damnt den „Milntarisch-Industrellen Komplex Frankreichs“ zu 

treffen und „ein kleines Signal unserer Solndaritat gegenuber unseren ge- 

fangenen GenossInnen auszusenden, die sent beinahe zwei Jahrzehnten 

vom franzosnschen Staat einer Vernichtungshaft ausgesetzt snnd“ 

Den am 20 Marz 2006 auf mehrere Dienstfahrzeuge des Ordnungsam- 

tes Treptow-Köpenick verubten Brandanschlag wndmete die mg einer am 

1 März 2006 nach langer Haft nn Frankreich verstorbenen Angehörigen 

der „Action Directe“ 
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Teilnahme von Linksextremisten an 

gesellschaftspolitischen Aktionen und Debatten 

Linksextremisten versuchen, snch an gesellschaftspolitischen Aktnonen 

und Debatten zu beteiligen, die von nicht extremistischen Burgerinnen und 

Burgern getragen werden Daben geht das Bestreben der Linksextremis- 

ten dahin, moglichst großen Einfluss auf diese Aktionen und Debatten zu 

gewinnen und nhnen enn Innksextremistisches Geprage zu geben Das nn 

dieser Hinsicht michtigste Aktnonsfeld nst fur Linksextremisten nach me vor 

der „Antnfaschismus“ 

„Antifaschismus“ 

Das Aktnonsfed „Antnfaschnsmus“ sorgt 

Widerstand fur den organnsatornschen wie ideolo- 
braucht gischen Zusammenhalt zwischen den 

Phantasie unterschiedlichen Strömungen im auto- 
nomen Spektrum Autonome und andere 

Ye linksextremistische „Antnfaschisten“ be- 

F "| greifen den Rechtsextremismus als Teil 

ds "= | des kapitalistischen Wirtschaftssystems. 
- Ihnen gilt der freiheitliche demokratische 

Rechtsstaat als Garant dieses Systems, 

und sne unterstellen eine heimliche Al- 

Ilanz zwischen Staat und Rechtsextre- 

misten Ihrer Logik zufdlge lasst snch - 

der Rechtsextremismus nur bekampfen, is MIT = 
indem der Kapntalismus und der Staat, 

die ihn schutzen, samt der freiheitlich 

demokratischen Grundordnung abge- 

schafft werden, notfalls mnt Gewalt Es 

nst diese Ideologie, die linksextremisti- 

schen „Antifaschnsmus‘ von dem zivil- 

gesellschaftlich gefuhrten Kampf gegen 

Rechtsextremismus unterscheidet 

“ 

Mit dem znvilgesellschaftlichen ‚Aufstand 

der Anstandigen“ nst den Autonomen 

Ihre vermeinfiche Kernkompetenz ab- 
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handen gekommen Ihnen nst insbesondere bei Demonstrationen, etwa am 

5 November 2005 nn Potsdam oder am 12 November 2005 nn Halbe, enne 

Konkurrenz erwachsen, dne nhnen das Feld streitig macht Ben vergleich- 

baren Demonstrationen suchen Autonome mitunter die Zusammenarbent 

mnt nncht autonomen gesellschaftichen Gruppen So veranstaltete dne „AG 

Antnrassnsmus“ nn Potsdam anlasslnch des Tages der Deutschen Ennheitzu- 

sammen mit anderen Gruppen eine Demonstration Trotz der Beteiligung 

Anderer waren „antndeutsche“ Parolen wne „Nie weder Deutschland“ oder 

„Polen muss bns Frankreich reichen, Deutschland von der Karte streichen“ 

und Banner mnt der Aufschnft „Deutschland entsorgen“ dominant 

Ebenfalls zum Tag der Deutschen Einheit organnsnerte unter anderem die 

AK Antnfa Potsdam einen dreitagigen Kongress unter dem Motto „Null 

Grund zum Feiern“ Unterstutzt wurde der Kongress von der Zeitschrift 

„Jungle World‘ Am Veranstaltungsort, der „Fabrik“ nn Potsdam, war enn 

Transparent mnt der Aufschrift „Deutschland abschießen“ angebracht 

Im Rahmen dieser Veranstaltung fand auch enne Demonstration mnt ca 

300 Teilnehmern unter dem Motto ‚NO LOVE FOR THIS NATION" statt 

„Antirassismus“ 

Wie auch beim „Antnfaschismus“ nst zmschen erwunschtem znvilgesall- 

schaftlnchem Engagement gegen Rassnsmus, Fremdenfeindichkeit und 

Antisemitismus einerseits und einem ndeolognsch verbramten „Antnrassis- 

mus“ andererseits zu unterscheiden Letzterer sneht nm Rassnsmus enn 

Herrschaftsinstrument des kapitalistischen Systems, das der Unterdru- 

ckung dient Dieser Logik zufolge mussen wnrtschaftiche und staatlnche 

Strukturen als Ganzes bekampft werden, damnt enne Gesellschaft ohne 

Rassnsmus moglich wrd Damnt richtet snch der lnnksextremistische „Antn- 

rassnsmus“ klar gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 

Abgesehen von der antnfaschistischen Demonstration am 17 September 

2005 nn Hennigsdorf spielte das Kampagnethema „Antnrassnsmus“ nn Bran- 

denburg kaum noch eine Rolle Im Rahmen der Kampagne „We will rock 

you“, die sich nn erster Linie gegen ‚rechte Kleidung“ und ‚rechten Lifestyle“ 

rnchtet, versammelten snch (nach Eigenangaben) 500 Menschen nn Hen- 

nngsdorf, um „gegen die rassnstische Asylpolntik der Bundesrepublik und 

den Neonaziladen ‚On the streets‘ zu protestieren Die Teilnehmer kamen 
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nm Wesentlichen aus den Antifa-Spektren Berlins und Brandenburgs, es 

waren aber auch Nichtextremisten unter den Demonstranten 

Anti-Castor-Aktionen 

Viele von bürgerlichen Kraften getragene 

Antn-Atom-Inntiativen haben Mobilisne- 

rungsprobleme, da nhr Thema an Anzne- 

hungskraft verloren hat Dennoch sehen 

autonome Gruppen nm Kampf gegen die 

friednche Nutzung der Kernenergie ein 

Vehikd fur nhren fundamental-oppositio- 

nellen Kampf gegen das ‚kapntalnstische 

System“ 

An Protestaktionen gegen den Castor- 

Transport vom 19 bis zum 22 November 

2005 von La Hague (Frankreich) nach 

Gorleben (Niedersachsen) beteiligten 

snch rund 3500 Personen (2004 bis zu 

#” | 5.000), darunter etwa 200 Linksextremis- 

ten, davon wnenm Vorjahr ca 100 Autono- 

me Begleitetwurden die Protestaktionen von vereinzelten Gewalttatigkei- 

ten Einem nm Vergleich zum Vorjahrleichten Rückgang milntanter Aktionen 

wahrend der Transportphase steht eine Zunahme von „Hakenkrallen“- und 

Brandanschlagen durch mutmaßlnch lnnksextremistische Gewalttater nm 

Vorfeld des Transports gegenüber So ubernahm enne Personengruppe mnt 

der Bezeichnung ‚ero.c.het“ die Verantwortung fur „Hakenkrallen‘-An- 

schläge am 2. November 2005 nn Nordrhein-Westfalen und nn Schleswig- 

Holstein 

Unter der Überschrift „Der Atomlobby die Krallen zeigen“ betonen dne Ver- 

fasser, sne wurden mnt dieser Aktnon des franzosnschen Aktivisten Sebas- 

tien Briat gedenken, der am 7 November 2004 bei einem Unfall mnt dem 

Castorzug ums Leben kam Sebastnens Tod habe sne daran erinnert, dass 

die Vertreter und Profiteure dieser lebensfeindichen Herrschaftstechnolo- 

gie über Leichen gingen Die Taterklarung endet mnt den Parclen ‚Wut und 

Trauer nn Widerstand! Für dne sofortige Abschaltung aller Atomanlagen und 

der herrschenden Klasse!“ 
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Die Deutsche Bahn AG genet nn der Nacht zum 15 November 2005 

auch nn Brandenburg erneut nns Visier mutmaßlncher Innksextremistischer 

Tater Gegen 01 31 Uhr wurde enn Nachtzug beschadigt durch Ennhan- 

gen von „Hakenkrallen‘ auf der Fernbahnstrecke Berlin-Hannover, Stre- 

ckenabschnntt Wustermark-Groß Behnitz Im Gegengleis, welches durch 

Bauarbeiten gesperrt war, fanden Bahnbedienstete ebenfalls eine „Ha- 

kenkralle“ Um 03 38 Uhr wurde an der Fernbahnstrecke Berlin-Hamburg, 

Streckenabschnitt Paulnnenaue-Friesack, zunachst der Stromabnehmer 

eines ICE beschadigt und danach enn Guterzug nn gleicher Ortslage auf 

dem Gegengleis Im Tatortbereich Friesack wurden zwen Blatt Papier mnt 

CASTOR-Bezug aufgefunden ‚STOPP CASTOR, STOPP ATOMSTAAT, 

STOPP POLIZEISTAAT" 

Kampagnen gegen Gentechnik 

In der Antn-Genmannpulations-Bewegung organnsieren snch went ubenwie- 

gend nncht extremistische Gentechnikgegner nn Burgennitiativen Sne stel- 

len nhre Bedenken auf Informationsveranstaltungen vor und außern nhren 

Protest mittels friedncher demonstrativer Aktionen Daben deklaneren sne 

„Gentechnikfreie Zonen“, nnntnleren Kampagnen gegen Gentechnik nn Le- 

bensmitteln und beschreiten schließlich auch den Rechtsweg, um Freiset- 

zungsversuche mnt gentechnisch veranderten Organnsmen zu verhindern 

Auch Linksextremisten engagieren snch mnt wechselnder Intensntat auf 

diesem Aktnonsfeld Im Gegensatz zu der von nncht extremistischen Bur- 

gerinitativen formulierten Krntnk an der Bio- und Gentechnclogie streben 

Linksextremisten mnt nhrer Agntatnon und mnt nhren Aktionen letztlnch nmmer 

auch die Abschaffung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung an 

Der Protest gegen Freisetzungsversuche mnt gentechnisch modifizierten 

Organnsmen (sog GMO) stellt hierbei lediglich einen austauschbaren An- 

knupfungspunkt fur Innksextremistische Aktionen dar. 

Das Iinksextremistisch beeinflusste „Barnnmer Aktionsbundhis gegen Gen- 

technik“ (BAgG) zahlt seit mehreren Jahren zu den aktnvsten deutschen 

Antn-Gentech-Gruppen Dem Bundhis nst es jedoch bisher weder mnt Aktno- 

nen noch durch Posntionspapiere gelungen, andere Burger fur nhre Ziele zu 

nnstrumentalisneren Am 12 Juni 2005 veranstaltete das BAgG nn Branden- 

burg eine Busfahrt zu Feldern, die mit gentechnisch veranderten Pflanzen 

bestucktwaren Daran nahmen 32 Personen tenl Vom 21 bns 25 Juln 2005 
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wurde enne vom BAgG organnsnerte Radtour zu Versuchsfeldern nn Bran- 

denburg durchgefuhrt 

Anti-Globalisierungbewegung 

In der heterogenen Antn-Globalisierungsbewegung sahen Linksextremis- 

ten nn den vergangenen Jahren eine Chance, offentich starker wahrge- 

nommen zu werden Der eigentliche Motor der meisten globalnsierungskri- 

tischen Bewegungen nst nncht extremistisch Der Mnnnmalkonsens ‚Kampf 

gegen Globalisierung und Neolnberalismus“ diente Linksextremisten aber 

als Anknüpfungspunkt — gemeint war nn nhrem Fall der Kampf gegen die 

„kapntalistische Weltordnung“ 

Zum „Hauptknstallisationspunkt des Widerstandes in 2005° erklärten 

globalnsierungskritische Aktivisten — darunter auch Brandenburger Links- 

extremisten - die Proteste gegen das G 8-Treffen vom 6 - 8. Juli 2005 

nm Gleneagles Hotel (Perthshire, Schottland). Insbesondere milntant or- 

entierte Linksextremisten hatten wiederholt geäußert, nhr Engagement 

gegen den Gipfel nn Gleneagles als „Probelauf‘ fur dne Proteste zum G8- 

Treffen 2007 nn Heiligendamm (Mecklenburg-Vorpommern) nutzen zu 

wollen Trotz solcher Ankündigungen verlief die Mobilisierung nn Rnchtung 

Schottland eher schleppend Eine Mobilisierung gegen den G 8-Gipfel nn 

St. Petersburg 2006 wurde gar nncht erstangefangen Stattdessen snnd die 

Mobilnsnerungsbemuhungen der Innksextremistischen Globalisierungsgeg- 

ner voll auf den G 8-Gipfel 2007 nn Heiligendamm ausgerichtet Linksextre- 

mistische Gruppierungen bieten bereits an, die Koordinierung globalnsne- 

rungskritischer Veranstaltungen nn die Hand zu nehmen, so wollen sne die 

Demonstrationen unter nhre Kontrolle bekommen. 

Andere Gruppierungen greifen sogar zu gewalttatigen Mitteln, um die öf- 

fentnche Aufmerksamkeit auf das Thema der Globalisierung zulenken So 

waren 2005 bereits zwei Anschlage mnt direktem G 8-Bezug zu verzeich- 

nen Unbekannte verübten am 28 Juli 2005 ennen Brandanschlag auf das 

Dienstfahrzeug des Vorstandsvorsitzenden der Norddeutschen Affnnerie 

AG vor dessen Privathaus nn Hollenstedt (Niedersachsen) Unter der Über- 

schrift „Snch jetzt auf den Weg machen zum Gipfel 2007 nn Heilngendamm/ 

Rostock“ skizzierten die anonymen Autoren des Bekennerschreibens das 

eigentiche Znd ihres Anschlags „Mit unserer Aktnon gegen NA Vorstands- 

chef verbinden wnr den Vorschlag für eine breite, auch mnlitante Kampag- 
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Linksextremismus 

„KEIN MILIZ IN COTTBUS‘, „DAS HEER ANGREIFEN!* und „UNSER 

HEER ANGREIFEN“ sowie das Antnfa-Zeichen an Zum Tatzentpunkt 

fand nn Cottbus dne Ausstellung der Bundeswehr „Unser Heer“ statt 

Das Hauptdenkmal der Gedenkstatte fur dne gefallenen Soldaten der 

Kesselschlacht von Halbe wurde am 23/24 Oktober 2005 mit den 

Parolen „Deutsche Tater snnd keine Opfer“ und „Kein Denkmal für Fa- 

schisten“ angespruht An der Glockenskulptur, die snch nn unmittelbarer 

Nähe der Gedenkhalle befindet, wurde der Schriftzug „Hier liegen nur 

Morder“ angebracht 

Kampagnen gegen „Sozialabbau“ 

Die Innksextremistische Szene hat vergeblich versucht, die vielerorts von 

sehr unterschiedichen — uberwiegend nncht extremistischen - Inntiativen 

organnsierten „Montagsdemos“ gegen die Hartz IV-Gesetze zu nutzen, um 

zum Widerstand gegen den „Sozialabbau“ zu mobilisieren Dennoch set- 

zen insbesondere die aktionnstisch ausgerichteten Linksextremisten wei- 

terhnn auf dieses vermeintlich zukunftstrachtige Thema 

Sosuchten am 20 Oktober 2005 etwa 20 Personen, darunter Autono- 

me unter der Bezeichnung „Die Überflussigen“, den Vorsitzenden der 

AWO Berlnn an seinem Wohnort nn Falkensee auf, verteilten Flugblätter 

in der Nachbarschaft und skandierten über das Megafon „Hier wohnt 

der Landesvorsitzende der AWO, der Billnglohnkrafte ausbeutet“ 

Anlass des morgendlichen Besuches war dne Weigerung des AWO- 

Landesversitzenden, bei einer vorangegangenen Begegnung mnt den 

„Überflüssigen“ zu diskutieren. Nach Eigendarstellung setzt snch das 

Bündnis „Die Überflussigen“, welches nnzwischen bundesweit Nachah- 

mer gefunden hat, u a aus den Innksextremistischen Gruppierungen 

„Antnfaschistische Linke Berlin“ (ALB), „Krntnk & Praxis Berlin“ (KP) und 

„Für einelnnke Strömung“ (Fe S ) zusammen 

Am 28 Februar 2005 kam es nn Frankfurt (Oder) zu einer Sachbescha- 

digung Unbekannte beschmierten das Gebaude der Bundesagentur 

für Arbeit nn Frankfurt (Oder) mnt zwei Anarchiezeichen some den 

Parolen ‚Segen Markt und Staat‘, ‚Kapitalnsmus ficken‘, „Arbeitsamt 

sucks“ 
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Islamismus 

Islamismus muss gegenüber 

Islam-aber auch gegenüber 

Terrorismus — scharf abge- 

grenzt werden. Der Islam ist 

eine im 7. Jh. entstandene, 

dem Christentum und dem 

Judentum eng verwandte 

Weltreligion, der über eine 

Milliarde Gäubige anhängen. 

Islamismus ist dagegen eine 

totalitäre Ideologie unserer 

Zeit, in der die Religion als 

„Waffe“ im politischen Kampf 

instrumentalisiert wird. Is- 

lamisten geben vor, für die 

„Wiederherstellung“ eines is- 

lamischen Staates nach dem 

Vorbild der von Mohammed 

geführten Urgemeinde in Medina zu kämpfen, in dem Recht (Scharia) und 

Ordnung auf dem Koran und der mündlichen Überlieferung des Propheten 
{Hadithen) beruhen. Dieser Staat soll kein Nationalstaat, sondern ein alle 

Muslime der Welt (Umma) vereinigender Universalstaat sein 

Islamisten sind keine Demokraten. Die angeblich gottgewalte Ordnung, 

die in Wirklichkeit die von den Islamisten gewollte Ordnung ist, sieht weder 

Mehrheitsentscheidungen noch Meinungsstreit noch Parteienpluralismus 

vor. Auch kennt ein solcher Staat keine Geichberechtigung von Musli- 

men und Nichtmuslimen, Frauen und Männern. Islamisten dürfen nicht 

schlechthin mit Terroristen gleichgesetzt werden. Die große Mehrheit der 

in Deutschland lebenden Islamisten sucht ihre Ziele auf friedichem Wege 

und unter Beachtung der Gesetze zu erreichen (legalistische Islamisten). 

Bei ihnen handelt es sich vorwiegend um Türken, die auf die Abschaffung 

der weltlichen Staatsordnung (Laizismus) in der Türkei hinwirken. 

Jihadistische Islamisten dagegen glauben sich legitimiert, eine ‚islamische 

Ordnung“ mit Gewalt durchzusetzen. Mit dem Terroranschlag auf das World 
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Trade Center in New York am 11 September 2001 ist weltweit deutlich 

geworden, dass gewaltbereite Islamisten überall auf der Welt die stärkste 

Bedrohung der inneren Sicherheit darstellen. Die zum bewaffneten Kampf 

entschlossenen Islamisten, die sich als Mujahedin (‚Glaubenskämpfer‘) 

verstehen, deuten die im Koran enthaltene Aufforderung zum Jihad als 

Verpflichtung zum bewaffneten Kampf gegen alle, die nach ihrem rigiden 

Verständnis des Islam „Ungläubige“ sind. Das betrifft nicht nur Christen 

und Juden, sondern auch Muslime, die keinen Gegensatz zwischen dem 

Islam und den allgemeinen Menschenrechten sehen. 

Das Wort Jihad hat die Grundbedeutung „Anstrengung‘ oder ‚Kampf‘. Ei- 

ner Überlieferung des Propheten Mohammed zufolge soll zwischen dem 
großen und kleinen Jihad unterschieden werden. Der große Jihad ist der 

Kampf gegen böse Gedanken im eigenen Herzen und das angestrengte 

Bemühen um eine tugendhafte Lebensführung. Er ist allen Gläubigen je- 

den Tag aufgegeben. Für den kleinen Jihad, das ist die kriegerische Aus- 

breitung des Islam, sind wiederum Schutzvorschriften einzuhalten, die der 

Eindämmung der Gewalt dienen. So sind Frauen, Kinder, Alte und Kranke 

grundsätzlich zu verschonen, und die Angehörigen der Schriftreligionen 

{Juden und Christen) dürfen nicht zum Übertritt zum Islam gezwungen 
werden. Diese muslimischen Traditionen haben die Islamisten über Bord 

geworfen. Ihren Bombenattentaten fallen unterschiedslos Nichtmuslime 

und Muslime, Männer, Frauen und Kinder, Kämpfer wie Unbeteiligte zum 

Opfer. Jihadistische Islamisten rechtfertigen „Selbstmordattentate“, verlei- 

hen den Tätern den Ehrentitel „Märtyrer“ (‚Glaubenszeuge‘) und verhei- 

ßen ihnen nach ihrem Tod den sofortigen Eingang ins Paradies. 

Von den mehr als drei Millionen in Deutschland lebenden Muslimen sym- 

pathisieren nur ein Prozent mit der verfassungsfeindichen Ideologie der 

Islamisten, unter diesen sind wiederum nur sehr wenige als Jihad-Kampfer 

einzustufen. In Deutschland lebende Mitglieder jihadistischer Organisati- 

onen wie HAMAS, FIS, ‚Hizb Allah“ und andere nutzen Deutschland nur 

zur logistischen und finanziellen Unterstützung des bewaffneten Kampfes 

in ihren Heimatländern. Dennoch gibt es keinen Anlass zur Entwarnung. 

Denn von sehr kleinen Gruppen oder sogar Einzelpersonen, diekonspirativ 

‚Aktionen - möglicherweise auch Anschlage in Deutschland - vorbereiten, 

können erhebliche Gefahren ausgehen. Insbesondere das Internet spielt 

bei der Rekrutierung und teilweise auch Selbstrekrutierung von Islamisten 

eine wachsende Bedeutung, wie der Anschlag von London zeigte. 
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Jihadistische Islamisten 

Selbstständige Terrorzellen scheinbar integrierter Muslime in Europa 

Die bekannteste jnhadnstische Organnsatnon nst zweifelsohne al-Qanda („Die 

Basns“) Al-Qaida scheint allerdnngs selbst nncht mehr nn der Lage zu senn, 

terroristische Anschlage von großerer Dimension zu planen und durch- 

zufuhren Dies nst auf die nntensiven Verfolgungsmaßnahmen nach dem 

11 September 2001 zuruckzufuhren, nnsbesondere auf die Beseitigung 

der al-Qanda-Operationsbasns nn Afghannstan 

Infolge der Operationsunfahigkeit hat Qaida ennen Strategiewechsel voll- 

zogen Sne liefert nun nncht mehr vordringlich Bomben, Logistik und Pla- 

nung, wie noch bei den Anschlagen von Istanbul, sondern nn erster Linie 

Ihre nslamnstische Ideologie, vor allem durch Propaganda uber das Internet 

und uber V/ideobotschaften Uber solche Botschaften versucht al-Qanda, 

Einfluss auf Muslime weltweit zu nehmen und neue Jnhadkampfer zu rek- 

rutieren 

Außerdem bieten al-Qaida-Anhanger auf einschlagigen Websites alle 

Kenntnisse an, die zur Vorbereitung eines Terroranschlags notwendig snnd 

So muss kenn Islamnst mehr den beschwerlichen Weg nach Afghannstan 

oder Paknstan auf snch nehmen, um enn Jnhadkampfer zu werden Junge 

Islamisten konnen snch heute dem al-Qaida-inspirierten Terrorismus an- 

schließen, ohne jemals Kontakt zu enner Mujahedhn-Zelle gehabt zu haben 

Sie mussen nur noch nm Geiste der Terrororgannsatnon handeln 

Die neue Generation der Jnhadnsten besteht aus kleinen Gruppen von Al- 

tentatern, diein dem Land aufgewachsen snnd, das sie attackneren Sne orn- 

entieren snch an Internetbotschaften some an einem selbst gezimmerten 

Patchwork-Islam, und sne agieren weitgehend selbstandng Daher spricht 

man ben dieser neuen Art von Jihadnsten von ‚„Homegrown-Netzwerken“ 

Welche Gefahren von solchen „Homegrown-Netzwerken“ ausgehen kon- 

nen, haben die Anschlage von Madrd (11 Marz 2004) und London (7 

und 21 Juln 2005) gezeigt In den beiden Metropolen schlugen Attentater 

zu, die nn den Gesellschaften aufgewachsen waren, die sne attacknerten, 

beide Terrorzellen hatten keine gefestigte organnsatornsche Verbindung 

zu al-Qanda Die Attentater von Madrnd waren nordafnkannscher Herkunft, 
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sne waren aber nn Spanien groß geworden und hatten zum Teil spanische 

Pässe. Scheinbar waren sne nn die spanische Gesellschaft integriert, und 

bis zum Zeitpunkt der Anschlage waren sie nie als Islamisten aufgefallen 

Allerdings hatten sne einen kleinkriminallen Hnntergrund und waren den 

Sicherheitsbehorden daher bekannt Radnkalnsiert wurden sne nn einer nsla- 

mistisch gepragten Moschee und uber private Kontakte 

Ahnlnch verhielt es snch bei den Attentatern von London Drei waren brntn- 

sche Staatsburger paknstannscher Herkunft, der vierte war ein gebürtiger 

Jamaikaner, der dne brntische Staatsbürgerschaft erhalten hatte Auch dne- 

se Attentater schienen nn die Gesellschaft nntegriert, nn der snelebten Ihre 

Familien lebten in Großbritannien, sie hatten englische Schulen besucht, 

Berufe erlernt und snch sogar sozial engagnert An der Radnkalnsnerung der 

vner Attentäter war keine Organnsatnon oder Moschee maßgeblich beteiligt, 

sondern nn einem gruppendynamischen Prozess der Selbstradikalisierung 

indoktrinierten sie snch gegenseitig 

Die Anschläge von Madrid und London weisen noch wentere Unterschiede 

zu den Qaida-Anschlägen auf Die Zent zwischen Radikalisierung, Planung 

und Ausfuhrung der Anschläge war wesentlich kurzer Hatte al-Qanda nhre 

Anschlage noch jahrelang vorbereitet, so brauchten die Attentater von 

Madrid und London nur noch wenige Monate fur nhre Planungen. Auch 

die Fnnanznerung gestaltete snch einfacher, denn dne Anschläge verschlan- 

gen nicht mehr vielstellige Summen wne dne der Qaida. Sie wurden mnt 

einfachen und billigen Mitteln durchgefuhrt und selbst finanziert Daruber 

hnnaus suchten snch die Attentater von Madrid und London fürnhre Anschlä- 

ge „weiche“ Ziele aus, die eine besonders hohe Zahl menschlicher Opfer 

garantnerten. Bahnen des offentichen Personenverkehrs. Al-Qanda hatte 

es dagegen stets auf besonders symboltrachtige Orte abgesehen me das 

World Trade Center oder das Pentagon 

Die wachsende Bedeutung von Konvertiten nnnerhalb des milntanten Isla- 

mnsmus nst eine weitere neue Entwicklung, die Anlass zur Sorge bietet So 

kam enn junger Konvertit aus dem Raum Ulm als Jihadkampfer nn Tschet- 

schenien ums Leben Enn Deutscher aus dem Ruhrgebiet, der zum Islam 

übergetreten war, soll nncht nur engste Verbindungen zur al-Qaida-Fuh- 

rung gepflegt, sondern der Qaida auch als Spezialist fur Informatnk und 

Telefontechnik zugearbeitet haben 
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Die meisten nslamistischen Websites, die Junge Islamisten auch nn Europa 

konsumieren, sind sehr aufwandng gestaltet und mnt Tondokumenten, zahl- 

reichen Links oder Kurzfimen ausgestattet Sne bieten enne Einfuhrung nn 

die jeweiligen ndedlogischen Grundlagen, oftmals nn Gewalt verherrlichen- 

der Weise. Enn zentrales Anlnegen vnder nslamistischer Websites nst die 

Verbreitung von Angst und das Schuren von Gewalt Moglnchst brutale und 

grausame Darstellungen aus verschiedenen Kriegsgebieten sollen daben 

Sympathie fur dne Opfer und deren Kampf erregen und gleichzeitig Hass 

auf die Gegner entfachen So forderte der Qanda-Vize Anman al-Sawahnrn 

m Marz 2006 nn einer uber das Internet verbreiteten Videobotschaft die 

Muslime nn aller Welt zu Anschlagen gegen Lander des Westens auf Vor- 

bilder konnten die Angrnffe der vergangenen Jahre von New York, London 

und Madrnd sein 

Die Selbstradikalisierung uber das Internet und die selbst inntierte Rek- 

rutierung fur den gewaltsamen Jnhad stellen die Sncherheitsbehorden vor 

neue Herausforderungen Terrorzellen, die ohne Anbindung an bekannte 

Strukturen agneren, snnd besonders schwer auszumachen Die Zirkel snnd 

sehr klein, sne agieren autonom und hoch konspiratnv, die Mitglieder bege- 

ben snch nicht nur nn einschlagige Moscheen oder Orte, wo snch radnkale 

Muslnme aufhalten, und die Zeit zmschen Radnkalnsierung und Anschlag nst 

kurz Nur durch stetiges und besonders aufmerksames Beobachten der 

Entwicklungen nm Internet und potentieller Konsumenten nslamistischer 

Websites nst es moglich, soche Rekrutierungen rechtzeitig aufzudecken 

und Anschlage zu verhindern 

Jihadistische Gruppierungen in Deutschland und in Brandenburg 

Deutschland dient jnhadnstischen Gruppen nncht langer nur als Ruheraum, 

sondern nst nnzwischen eine der Operationsbasen fur Terroristen nn Euro- 

pa geworden Von unterschiedichen Gruppen werden Gelder beschafft, 

Dokumente gefalscht, Anschlage geplant, Personen aus dem Ausland nns 

Inland geschleust und neue Kampfer fur den Irak oder andere Schauplatze 

des Terrors rekrutiert Auf Grund der konspirativen Vorgehensweise der 

Betreffenden nst es jedoch nn vielen Fallen außert schwierig und aufwan- 

dig, Verdachtige dieser Taten oder der Zugehorigkeit zu einer bestimmten 

Gruppe zu uberfuhren 
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In ennem Prozess, der bereits am 4. Aprnl 2004 begonnen hatte, wurde der 

Tunesner Ihsan Garnaoun am 6 Aprnl 2005 nn Berlin zu einer Gesamtstrafe 

von drei Jahren und neun Monaten verurteilt Er wurde beschuldigt, wah- 

rend eines Afghannstanaufenthaltes enne Ausbildung fur den gewaltsamen 

Jihad durchlaufen und zu Beginn des Irakkrneges nn Deutschland einen 

Sprengstoffanschlag geplant zu haben Beide Taten konnten jedoch nncht 

ausreichend bewiesen werden, so dass Garnaoun nur wegen Steuerhinter- 

ziehung, Verstößen gegen das Waffengesetz und das Ausländergesetz so- 

we Urkundenfalschung verurteilt wurde Das Ermittlungsverfahren gegen 

ihn war bereits nm Marz 2003 eingeleitet worden 

Am 9 Junn 2005 wurde der Freispruch nm Strafverfahren gegen den nn 

Hamburg studierenden Marokkaner Abdelghann Mzoudn rechtskraftig. 

Mzoudn war verdachtigt worden, die Attentater vom 11 September 2001 

unterstutzt zu haben, wurde jedoch vom Hanseatnschen Oberlandesgencht 

nn Hamburg freigesprochen - aus Mangel an Beweisen Der Bundesge- 

rnchtshof bestatigte dieses Urteil am 9. Juni 2005 Nach der Urteilsver- 

kundung kam Mzoudn einer Abschiebung zuvor und gnng freimllig nn sein 

Heimatland zuruck 

Im al-Tawhnd-Prozess wurden am 26 Oktober 2005 nn Dusseldorf hohe 

Freiheitsstrafen gegen vier Angehorige eines deutschen Zweigs des nnter- 

natnonal agierenden nslamnstischen Terrornetzwerkes al-Tawhnd verkundet 

Diese Bilder gingen um dne Welt verurteilte Mitglieder der al-Tawhnd-Gruppe 
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Die Palastnnenser Ismail Shalabn, Ashraf al-Dagma und Mohammad Abu 

Dhess sowie der geburtige Algerner Djamel Mustafa wurden u a wegen 

der Mitgliedschaft nn einer terrornstischen Vereinigung nn Tatennheit mnt 

bandenmaßnger Falschung von amtlnchen Ausweisen zu Freiheitsstrafen 

zwischen funf und acht Jahren verurteilt Das Gericht stellte fest, dass sne 

2001/2002 auf Anweisung des international gesuchten Terroristen Abu 

Mussab al-Zargawn, Kopf des al-Tawhnd-Netzwerkes, nn Deutschland An- 

schlage auf Judisch-israelische Ziele vorbereitet und Kampfgenossen nm 

Ausland mnt Falschpapneren versorgt hatten In einem ersten al-Tawhnd- 

Prozess war bereits nm Herbst 2003 das Urteil - enne Freiheitsstrafe von 

vier Jahren - gegen den weitgehend gestandigen Palastnnenser Shadn Ab- 

dallah ergangen, der allerdings mittlerweile wneder auf freien Fuß gesetzt 

wurde 

Wegen eines fur Dezember wahrend eines Deutschlandbesuchs geplanten 

Anschlags auf den damalngen nraknschen Ministerprasidenten Alawn wurde 

am 10 November 2005 nn Stuttgart Anklage erhoben Vor Gericht standen 

drei mutmaßliche Mitglieder der nslamnstisch-terronistischen Gruppierung 

„Ansar al-Islam“ (AAl) Die drei Angeklagten, Ata Aboulaznz Rashid, Mazen 

Aln Hussein und Rakfnk Mohamed Yousef, werden beschuldigt, vornehmlich 

nn den Bereichen Finanzierung und Rekrutierung fur die kurdisch-nslamns- 

tische Gruppierung aktny gewesen zu sein Ziel der AAl nst die Ernchtung 

eines Gottesstaates nm Irak nach dem Vorbild des ehemaligen Talnbanstaa- 

tes nn Afghannstan 

Um die nslamistische Szene nn Deutschland an der Bildung von sncherheits- 

gefahrdenden oder verfassungsfeindichen Strukturen zu hindern, werden 

auch wenterhnn Vereine verboten So wurde am 28 Dezember 2005 dem 

Verein „Multi-Kultur-Haus Ulm e V“ (MKH) jede weitere Tatngkeit unter- 

sagt Als Verbotsgrunde wurden u a angefuhrt, der Verein rnchte snch 

gegen dne verfassungsmaßige Ordnung und gegen den Gedanken der 

Volkerverstandigung, er befurworte Gewaltanwendung zur Durchsetzung 

pditischer und relngnoser Belange, und die Tatngkeit des MKH gefahrde 

das fnedliche Zusammenleben von Deutschen und Auslandern Das MKH 

soll auch Bestrebungen außerhalb des Bundesgebietes gefordert haben, 

deren Ziele und Mittel mnt den Grundwerten enner dne Wurde des Men- 

schen achtenden staatlnchen Ordnung unvereinbar snnd Im Klartext snnd 

damit ua Aufrufe zur Teilnahme am Jnhad gegen „Unglaubige“ gemeint, 

die teilweise auf fruchtbaren Boden fielen und zumindest den Tod zweier 
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aus der Regnon stammender Extremisten nn Tschetschenien nach snch zo- 

gen Unter den rekrutierten Tschetschenienkämpfern war auch der bereits 

erwahnte, zum Islam konvertierte Deutsche 

Brandenburg hat nm bundesweiten Vergleich ein relatny geringes nslamns- 

tisches Personenpotentral Strukturen nslamistischer Netzwerke snnd zur 

Zeit nncht festzustellen In Brandenburg leben lediglich Einzelpersonen, die 

unterschiediichen Organnsationen zuzuordnen snnd. Um „Gesinnungsge- 

nossen“ zu finden, suchen sne jedoch zumeist Kontakt zu Strukturen nn 

Berlin Zwar gibt es einige Moscheen in Brandenburg, doch waren 2005 

keine deutlichen nslamnstischen Aktnvntaten zu verzeichnen - im Gegensatz 

zu 2002, als enne kleine nslamistische Zelle nn Cottbus nm Verdacht von An- 

schlagsplanungen stand, und zu 2004, als muslimische Geistliche gegen 

„Ungläubige“ und nnsbesondere Juden gepredigt hatten 

Allerdings fehlt es Brandenburger Muslimen weiterhin an einer deutlichen 

Distanzierung vom Terrorismus, wie sie viele muslimische Gemeinden nn 

Deutschland und Europa bereits erklärt haben Daruber hnnaus gibt es ben 

Muslimen nn Brandenburg Ansätze, den Holocaust an den Juden zu leug- 

nen oder die Verbrechen der Nationalsozialnsten an den Juden zu reatn- 

vieren Auch verkunden sne, Muslime hatten Vorrang vor Nichtmuslimen, 

und dne Scharia habe Vorrang vor der weltlichen Ordnung des Grundge- 

setzes 

Bislang snnd keine Personen aus Brandenburg bekannt geworden, die sich 

für den Jihad im Irak oder anderswo rekrutieren ließen oder gar von dort 

nach Brandenburg zuruckgekehrt waren Dies Kann jedoch für die Zukunft 

nncht ausgeschlossen werden. 

Das Land Brandenburg will vermeiden, Islamisten ennzubürgern oder nh- 

nen einen verfestigten Aufenthaltsstatus zu gewahren. Deshalb wnrd der 

Verfassungsschutz bei der Ennburgerung von Auslandern und bei der 

Erteilung von Aufenthaltstiteln beteiligt Seit dem Jahr 2004 können die 

Auslanderbehorden eine Anfrage zu einer betroffenen Personen beim 

Verfassungsschutz stellen, um Sncherheitsbedenken vor der Erteilung des 

Aufenthaltstitels auszuraumen Ben der Einburgerung — also der Verlei- 

hung der deutschen Staatsangehongkeit - muss die Einburgerungsbehor- 

de {in Brandenburg das Ministerium des Innern) diese Anfrage regelmaßig 

stellen 
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Legalistische Islamisten 

Die meisten der nn Deutschland lebenden Islamisten snnd legalnstisch aus- 

gerichtet, d h snebewegensich nm Rahmen der deutschen Rechtsordnung, 

die sie gleichwohl ablehnen Unter dem Deckmantel der Religion erheben 

sie einen unnversalen Herrschaftsanspruch und versuchen - z B uber 

Schulungen - weitere Anhanger zu gewinnen und so nhre Ennflussmoglich- 

keiten zu erweitern Neue Sympathnsanten suchen die nslamnstischen An- 

werber nn Moscheen, auf kulturellen Veranstaltungen und uberall, wo snch 

Muslime treffen Diese Veranstaltungen mussen nicht nslamnstisch ausge- 

richtet sein, bieten aber durch dne große Anzahl der muslimischen Zuhorer 

einen Idealen Nahrboden fur Anwerbebemuhungen von Islamisten Daben 

wrrd eine Ideologie verbreitet, die die Vereinbarkeit von Islam und freiheit- 

Incher demokratischer Grundordnung verneint Es wnrd vermittelt, dass 

die westliche Lebensweise verderbt sei und snch zum Ziel gesetzt habe, 

den Islam zu vernichten, und dass der Westen nur deshalb wirtschaftlich 

uberlegen sen, weil er keine Moral besaße So konstruieren dne Islamisten 

bei snch selbst und moglichen neuen Anhangern enn moralisches Überle- 

genheitsgefuhl, das jede Moglichkeit zur Integration und Kommunnkatnon 

verbaut Die Selbstisolation nn Parallelgesellschaften nst haufnges Resultat 

legalnstischer Propaganda Vide Jihadisten waren zunachst nn legalnsti- 

schen Gruppierungen aktnv Mithnn bieten die legalnstischen Islamisten den 

gewaltbereiten Islamisten einen Pool an potenziellen Rekruten 

„Islamische Gemeinschaft Milli Görüs e. V.“ (IGMG) 

Die IGMG nst die großte Vereinigung legalnstisch ausgerichteter Islamns- 

ten nn Deutschland Zur Zeit verfugt sne uber knapp 26 500 Mitglieder und 

fast 300 Moscheen Sne nst aus zwei Vorlauferorgannsationen, der 1976 

gegrundeten „Turknschen Union Europa e V* und der 1985 gegrundeten 

„Vereinigung der neuen Weltsicht nn Europa e V*, hervorgegangen Sent 

1995 tragt der Verein den Namen „Milln Gorus“ (Nationale Perspektive), 

der auf den Titel ennes 1973 erstmals erschienenen Buches von Necmettin 

Erbakan - zum damalngen Zeitpunkt Vorsitzender der „Nationalen Heils- 

parten“ (MSP) nn der Turkei, spater turknscher Ministerprasident - zuruck- 

zufuhren nst Die IGMG steht nn der Tradition der „Milln Gorus“ genannten 

paiitisch-religiosen Bewegung nn der Turken Die ndedlogischen Grundagen 

dieser Bewegung wurden maßgeblich ebenfalls von Necmettin Erbakan 

entwickelt Dessen Idedlogne der „Adnl Duzen“ (‚Gerechte Ordnung‘) for- 
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dert enne umfassende relngnose Bestimmung der Staatsordnung Nach me 

vor genießt Necmettin Erbakan bei den Fuhrungsfunktionären der IGMG 

hohes Ansehen ungeachtet seiner nationalistischen, antidemokratischen 

und antisemitischen Einstellungen Seine Popularntat, vor allem ben lang- 

jahrngen deutschen IGMG-Anhängern, nst ungebrochen 

Die IGMG bemüht snch in Deutschland um die Verbesserung Ihres Images 

Während sne snch nn den 1980er Jahren klar antnsemitisch außerte und ge- 

gen die Deutschen und den deutschen Staat Position bezog, bemuht sne 

sich heute um ein moderates und nntegrationsorientiertes Erscheinungs- 

bild Besonders aktiv nst die IGMG nm Bereich kultureller undrreligioser Bil- 

dung fur nn Deutschland lebende turknschstammige Jugendliche. Sne bietet 

Ihnen enn breites Spektrum von Freizeitaktnvntaten an, z B Ferienlager, 

Jugendwettbewerbe, Computerlehrgange oder Training nn Sportvereinen 

Dadurch versucht die IGMG, die Jugendlichen an snch und die eigene nsla- 

mistische Ideologie zu binden. 

Mit Klagen versucht dne IGMG, snch gegen ihre Darstellung nn Verfas- 

sungsschutzberichten oder nn der Presse zur Wehr zu setzen Das Verwal- 

tungsgericht Stuttgart entschied am 9 Juln 2004, dass die von „Milln Görus“ 

beanstandeten Aussagen nm Jahresbericht Baden-Wurttemberg 2001 der 

Wahrheit entsprechen In dem Bericht wnrd „Milli Gorus“ vorgeworfen, dass 

seine pditischen Ziele nncht auf die Integration der hier lebenden Turken, 

sondern auf die Bekampfung der demokratischen sakularen Gesellschaft 

in der Türken und nn Deutschland gerichtet snnd 

In Brandenburg hat dne IGMG bisher keinen Zweig gegründet Die Bran- 

denburger IGMG-Anhanger orientieren snch eher nach Berlnn, als eigene 

Aktivitaten anzustoßen. 

117 



Extremistische Bestrebungen von Auslandern 

Extremistische Bestrebungen von Ausländern 

119 



Verfassungsschutzbericht Land Brandenburg 2005 

Extremistische Bestrebungen von 

Ausländern 

Nach ihrer politischen Ausrichtung lassen sich Gruppierungen ausländi- 

scher Extremisten in linksextremistische und nationalistische einteilen. 

Linksextremisten ausländischer Herkunft streben eine revolutionäre Um- 

wälzung der Gesellschaftsordnungen in ihren Heimatländern an, um ein 

sozialistisches bzw. kommunistisches System als „Diktatur des Proleta- 

riats“ zu errichten, das die Grundprinzipien der freiheiliichen demokrati- 

schen Grundordnung wie Gewaltenteilung, Parteienpluralismus, Mehr- 

heitsentscheidungen, Recht auf Opposition und Meinungsfreiheit negiert. 

Die nationalistischen Gruppierungen vertreten rassistische Standpunkte 

und lehnen die Menschenrechte ab. Vor allem dne gewaltsamen bzw. auf) 

Gewalt ausgerichteten Bestrebungen ausländischer Extremisten gefähr- 

den die innere Sicherheit und die auswartigen Belange der Bundesrepublik 

Deutschland, weswegen der Verfassungsschutz sie beobachtet. 

Manche Formen des Extremismus lassen sich mit Konflikten in Krisenre- 

gionen erklären. So nutzen einige militante oppositionelle Organisationen 

Deutschland als Rückzugs- und Ruheraum, andere unterstützen von hier! 

aus den politischen oder militärischen Widerstand in der Heimat mit Propa- 

gandaaktionen und mit der Sammlung von Spendengeldern, häufig unter 

Anwendung von erpresserischen Mitteln. Um von den Medien wahrgenom- 

men zu werden, entwickeln sie mitunter einen ausgeprägten Aktionismus. 

Treffen ausländische Extremisten in Deutschland auf Landsleute, die sie 

als politische Gegner ansehen, können sich Spannungen in Gewalttaten 

entladen. Auch eigene Gesinnungsgenossen werden angegriffen, wenn 

sie als Abweichler oder Abtrünnige angesehen werden. Hinter der vorge- 

hängten demokratischen Fassade regiert mitunter eine autoritäre Führer- 

persönlichkeit nach dem Prinzip von Befehl und Gehorsam. 

In Brandenburg sind nur Extremisten türkischer Staatsbürgerschaft bedeut- 

sam. Eine besondere Rolle spielen die Kurden, eine ethnische Minderheit 

in der Türkei. Mit dem „Volkskongress Kurdistans“ kämpfen sie für einen 

von der Türkei unabhängigen, sozialistischen kurdischen Staat. Türkische 

Linksextremisten treten in Brandenburg nur als Einzelmitglieder auf, türki- 

sche Nationalisten sind in Brandenburg nicht aktiv. 
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„Volkskongress Kurdistans“ 

Gründungsjahr (als PKK);: 1978 (in der Türkei) 

Sitz: Nord-Irak 

im Land Brandenburg aktiv seit. 1993 a | 
Anhänger bundesweit: 11.500 

Brandenburg: 100 

Publikationen: „sertwebun" (‚Unabhängigkeit‘), 

„Özgür Politika‘ (‚Freie Politik“) bis 

September 2005, fortgesetzt als ‚Yeni 

Özgür Politika® (‚Neue Freie Politik“) 
ab Januar 2006 

Intemetadresse: www.kongra-gdl.org 

intemationale Teilorganisation: „Koordination der kurdisch-demokrati- 

schen Gesellschaft in Europa“ (CDK), 

bis Juni 2004 „Kurdische Demokrati- 

sche Volksunion“ (YDK), bis Januar 

2000 „Nationale Befreiungsfront Kur- 

distans“ (ERNK) 

Betätigungsverbot für die PKK und die ERNK in Deutschland durch 

den Bundesminister des Innern am 26. 11. 1993 

Der „Volkskongress Kurdistans“ (‚Kongra Gel Kurdistan“, abgekurzt KON- 

GRA-GEL), der mitgliederstärkste Iinksextremistische Zusammenschluss 

von Ausländern nn Deutschland, nst nach Umbenennungen dne zweite 

Nachfolgeorgannsation der „Arbeiterpartei Kurdnstans‘ (PKK) Es handelt 

sich um enne Vereinigung, dne terrornstische Mittel einsetzt und nach innen 

undemokratisch organnsnert nst. Sie verwehrt nhren Mitgliedern das Recht 

auf freie Meinungsaußerung und bedroht Abweichler von der Parteilnnne 

mnt einem nnternen Strafsystem. Der Rat der Europaischen Union setzte 

die PKK am 2 Man 2002 auf die Liste der Terrororgannsationen. Am 2 April 

2004 beschloss der EU-Rat, sowohl den KONGRA-GEL als auch dessen 

Vorgängervereinigung „Freiheits- und Demokratiekongress Kurdistans“ 

{KADEK) als Alnas-Organnsationen der ‚Arbeiterpartei Kurdnstans“ (PKK)nn 

die EU-Liste terroristischer Organnsationen aufzunehmen. Das gegen die 
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PKK verhangte vereinsrechtliche Betatigungsverbot wurde am 30 Juln 2004 

vom Bundesminister des Innern auf den KONGRA-GEL ausgedehnt 

Die PKK wurde 1978 von Abdullah Ocalan gegrundet, der sne bis zu seiner 

Verhaftung nm Februar 1999 autontar fuhrte Ocalan wurde inzwischen nn 

der Turken zum Tode verurteilt, die Strafe wurde spater nn lebenslange Haft 

umgewandelt 

Die PKK war von Anfang an eine nach marxnstisch4eninistischem Mus- 

ter straff durchorgannsnerte Kaderparten Ziel der PKK war bis 2003 die 

Schaffung eines „unabhangngen und demokratischen Kurdenstaates‘ Ab 

1984 führte die „Volksbefreiungsarmee Kurdnstans“ (ARGK) nm Südosten 

der Turken einen Guenllakrneg gegen das turknsche Milntar Bns heute ma- 

chen dne Verbande des KONGRA-GEL, die ‚Volksbefreiungskrafte“ (HPG), 

durch milntarnsche Operationen und terrornstische Anschlage nn der Turken 

von snch reden 

Als die PKK 1993 enne zweite Frontnn Europa zu eroffnen versuchte, wurde 

nhr vom Bundesinnenminister verboten, snch nn Deutschland zu betatngen 

Nachdem enn offenes Agneren damnt unmoglich geworden war, arbeitete 

die PKK nm Untergrund wenter 

Am 4 April 2002 wurde dne PKK nn „Freiheits- und Demokratie-Kongress 

Kurdnstans“ (KADEK) umbenannt, am 11 November 2003 gab der KADEK 

seine Auflosung und vner Tage spater dne Grundung des „Volkskongresses 

Kurdistans“ (KONGRA-GEL) bekannt Tatsachlnch blieb die Parten nn Auf- 

bau, Zielen, Aktnvntaten und Personalbesetzung weitgehend unverandert 

Berichten der „Ozgur Polntika‘ zufolge wurde nm Anschluss an einen Kon- 

gress zum Wiederaufbau der PKK vom 28 Marz bns 4 April 2005 nn den 

„Bergen Kurdistans“ die Grundung der ‚neuen‘ PKK verkundet Eine von 

den Delegierten unterzeichnete Erklarung besage, dass die „neue“ PKK 

eine Schlusselrdlle nn der Demokratisierung des Nahen Ostens spielen 

solle 

Im Sommer 2005 berichteten dne turknschen Medien sehr haufig von mn- 

Intarnschen Zusammenstoßen zwschen turknschen Sncherheitskraften und 

KONGRA-GEL-Guenllaennheiten nm Sudosten des Landes Terroristische 
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Anschlage gegen znvile Ziele komplnznerten die angespannte Sncherheits- 

lage zusatzlich Im Junn 2005 kam es nn einer Reihe turknscher Städte zu 

Bombenanschlagen Die KONGRA-GEL-Guerillaeinheiten erklarten, dass 

sie auch tounsstische Zentren zu nhren Angrnffszielen machen wurden, wenn 

die türknsche Regierung nncht sofort von ihrer Palntik der „Unterdruckung“ 

gegenuber dem kurdischen Volk ablasse, und warnten auslandnsche Tou- 

rnsten davor, nn die Turkei zu reisen 20 Personen wurden ben einer Bom- 

benexplosion am 10. Juln im westtürknschen Ferienort Cesme verletzt, nn 

dem ebenfalls an der türkischen Agans gelegenen Kusadasi gab es am 

16 Juli funf Todesopfer 

Trotz aller internen Probleme und Ruckschlage unternimmt der nn Deutsch- 

land mnt Tenl- und Nebenorgannsationen went verzweigte KONGRA-GEL 

große Anstrengungen, ungebrochenen Kampfgeist zu demonstneren, Mit- 

glieder und Anhanger bei der Stange zu halten bzw. neu zu gewinnen und 

nn der Öffentlichkeit mnt den eigenen Anliegen präsent zu bleiben Daben 
ubersteigt das Mobilisierungspotential bei Veranstaltungen mitunter bei 

weitem die Mitgliederzahl Das Kurdistanfestival nm September nn Koln, 

eine alljahrlnch stattfindende Massenveranstaltung, hatte rund 40.000 Be- 

sucher 

Zur schnellen und umfassenden Verbreitung pdltischer Botschaften steht 

dem KONGRA-GEL enn Fernsehsender zur Verfügung Nach Vorgänger- 

einrichtungen, denen dne Sendelinzenz entzogen worden war (zuletzt ‚ME- 

DYATV“ nm Februar 2004), nst dies nunmehr der Sender „‚ROJ TV", der am 

1 März 2004 seinen Sendebetrieb aufgenommen hat 

Daneben gnlt seit Jahren die von KONGRA-GEL-Anhangern gelesene 

Tageszeitung „Ozgur Polntika”, seit 16 Januar 2006 „Yenn Özgur Politika® 

{Neue Freie Polntik), als Sprachrohr der Organnsatnon, in der regelmäßng 

Partenfunktionare mnt politischen Stellungnahmen zu Wort kommen 
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Aktivitäten in Brandenburg 

Auch 2005 gab es nn Brandenburg keine eigenstandigen Aktnvitaten des 

KONGRA-GEL, und solche snnd nn nachster Zukunft auch nncht zu erwar- 

ten Diesliegtzum einen an der relatnv geringen Anzahl von Mitgliedern und 

Sympathnsanten der KONGRA-GEL nn Brandenburg, zum anderen an den 

Verbindungen der vorhandenen Anhanger zu den gefestigten Strukturen nn 

den benachbarten Bundeslandern Berlnn, Sachsen-Anhalt und Sachsen 

Die nn Brandenburg ansassngen KONGRA-GEL-Anhanger beteiligen snch 

rege an bundesweiten und uberregionalen Aktionen, die nhren Ausgangs- 

punkt nn anderen Bundeslandern haben Eigenstandige Strukturen mnt 

Zentrum auf dem Gebiet Brandenburgs snnd dagegen bislang nncht vor- 

handen 

Einen Beitrag zur Deckung des großen Finanzbedarfs des KONGRA-GEL 

lensten die nn Brandenburg ansassngen Anhanger gleichwohl Alljahrlich 

finden Spendenkampagnen statt, an denen snch nncht nur Mitglieder und 

Sympathnsanten des KONGRA-GEL beteiligen, sondern auch Kurden, die 

der Organnsatnon nncht nahe stehen - manche mehr, manche weniger frei- 

wilng Im Klartext heißt das Es kommt zu Spendengelderpressungen 

Privatpersonen mussen ungefahr 30 bns 50 Euro nm Monat „spenden,“ Ge- 

schaftsleute werden entsprechend hoher zur Kasse gebeten Der KON- 

GRA-GEL verkauft auch Eintrittskarten fur Neujahrsfeste zu hohen Preisen 

- und zwar teilweise an Kurden, die uberhaupt nncht die Absncht haben, 

diese Feste zu besuchen Wer nncht „freiwillig“ zahlt, dessen Eigentum 

oder Gesundheit geraten nn Gefahr — eingeschlagene Fensterscheiben 

snnd da noch enn relatnv mildes Mittel der Disziplinierung 

Die vor Brandenburger Gerichten verhandelten Falle der illegalen Fnnanz- 

mnttelbeschaflung zeigen die typnschen Merkmale Die Vorgehensweise 

erstreckt sichvom einfachen Verlangen der Zahlung uber die Aufforderung 

mnt Gewaltandrohung bns zur offenen Gewaltanwendung Seit dem Jahr 

2000 wurden nn Brandenburg elf solcher Verfahren abgeschlossen 
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Türkische Linksextremisten 

Die turknschen lnnksextremistischen Parteien DHKP-C, TKP/ML Partnzan, 

MKP und MLKP haben Ennzelmitglieder nn Brandenburg, die jedoch kaum 

durch Aktionen nm Lande auffallen Gemeinsam nst nhnen das politische 

Ziel, den türknschen Staat nn einem revolutionären Umsturz gewaltsam zu 

zerschlagen und enne kommunistische Gesellschaft auf der Grundlage des 

Marxnsmus-Leninismus oder des Maonsmus zu errichten 

Die wichtigste Partei aus demlinksextremistischen Spektrum st dne ‚Revo- 

Iutionare Volksbefreiungspartei-Front‘ (DHKP-C) Sne wurde im Marz 1994 

nach Spaltung der 1983 nn Deutschland verbotenen „Devrimcn Sol“ (‚Revo- 

Iutionare Linke‘) gegrundet und besteht aus zwei Armen, einem politischen 

{DHKP „Revolutionare Volksbefreiungsparte“) und einem milntärschen 

{DHKC „Revolutionare Volksbefreiungsfront“) 

Eine zweiter, wennger bedeutender Teil der „Revolutionaren Linken“ sam- 

melte snch nn der „Türkischen Volksbefreiungspartei-Front Revolutionäre 

Linke“ (THKP-C-Devrimcn Sc). In den folgenden Jahren wurden Rivalnta- 

ten zwischen beiden linksextremistischen Organnsationen auch gewaltsam 

ausgetragen. Da die Tätigkeit der DHKP-C die nnnere Sicherheit und die 

außenpolitischen Belange der Bundesrepublik Deutschland gefahrdet, 

wurde sne 1998 nach $ 8 Abs 1 Vereinsgesetz vom Bundesminister des 

Innern verboten. Auch die THKP-C-Devnmcn Sol wurde mnt ennem Betatn- 

gungsverbot in Deutschland belegt Mnt Beschluss vom 2 Man 2002 hat der 

Rat der Europäischen Union die DHKP-C nn dne Liste der Organnsationen 

aufgenommen, die als terrornstisch eingestuft werden. 

Zwar hat dne DHKP-C sent dem Verbot 1998 auf Gewaltaktnonen - ein- 

schließlich bewaffneter Auseinandersetzungen mit der THKP-C - nn 

Deutschland verzichtet, aber nn der Turkei kampft sne weiterhin mnt terrorns- 

tischen Mitteln fur die Errichtung einer „klassenlosen“ Gesellschaft nm Sin- 

ne der marxnstisch-eninistischen Lehre Seit Anfang 2003 snnd vermehrt 

terroristische Anschlage in der Türken festzustellen Der noch anhaltende 

Hungerstreik der Iinksextremistischen „politischen Gefangenen“ nn turkn- 

schen Gefängnissen und deren „Todesfasten“, das bisher rund 120 Opfer 

forderte, bietet der DHKP-C nhr michtigstes Thema fur politische Agntatnon 

und Propaganda Ein Schwerpunkt der Parteiaktivitaten nn Deutschland 

liegt auf Spendensammlungen - auch zur Finanzierung des Terrors in der 
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Türken Die DHKP-C hatnn Deutschland etwa 650 Mitglieder, darunter ver- 

einzelte Anhänger auch nn Brandenburg 

Die 1972 gegrundete „Turkische Kommunistische Parten/Marxisten-Le- 

ninnsten“ (TKP/ML) spaltete snch nm Jahre 1994 in zwei konkurrierende 

Flugel den „Partnzan‘-Flugel und das so genannte „Ostanatolische Ge- 

bietskomitee‘ (DABK) Das DABK hat snch Ende 2002 umbenannt nn „Mao- 

nstnsche Kommunistische Parten“ (MKP) Damit verbunden war auch die 

Neubenennung seines militärischen Armes in „Volksbefreiungsarmee“ 

{HKO) Die Guerilla-Gruppe des „Partizan‘-Flugels heißt „Turknsche Arbei- 

ter- und Bauernbefreiungsarmee (TIKKO) 

Beide Splitterparteien verfugen uber Basnsorgannsationen Bei ‚Partizan‘ nst 

dies die Duisburger „Föderation der Arbeiter aus der Türkei nn Deutschland 

e V" (ATIF) Die der MKP nahestehende Basnsorgannsatnon heißt dagegen 

„Foderation fur demokratische Rechte nn Deutschland e.V." (ADHF) Ideo- 

logische Unterschiede zmschen den beiden Flügeln snnd nncht erkennbar 

Die TKP/ML Partnzan hat nn Deutschland etwa 800, die MKP 500 Mitglie- 

der Beide Flugel veranstalten getrennt jährliche Gedenkveranstaltungen 

für den TKP/ML-Grunder Ibrahnm Kaypakkaya Anhanger der MKP, der 

„Marxnistisch-Leninistischen Kommunistischen Partei“ (MLKP) und ande- 

rer Iinksextremistischer turknscher Gruppen veranstalteten nm Juni 2005 nn 

verschiedenen deutschen Stadten Demonstrationen und Kundgebungen, 

um gegen die Totung von MKP-Anhangern durch die turknsche Armee nm 

Sudosten des Landes zu protestieren Pressemeldungen zufolge waren 

am 18 Juni nm Rahmen einer massnven Armeeoperation nn der Provinz 

Tuncdli 17 Anhanger der MKP ums Leben gekommen Enn Aufruf zur De- 

monstration am 24 Juni nn Berlin sprach von ennem „Vernichtungseinsatz 

des faschistischen Staatsapparates der Turkei gegen dne MKP“ 

Die Manastisch-Leninistische Kommunistische Partei (MLKP) wurde 1994 

in der Turkei gegrundet Schon nm Folgejahr spaltete snch die „Kommu- 

nnstische Partei-Aufbauorgannsation‘ (KP-IO) aus ndedoogischen Grunden 
ab Basnsorgannsatnon der MLKP nn Deutschland nst dne „Foderation der Ar- 

beitsimmigranten aus der Turkei nn Deutschland e V* (AGIF) Der MLKP 

gehoren nn Deutschland etwa 600 Mitglieder an, sie nst hierzulande sent 

langerem nicht mehr mit Gewaltaktionen nn Erscheinung getreten Dafur 

begeht sne Terrorakte nn der Turken In Brandenburg leben nur einzelne 

Mitglieder der MLKP 
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Spionage und andere Sicherheitsrisiken 

Spionageabwehr 

Die meisten Staaten dieser Welt verfugen uber Nachrnchtendienste Frem- 

de, d h auslandnsche Nachrichtendienste snnd nn Deutschland und nncht 

zuletzt auch nn Brandenburg aktnv Das Ende des Kalten Krieges bedeutet 

keinesfalls das Ende der Spionage Trotz der grundlegend veranderten 

weltpolitischen Lage sehen viele Staaten keinen Widerspruch darnn, mnt 

Deutschland einerseits politisch und wirtschaftlich eng zusammenzuarbei- 

ten und es andererseits mnt Hilfe der Nachrichtendienste auszuforschen. 

Fremde Nachnchtendienste widmen snch der ‚klassischen Spionage‘, also 

der Gewinnung von Informationen und Erkenntnissen uber polntische Ent- 

scheidungsprozesse und uber milntarnsche Geheimnisse sowie der Wirt- 

schaftsspionage nm Wege des illegalen Wissenstransfers Sne bemuhen 

snchz B umden Erwerb von Gutern, die snch nn der Herstellung von Waf- 

fen einsetzen lassen und/oder bemuhen snch um Know-how nn ahnlnchen 

Bereichen In Brandenburg, wo u a Medizintechnik, Eisenverarbeitung 

und Mdekularforschung beheimatet snnd, nst deswegen die Spionageab- 

wehr enn bedeutender Teil der Arbeit des Verfassungsschutzes 

Manche auslandnsche Nachrichtendienste stehen nn nhren Heimallandern 

unter einem enormen Leistungsdruck, sne konkurneren miteinander um 

Geld und Prestige, nncht zuletzt auch deswegen, weil es dort oft mehrere 

Dienste mnt uberlappenden Arbeitsbereichen gnbt Dass einige Auslands- 

nachrichtendeenste dne Wirtschaftsspionage zu nhren wesentlichen Aufga- 

ben zahlen, darf keinesfalls vernachlassigt werden Zudem lasst snch nncht 

selten eine Vernetzung von wntschaftichen, politischen und auch krnmind- 

len Interessen ben auslandnschen Nachrichtendiensten beobachten 

In der nachrichtendienstlichen Arbeit werden sowohl offene, jedermann 

zuganglnche Informationsquellen, als auch verdeckte Wege zur Informatn- 

onsbeschaffung genutzt Mitarbeiterlegendieren sichz B als Diplomaten, 

Geschaftsleute oder Journalisten Die verbreitete Praxis, z B Stipendien 

zu vergeben, die enn Studium nn Deutschland ermoglichen, um erst Jahre 

spater die Stipendiaten zu nachrnchtendienstlichen Tätngkeiten zu verpflich- 

ten, zeigt, wne langfrnstig Spionage anderenorts gedacht wnrd und welch 

enne umfassende Aufgabe die Spionageabwehr nst, die sich den vielfaltigen 

Bemuhungen fremder Nachrichtendienste entgegenstellt 
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Dies zeigt folgendes Beispiel aus dem Jahr 2005, das nn Medien veroffent- 

Incht worden nst 

Der am Hamburger Generalkonsulat beschaftigte Alexander Kuzmnn 

soll zmischen 2000 und 2004 fur den russischen Geheimdienst gear- 

beitet haben Er hatte eine nntensive, geheimdienstiche Verbindung zu 

ennem Bundeswehrangehorigen aufgebaut und war hauptsachlich an 

vertraulichen Informationen uber deutsche Waffensysteme sowie mo- 

derner Fernmeldetechnik nnteressiert Einige der rund 20 Treffen, ben 

denen auch Geld fur geheime Dokumente ubergeben worden nst, wur- 

den der Spionageabwehr bekannt Alexander Kuzmnn halt snch nncht 

mehr nn Deutschland auf 

Enn wenterer Arbeitsbereich der Spionageabwehr nst die Proliferation 

Proliferation 

Als Proliferation bezeichnet man die Illegale Verbreitung atomarer, biolo- 

gischer und chemischer Waffen (ABC-Waffen) sowie der zu nhrem Einsatz 

erforderlichen Mittel und Trager-Technologien Darunter fallt auch die Be- 

reitstellung von wnssenschaflichem und technischem Know-how Vor al- 

lem so genannte Krisenlander bemuhen snch darum, uber Proliferation nn 

den Besntz von Massenvernichtungswaffen zukommen Ben einigen dieser 

Lander nstzu befurchten, dass - wie nm Iran-Irak-Krneg (1980 -1988) durch 

Saddam Hussein angeordnet - A-, B- oder C-Waffen nn einem bewaffneten 

Konflikt eingesetzt werden oder deren Einsatz zur Durchsetzung polntn- 

scher Ziele angedroht wmnrd 

Problematisch snnd Erzeugnisse und Technologien, die sowohl znvil als 

auch milntarnsch genutzt werden konnen („Dual-Use“), wne abgereichertes 

Uran oder auch Produkte, z B Sendeeinrichtungen, die snch aber mnt ei- 

nngem Know-How umfunktionieren und nn der Waffentechnologie einset- 

zenlassen Auf der Website der Zollbehorde (www zoll de) sind Listen mnt 

„Dual-Use*-Gutern einsichtlich 

Neben anderen Institutionen - z B dem Bundesamt fur Wirtschaft und 

Ausfuhrkontrolle und den Zolldienststellen - hat auch der Verfassungs- 

schutz den gesetzlichen Auftrag, Proliferation fruhzeitig zu erkennen und 

aufzuklaren und so Illegale Ausfuhren zu verhindern. 
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Woran erkennt man Prolniferation? 

Nach Erfahrungen der Verfassungsschutzbehorden gnbt es Anhaltspunkte, 

die auf illegale Beschaffungsaktivitaten aus Krisenlandern schließen las- 

sen 

Der tatsachliche Endverbleib der Güter nst unklar oder der beabsichtig- 

te Verwendungszweck weicht erheblich von der vom Hersteller vorge- 

gebenen Produktbestimmung ab oder der Kunde kann erst gar nncht 

erklären, wofur das Produkt gebraucht wird. 

Der Kunde handelt normalerweise mnt milntarnschen Gutern 

Der Kaufer verfugt nicht uber das erforderliche Fachwissen 

Ohne erkennbaren Grund werden Zwischenhänder eingeschaltet 

Der Kunde wunscht eine außergewohnliche Etnkettierung oder Kenn- 

zeichnung der Ware 

Der Kunde bietet an den Markt- und Branchengepflogenheiten gemes- 

sen atypnsche Zahlungsbedingungen an (Barzahlung, hohe Voraus- 

zahlungen, ungewöhnliche Provisionen) 

Der Käufer verzichtet, entgegen ublncher Handhabung, auf Einweisung 

in die Handhabung der Ware, auf Servicdleistung oder auf Garantie 

Firmenangehörige des Käufers werden, um nn der Bedienung geschult 

zu werden, zur Herstellerfiima nach Deutschland geschickt, obwohl 

eine Einweisung vor Ort praktischer und snnnvoller ware 

Weitere Geschaftskontakte nn Deutschland unterliegen einer unge- 

wöhnlichen Verschwiegenheit 

Geheimschutz 

Aufgaben des Verfassungsschutzes 

Der brandenburgische Verfassungsschutz wirkt bei der Sicherung von 

Informationen, Tatsachen, Gegenständen oder Erkenntnissen mit, die im 

offentlichen Interesse geheimgehalten werden mussen und daher mnt einer 

Geheimhaltungsstufe versehen snnd Bei diesen so genannten Verschluss- 
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sachen kann es snch um Papnere, Fotos, Dateien, Ton- und Bildtrager oder 

auch das gesprochene Wort nn einer Konferenz oder am Telefon handeln 

Ebenso konnen detaillierte Bauplane von sncherheitsrelevanten Einrichtun- 

gen oder Gebauden darunter fallen, wenn sne als solche eingestuft snnd 

Dadurch wnrd snchergestellt, dass Unbefugte keine Kenntnis von Sachver- 

halten erlangen, die sne zum Nachteil Brandenburgs und seiner Burgerin- 

nen und Burger einsetzen konnten 

Überprüfung von Personen 

Beschaftigte nm offentlichen Dienst, die mnt solchen Verschlusssachen zu 

tun haben, mussen snch daher vor einer entsprechenden Tatngkeit auf 

der Grundlage des Brandenburgischen Sncherheitsuberprufungsgesetzes 

uberprufen lassen, ob zu nhnen Erkenntnisse vorliegen, die eine sncher- 

heitsempfindiche Tatngkeit ausschließen 

Fur das Uberprufungsverfahren gnbt es nn der Regel nn den offentlichen 

Verwaltungen Brandenburgs ennen Geheimschutzbeauftragten, der unter 

Mitwirkung der Verfassungsschutzbehorde und nhrer fachlichen Kompe- 

tenz und Erfahrung, das Verfahren durchfuhrt Er hat auch den ordnungs- 

gemaßen Umgang mnt Verschlusssachen und deren sncherer Aufbewah- 

rung sncherzustellen 

Aber auch Personen, die z B auf Verkehrsflughafen oder nn kerntechni- 

schen Anlagen tatng snnd, mussen auf nhre Zuverlassigkeit gepruft werden, 

z B zur Verhinderung von terronstischen Anschlagen oder Sabotageak- 

ten Hierbei wnrkt die Verfassungsschutzbehorde mnt 

Geheimschutz in der Wirtschaft 

Nicht nur nn Behorden gnbt es Verschlusssachen, sondern auch nn der Prn- 

vatwnrtschaft, die nm Auftrag staatlncher Stellen tatng wnrd So kann z B 

die Herstellung und Lagerung von Impfpraparaten im staatlnchen Auftrag 

stattfinden, aber durch Privatfinmen durchgefuhrt werden 

Fur den korrekten Umgang mnt Verschlusssachen hat das Bundesminis- 

ternum fur Wirtschaft und Arbeit enn Handbuch herausgegeben, das den 

Geheimschutz nn der Wirtschaft reguliert (wwwbmwm bundde) Die Be- 

stimmungen dieses Handbuches mussen von einer Fnrma, die einen Ver- 
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schlusssachen-Auftrag erhalten mochte, vertraglich anerkannt werden 

Das Geheimschutzverfahren des Bundes wnrd vom Bundesministerium für 

Wirtschaft und Arbeit unter Mitwirkung des Bundesamtes fur Verfassungs- 

schutz durchgefuhrt 

Der Verfassungsschutz Brandenburg nst der kompetente Ansprechpartner 

für Brandenburger Fnrmen, dne Beratung nm Bereich des Geheimschutzes 

suchen. Seien es Verschlusssachen, Sncherheitsüberprüfungen oder Fra- 

gen zu „Dual-Use“-Gutern, der Verfassungsschutz steht jederzeit zur Ver- 

fügung Zur Starkung der brandenburgischen Wirtschaft bietet der Verfas- 

sungsschutz des Landes auch solchen Fnrmen Unterstutzung an, die snch 

nnchtin einer staatnchen Geheimschutz-Betreuung befinden Damnt soll der 

Abzug von Ideen und Know-how aus dem Land verhindert werden 
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Sach- und Personenregister 

‚Abdallah, Shadn 

Abu Dhess, Mohammad 

AK Antnfa Potsdam 

al-Dagma, Ashraf 

A-Qanda 

A-Tawhnd 

al-Zargam, Abu Mussab 

Ansar al-Islam (AAI} 

ANSDAPO 

Antnfaschistische Aktnon Potsdam (AAPO) 

Antnfaschistische Linke Bern ({ALB) 

Arbeiterpartei Kurdnstans (PKK) 

Assoznatnon Marxnstischer Studentinnen (AMS) 

Autonome Antnfa Frankfurt (Oder) (aaffo) 

autonome gruppen/militant people (mp) 

Autonome Jugendantnfa Bernau (AJAB) 

Bener, Klaus 

Berliner Alternative Sud-Ost (BASO) 

Bewegung Neue Ordnung (BNO) 

Blood & Honour (B&H) 

Claus, Michad 

Collegium Humanum (CH) 

Deutsche Akademie (DAK) 

Deutsche Kommunistische Parten (DKP) 

Deutsches Kolleg (DK) 

Deutsche Valksunion (DVU) 

Foderatnon der Arbeiter aus der Turken nn Deutschland 

eV (ATIF) 

Foderatnon der Arbeitsimmigranten aus der Turken nn 

Deutschland e V (AGIF) 

Foderatnon fur demokratische Rechte nn Deutschland 

e V (ADHF) 
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Freie ArbeiterInnen-Union - Internationale ArbeiterInnen- 

Assoznatnon (FAU-IAA) 2 

Freiheits- und Demokratiekongress Kurdnstans (KADEK) 121 f. 

Gesinnungsgemeinschaft Sud-Ost Brandenburg 

(GGSOBB) 67 

Frey, Dr. Gerhard 32, 34 ff. 

Für eine Innke Stromung (FelS) 105 

Garnaoun, Ihsan 113 

Hahnel, Jörg 74,77 

HAMAS (Islamische Widerstandsbewegung) 109 

Hauptvolk/Sturm 27 31,54 ff 

Haverbeck -Wetzel, Ursula 50 

Hilfsorgannsatnon fur nationale polntische Gefangene und 

deren Angehöngee V (HNG) 68 

Hnzb Allah (Parten Gottes) 109 

International Socnalnst Tendency (IST) 89 

Islamische Gemeinschaft Milln Görus e V (IGMG) 2, 116 

Islamische Heilsfront (FIS) 109 

Jacobs, Lars 64 

Junge Landsmannschaft Ostpreußen (JLO) 62 

Junge Nationaldemokraten (JN) 23,63, 74, 77 

Kameradschaft Oder-Spree 9 

Kameradschaft Tor 19, 21,97 

Knop, Ingmar 37 

Kommunistische Partei - Aufbauorgannsation (KP-IÖ) 127 

Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) 24, 86f 

Kommunistischer Arbeiterbund Deutschlands (KABD) 88 

Kommunistischer Jugendverband Deutschlands (KJVD) 86. 

Koordination der kurdnsch-demokratischen Gesellschaft 

nn Europa (CDK) 121 

Krntnk & Praxns Berlin (KP) 105 

Kurdische Demokratische Volksunnon (YDK) 121 

Lausitzer Aktionsbundhis (LAB) 60,67 

Lausitzer Aktionsfront Guben 67 

Linksruck {LR) 8gf 
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Marknscher Heimatschutz (MHS) 21,48, 60 ff, 

67, 79, 97 

Mahler, Horst 507,66 

Mann, Klaus 31 

Maonstische Kommunistische Parten (MKP) 125, 127 

Manxnstisch-Leninistische Kommunistische Parten (MLKP) 125, 127 

Manxnstisch-Leninistische Parten Deutschlands (MLPD) 24, 86, 88 

milntante gruppe (mg) g7f 

Mustafa, Djamel 114 

Mzoudn, Abdelghann 113 

Natnonaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) 23,29 ff ,36f, 

39 ff , 61, 

63, 65, 66, 

Tat, 77 ft 

Natnonale Befreiungsfront Kurdnstans (ERNK) 121 

Nationales Bundnis Preußen (NBP) 31, 60, 66 

Nationales und Soziales Aktionsbundnis Mitteldeutschland 

(NSAM) BAf 

Nonninger, Markus 3 

Ocalan, Abdullah 122 

Ostanatolisches Gebietskomitee (DABK) 127 

Partnzan (Partnzan-Flugel der TKP/ML) 125, 127 

Popnela, Marno 40 

Rennhdlz, Gordon 48, 60 

Rennicke, Frank 74 

Revdutionare Volksbefreiungsfront (DHKC) 125 

Revdlutionare Volksbefreiungspartei (DHKP) 125 

Revdutionare Volksbefreiungspartei-Front (DHKP-C) 125, 127 

Revdutionar-Soznalistischer Bund-IV Internationale 

(RSB) 0 

Rnchter, Sebastnan 67 

Rote Hnlfee V {RH) 24,83, 91f 

Schaub, Bernhard 50 

Schuldt, Sngmar-Peter 31,37 

Schutzbund Deutschland 58f 
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Shalabn, Ismail 114 

Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) 84 

Sozialistische Reichsparten (SRP) 39 

Sturm 27 31, 49, 54 ff 

Sturm Cottbus 67 

Turknsche Kommunistische Partei/Marxisten-Leninisten 

(TKP/ML) 125 ff 

Turknsche Arbeiter- und Bauernbefreiungsarmee (TIKKO) 127 

Turknsche Volksbefreiungspartei-Front Revdlutionare 

Linke (THKP-C-Devrimcn Sol) 125 

Verein zur Rehabnlitierung der wegen Bestreitens des 

Holocausts Verfolgten (VRBHV) 50, 61 

Volksbefreiungsarmee des DABK (HKO) 127 

Volksbefreiungsarmee Kurdnstans (ARGK) 122 

Volkskongress Kurdnstans (KONGRA-GEL) 25, 121 ff 

Voigt, Udo 39f 

White Youth (WY) 73 

Worch, Christian 64f 
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Fotonachwens dpa (Titel, S. 55 (2 Fotos)), Ministerum des Innern des Landes 

Brandenburg (S 16) 

Diese Druckschrift wnrd nm Rahmen der Offentlichkeitsarbeit der Landesregierung 

Brandenburg unentgeltlich herausgegeben Sne nst nncht zum gewerblichen Vertrieb 

bestimmt Sie darf weder von Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern 

während ennes Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden 

Das gnlt fur Landtags-, Bundestags- und Kommunalwahlen sowie für dne Wahl der 

Mitglieder des europäischen Parlaments Missbrauchlich nst insbesondere dne Ver- 

teilung auf \Wahlveranstaltungen, an Informatnonsstanden der Parteien sowie das 

Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben parteipolntischer Informationen oder Werbe- 

mittel. Untersagt nst gleichfalls dne Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwer- 

bung Unabhängig davon, wann, auf welchem Weg und nn welcher Anzahl diese 

Schrift dem Empfanger zugegangen nst, darf sne auch ohne zeitlichen Bezug zu 

enner bevorstehenden Wahl nncht nn enner Weise verwendet werden dne auf Parten- 

nahme der Landesregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden 

werden könnte 
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